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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

In der Integrationspolitik ist in den letzten Jahren 
einiges in Bewegung geraten: Das Zuwanderungs-
gesetz von 2005 enthält zum ersten Mal Rechte 
von Neuzugewanderten auf staatliche Integra-
tionsleistungen. Der von der Bundesregierung 
 initiierte Nationale Integrationsplan ist mit Betei-
ligung vieler Organisationen und Verbände er-
stellt worden. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge hat die Aufgabe, ein bundesweites In-
tegrationsprogramm zu entwickeln. Konzepte 
„nachholender Integrationspolitik“, die die Ver-
säumnisse der Vergangenheit zumindest teilweise 
kompensieren sollen, werden diskutiert. Und im-
mer mehr Städte und Gemeinden erkennen, dass 
kommunale Integrationspolitik eine Querschnitts-
aufgabe ist, die alle Bereiche berührt und alle 
Ämter betrifft. Gemeinsam ist diesen politischen 
Initiativen das Prinzip des „Förderns und For-
derns“.

Nach wie vor sind wir aber in Deutschland 
von der Angleichung der Lebenschancen von 
Einwanderern und Einwanderinnen an die der 
„Alteingesessenen“ weit entfernt. Das Ziel der In-
tegrationspolitik, die gleichberechtigte Teilnah-
me am wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Leben, ist noch längst nicht erreicht. Besorgnis-
erregend ist, dass z.B. für die zweite und dritte 
Generation im Bildungssystem und auf dem Ar-
beitsmarkt keine Chancengleichheit besteht. 

Mit diesem Gutachten von Prof. Dr. Dieter 
Filsinger wollen wir die Diskussion um die zu-
künftige Gestaltung unserer Integrationspolitik 
fortführen. Wichtig erscheint uns zu klären, wel-

cher Integrationsbegriff den unterschiedlichen 
Konzepten zugrunde liegt. Dies ist die Vorausset-
zung, um eindeutige, realisierbare Ziele poli-
tischen und gesellschaftlichen Handelns zu for-
mulieren. Eine Vernetzung der Angebote von 
Bund, Ländern und Kommunen mit denen der 
Freien Träger, insbesondere der Migrantenorgani-
sationen, ist eine wichtige Aufgabe. Dabei sollte 
beachtet werden, dass Integrationsprozesse einen 
„langen Atem“ benötigen. Kurzfristige Erfolge 
sind in der Regel nicht zu erwarten. Vielfach wer-
den die Möglichkeiten der Steuerbarkeit von In-
tegrationsprozessen durch staatliche Programme 
in komplexen, funktional differenzierten, moder-
nen Gesellschaften überschätzt.

Eine wichtige Aufgabe der „neuen Integrati-
onspolitik“ ist die Einführung eines wissenschaft-
lich begründeten „Integrationsmonitorings“. Mit 
seiner Hilfe sollen Faktoren „gelingender“ aber 
auch „misslingender“ Integrationsprozesse trans-
parenter gemacht werden. Ergänzt werden muss 
es durch Studien, die die Wirkung von Integra-
tionspolitiken und -programmen zum Ziel haben. 
Der Gesprächskreis Migration und Integration 
der Friedrich-Ebert-Stiftung beteiligt sich mit die-
ser wissenschaftlichen Analyse an der Diskussion 
um die Weiterentwicklung der Integrationspoli-
tik in Deutschland.

 Günther Schultze
 Leiter des Gesprächskreises 
 Migration und Integration 
 der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Zusammenfassung 

Vor dem Hintergrund der neu ausgerufenen Inte-
grationspolitik, die stärkere Anstrengungen der 
Einwanderungsgesellschaft verspricht, die Kom-
petenzen und das Potenzial der (jun gen) Einwan-
derinnen und Einwanderer verstärkt in den Blick 
nehmen will, aber gleichzeitig er hebliche Anfor-
derungen an diese richtet, erscheint es angezeigt, 
sich nicht nur des Integra tionsbegriffs zu verge-
wissern, konsensuelle Vorstellungen und Kontro-
versen herauszuar bei ten, sondern auch die wis-
senschaftlichen Er kenntnisse zum Stand der 
 so zialen Integration von Migrantinnen und Mi-
granten, insbesondere zur strukturellen Integra-
tion in Erinnerung zu ru fen. Dabei ist auf den 
gewachsenen Anteil von Kindern und Jugend-
lichen mit Migrations hin tergrund, auf die wach-
sende Diversi fi kation der Migrationsbevölkerung, 
auf die Vielfalt von Migrationsbiographien, Ak-
kul turationsprozessen und Integrationsverläufen 
hinzuweisen. Brei ter Konsens scheint darüber zu 
bestehen, dass unter Integration die gleichbe-
rechtigte Teil ha be an den ökonomischen, ökolo-
gischen, sozialen und kulturellen Ressourcen der 
Gesell schaft zu verstehen ist. Kontrovers disku-
tiert wird die Frage nach den Erwartungen, die 
legi ti mer Weise an Einwanderinnen und Einwan-
derer gerichtet werden können.

Die Empirie zeigt, dass gemessen an dem Kri-
terium der Angleichung von Lebenschancen nach 
wie vor erhebliche Defi zite zu bilanzieren sind. 
Dies gilt für die Wohnbedingungen, für die Teil-
habe an weiterführender Bildung, für die Integra-
tion in Ausbildung und in das Beschäfti gungs-
system bzw. den Arbeitsmarkt. Eine beachtliche 
Gruppe von Jugendlichen mit Migra tions hin-
tergrund ist von dauerhafter Marginalisierung be-
droht. Die strukturelle Benach tei li gung eines 
großen Teils der Migrationsbevölkerung ist empi-
risch betrachtet evident, wenn gleich Erklärungen 
zum Teil wis sen schaftlich kon trovers verhandelt 
werden. Die bisherigen Interventionen und För-
der maß nahmen, insbesondere im Bildungs- und 

Ausbildungsbereich, waren aber offen sicht lich 
nur beschränkt wirksam. Im städtischen Alltag ist 
ein Mix aus ei nem Miteinander, einem Ne ben-
einander, zuweilen auch einem konfl ikthaftem 
Gegeneinan der beobachtbar. Freiwillige und 
erzwungene Segregation sind soziale Tatsachen, 
die einer diffe ren zierten Bewertung und Inter-
vention bedürfen. Die Einbeziehung von und die 
Auseinander set zung mit Migrantenor gani satio-
nen erscheint ohne Alternative. Die interkultu-
relle Orien tierung, Kompetenz und Öffnung der 
Institutionen der Ein wan derungsgesellschaft 
steht noch re lativ am Anfang und stellt eine zen-
trale Entwick lungs aufgabe dar. Die Folgen der 
lange Zeit verweigerten Selbstanerkennung der 
Bundesrepublik als Einwanderungsge sell schaft 
sind durch eine „nachholende“ Integra tions poli-
tik zu bear bei ten, was eine nüchterne Erwartungs-
hal tung hinsichtlich erreich barer Er folge nahe 
legt. Aber der größte Teil der Mi grantinnen und 
Migranten ist den Weg der „praktischen Hand-
lungs integration“ gegangen. Gleichwohl ist die 
Ein bür gerungsquote im europäischen Ver gleich 
bescheiden.

Zu den integrationspolitisch relevanten 
Handlungsfeldern liegen mittlerweile eine Fülle 
von Hand lungsperspektiven und Konzepten vor, 
die theoretisch gut begründet und vor dem Hin-
ter grund empirischer Studien zumindest plau-
sibel erscheinen. Zweifellos gibt es aber einen 
For schungs- und Evaluationsbedarf zur weiteren 
Fundierung von Konzepten, Programmen und 
Maß nahmen und für politische Entscheidungs-
hilfen. Die wissenschaftliche und fachliche Be-
fassung mit Integrationskonzepten, -politiken und 
-programmen erübrigt aber nicht einen wei teren 
Diskurs über Migration und Integration, über die 
Folgen von und den Umgang mit wach sender 
Heterogenität, sozialer Ungleichheit und kultu-
reller Differenz in der politischen Arena und in 
der Zivilgesellschaft. Dieser schließt eine kritische 
Begleitung der „neuen“ Integra tions politik ein.  



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

5

Schließlich geht es auch um Fragen des gesell-
schaftlichen Zusammenhalts, der Integration der 
Gesellschaft, die erstritten sein will, was den Kon-
fl ikt zum Normalfall macht. Allerdings ist diese 
Frage nicht ausschließlich im Zusammenhang 
mit Migration zu be trachten. Die Folgen der 
Transformation des Sozialstaats in einen aktivie-
renden, sozial investiven sind zu berücksichtigen.

Übereinstimmung besteht dahingehend, 
dass integrative und integrierte Hand lungs kon-
zepte nötig sind, die einer Vernetzung und Hand-
lungskoordination unterschiedlicher, staat licher 
und nicht-staatlicher Akteure bedürfen. Die 
(Groß-)Städte sind auf diesem Weg mit quer-
schnittsorientierten Gesamtkonzepten und 
einem kommunalen Integra tionsmanagement 
beachtlich vorangeschritten. Die Leistungen der 
Wohlfahrtsverbände und der Beitrag der Mi gran-
tenorganisationen sind angemessen wahrzuneh-
men. Was mittlerweile vorliegt, ist ein er fah-
rungsgesättigter Wissensbestand über die Struk-
tur- und Prozessqualität kommunaler Inte-
grationspolitiken. Dringlich ist neben der 
horizontalen Koordination von Integrationspoli-
tiken und Programmen die vertikale Koordinati-
on zwischen Bund, Ländern und Kommunen, 
ins besondere im Bildungs- und Ausbildungssy-
stem. Die Einsicht in diese Notwendigkeit ist 
auch auf der Bundesebene gewachsen. In diesem 
Zusammenhang eröffnet die neuere Gover nance-
Forschung Perspektiven. Schließlich wird sich al-
lerdings noch erweisen müssen, ob bzw. in wel-
chem Umfang die im Rahmen des Nationalen 
Integrationsplans in Aussicht gestellten Initiati-
ven und Programme realisiert werden, was nicht 
zuletzt die Frage nach der Erweite rung der fi nan-
ziellen Ressourcen aufwirft.

Die Migrations- und Integrationsforschung 
hält mittlerweile eine Fülle von theoretischen 
Ana lysen und empirischen Befunden bereit. Es 
fehlt aber an einer systematischen Dauer-
beobachtung von Integrationsprozessen und 
Integrationserfolgen/-misserfolgen („Inte-
grations moni toring“/„Integrationspanel“) sowie 
noch weitgehend an einer theoretisch refl ek-
tierten und me tho disch kontrollierten Evaluati-
on der Wirkungen von Integrationspolitiken, 

-pro grammen und -maßnahmen, die allgemeine 
Strukturen und Bedingungen des Bil dungssy-
stems, des Arbeitsmarkts, des Wohlfahrtstaates 
und der politischen Partizipation mit refl ektieren. 
Für eine systematische Integrations bericht er-
stattung be darf es neben einer Differenzierung 
der Migrationsbevölkerung der Bestimmung und 
Ope ra tionalisierung des Begriffs Integration, ge-
nauer Zielvorgaben und geeigneter Indikatoren, 
aber auch einer angemessenen informationellen 
Infrastruktur. Die Indikatorenentwicklung schrei-
tet, angeregt durch europäische Initiativen in den 
letzten Jahren, insbesondere auf der kom mu-
nalen Ebene zügig voran. Zuletzt hat die Bundes-
regierung ein Indikatorenset vorge legt und einen 
darauf basierenden Bericht in Auftrag gegeben. 

Monitoring und Evaluation sind zwar im Zu-
sammenhang zu betrachten, jedoch bedarf die 
Eva lua tion von Integrationspolitiken eigener Un-
tersuchungsdesigns. Die Evaluations for schung 
hält dafür Konzepte, Strategien und Methoden 
bereit, wobei sowohl quantitative als auch quali-
tative Analysen/Methoden erforderlich sind. Der 
Erhebung der Adressaten- bzw. Nut zer perspektive 
kommt eine zentrale Bedeutung zu. Mittelfristige 
und langfristige Wir kun gen sind von besonderem 
Interesse. Insbesondere ist die Frage zu beant-
worten, ob bzw. inwieweit die beobachteten Wir-
kungen kausal auf Interventionen zurückzufüh-
ren sind bzw. dazu zu mindest einen Beitrag geleis-
tet haben. Diesbezügliche Evaluationsdesigns 
sind voraus set zungs voll.  Die Bewertung von em-
pirischen Befunden stellt eine besondere Heraus-
forde rung dar. Es liegen zwar bereits einige inte-
ressante Evaluationen vor, insgesamt betrachtet 
handelt es sich jedoch um eine Entwicklungsauf-
gabe.

Von einem Integrationsmonitoring/Integra-
tionspanel und wirkungsorientierten Evaluati-
onen wer den Steuerungspotenziale erwartet. 
Überzogene Erwartungen sollten vor dem Hinter-
grund methodischer Probleme und steuerungs-
theoretischer Überlegungen relativiert und realis-
tisch eingeschätzt werden. Es sind vor allem die 
Voraussetzungen und Bedingungen der (Un-)
Mög lich keit von Wirkungsmessung und Steue-
rung zu analysieren. 
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Friedrich-Ebert-Stiftung

1 Neben der Steuerung intendierte das Zuwanderungsgesetz  ins be sondere die Abwehr neuer Zuwanderung, erkannte aber auch ausdrück-
lich die Integration von Zuge wanderten mit gesichertem Aufenthaltsstatus als staatliche Aufgabe an.

2 Forschungen zur Sozialintegration untersuchen vereinfacht formuliert die Integration von Zugewanderten in die Gesellschaft, wohinge-
hend solche zur Systemintegration die Folgen von Migration für die bzw. die Integration bzw. Desintegration der Einwanderungsgesell-
schaft thematisieren. Während beim Problem der sozialen Integration die geordnete oder konfl iktbeladenen Beziehungen der Handeln-
den eines sozi alen Systems zur Debatte stehen, dreht es sich beim Problem der Systemintegration um die geordneten oder konfl iktbela-
denen Beziehungen zwischen den Teilen eines sozialen Systems“ (Lockwood 1970:125).

Jahrzehntelang wurde von der Migrations- und 
Integrationsforschung die nicht vollzogene 
Selbst an erkennung der Bundesrepublik als Ein-
wanderungsgesellschaft und das Fehlen einer 
ent schiedenen Integrationspolitik kritisiert. Bis 
Ende der 1990er Jahre gab es eine gesell schaft  li-
che Paradoxie: eine Einwanderungssituation ohne 
Einwanderungsgesellschaft (Bade 2007a:32). Bei 
den Zugewanderten wurden Motive zum Erler-
nen der deutschen Sprache, zum berufl  i chen und 
sozialen Aufstieg und zur Beheimatung nicht ver-
stärkt; bei der altein ge ses senen Bevölkerung wur-
de die Illusion einer homogenen Gesellschaft ge-
nährt; die Zu mutung  einer mentalen Einrichtung 
auf eine sprachlich und kulturell plurale Ge-
sellschaft wurde ihr er spart. Aus ökonomischer 
Perspektive gingen von der widersprüchlichen 
Migrations politik Fehl anreize in verschiedener 
Hinsicht aus. Bei den politischen Eliten ist inzwi-
schen – partei über grei fend – die Einsicht in die 
Notwendigkeit neuer Integrationsanstrengungen 
ge wachsen. Versäumte Integrationschancen, nicht 
genutzte Poten ziale und Ressourcen und Ver  -
werfungen, die nicht zuletzt in den vielfältigen 
Kränkungen und Missachtungserfahrungen von 
Migrant innen und Migranten zu sehen sind, sol-
len nun durch eine neue Integrations po litik 
kompen siert werden. Als wichtige Etappen zu 
dieser Integrationspolitik sind die Reform des 
Staats ange hörig keitsrechts (2000), das Zuwan-
derungsgesetz (2005)1 und die Be ru fung eines – 
in zwi schen aller dings wieder aufgelösten – Zu-
wanderungsrats (2003) zu nen nen. Befördert und 

begleitet wurde und wird die neue Integra tions-
politik durch eine Vielzahl von Stiftungen, voran 
die Bertelsmann Stiftung und die Schader-Stif-
tung. Auch die kom mu nale Ebene ist mit einer 
ganzen Reihe von Vorreiter städten eine trei ben de 
Kraft (vgl. Filsinger 2008; Gesemann/Roth 2008). 
An sym bo lischer Po litik, wie etwa dem „In te-
grations gipfel“ der Bundeskanz lerin (2006) fehlt 
es insgesamt nicht. Mit dem  Nationalen Integra-
tions plan (vgl. Beauftragte der Bundes regierung 
für Migration, Flüchtlinge und Integration 2007a) 
und dem durch das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge in Entwicklung befi ndlichen bundes-
weiten Integra tions programm soll die Ernst haftigkeit 
der neuen Integrations politik de mon striert wer-
den. Es wäre stark ver kürzt, die neue Inte gra-
tionspolitik nur als symbolische Po litik zu deu-
ten. Schließlich sprechen ökonomische Er wä gun-
gen, der demographische Wan del und nicht zu-
letzt gesell schafts po li tische Über legungen für eine 
„präventive, begleitende und vor allem nach-
holende Integra tionspolitik“ (vgl. Bade 2007a; 
2007b).

Mit dieser Expertise soll der Diskurs über die 
„neue“ Integrationspolitik ihre Zielrichtung, ihre 
Programme und Maß nahmen angeregt und kri-
tisch begleitet werden, und zwar in dop pelter 
Weise. Zum einen werden in konzentrierter Form 
zentrale empirische Befunde zur (Sozi al-)Inte gra-
tion2 von Eingewanderten referiert und vor dem 
Hintergrund des gegenwär tigen For schungs- und 
Dis kus sionsstandes Bedingungen und Konzepte 
erfolgreicher Integration diskutiert (Kapitel 3), 

1. Aufgabenstellung
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wobei die Frage nach den Erfolgskriterien eigens 
zu thema tisieren ist. Begrenzungen mussten in 
Kauf genommen werden. So bleibt etwa die Grup-
pe der Flüchtlinge weitgehend ausgeblendet, 
ebenso die besondere Situation in den neuen 
Bundesländern.  

Zum anderen sollen Fragen der Integrations-
berichterstattung und Eva luation der Integrations-
politik erörtert werden (Kapitel 4).

Auf „good- bzw. best-practice“-Beispiele wird 
bewusst verzichtet, da solche an anderen Stel len 
bereits hin reichend vorgestellt wurden (vgl. etwa 
Bertelsmann Stif tung/Bun desministe rium des In-
nern 2005; Petendra 2005). Vielmehr sollen 
Strukturfragen und grundlegende Kon zepte im 
Vorder grund der Erörterung stehen. 

Der Forschungsstand zu den verschiedenen 
Bereichen ist äußerst heterogen: Im Hinblick auf 
die Integration in das Bildungssystem und den 
Arbeitsmarkt liegen umfang reiche und reprä-
sentative Daten vor. In anderen Feldern ist die 
Forschungslage (z.B. über sozialräum liche Segre-
gation/Integration) bescheidener, aber die Migra-
tions- und Integrations forschung hat in den letz-
ten Jahren (erneut) an Breite und Tiefe gewon-
nen. Ein Forschungsbedarf zur Frage der Bedin-
gungen gelingender Integration ist unübersehbar, 
wie in den Ausführungen dieser Expertise zu er-
kennen ist. Diese Forschungsfrage ist aber nur an-
gemessen bearbeitbar, wenn normative Vorstel-
lungen und Fragen der Defi nitionsmacht ange-
messen einbezogen und refl ektiert werden. Ein 
weiterer erheblicher Forschungsbedarf ist im Hin-
blick auf die (System)Integration zu konstatieren, 

die in dieser Exper tise nur am Rande Be ach tung 
fi nden kann. In diesem Zusammenhang geht es 
nämlich nicht nur um Integrations fra gen im en-
geren Sinne, sondern um Veränderungen der Ge-
sellschaft durch Migration, etwa um Ein fl üsse auf 
die wirtschaftlichen Strukturen und Beziehungen, 
auf das Bildungssystem und das Verhältnis der 
Religionen. 

Insgesamt betrachtet ist das Wissen um Inte-
grationsprozesse und Integrationserfolge bzw. 
Miss erfolge unzureichend. Darauf hat der Zuwan-
derungsrat in seinem Gutachten von 2004 auf-
merksam gemacht und die Notwendigkeit einer 
Dauerbeobachtung von Inte grationspro zessen 
und der Evaluation von Integrationspolitiken, 
Programmen und Maß nah men ange mahnt (vgl. 
Sachverständigenrat für Zuwanderung und Inte-
gration 2004). Mit einem Inte gra tionsmoni toring 
und einer wirkungsorientierten Evalua tion von 
Integrations po li tiken sind er heb liche Erwartun-
gen im Hinblick auf eine (bessere) politische 
 Steuerung von Inte gra tions pro zessen verbunden. 
In diesem Zusammenhang spielen Konzepte  einer 
evidenzbasierten Politik/Praxis eine herausragen-
de, wenn auch kontrovers diskutierte Rolle (vgl. 
etwa Sommerfeld/Hüttemann 2007). Diesbezüg-
liche Vorschläge des Zuwanderungsrats sind inzwi-
schen breit aufge griffen wor den, nicht zuletzt 
durch die Bundesregierung, die jüngst ein Indi  ka-
toren tableau für ein Inte gra tionsmonitoring be-
schlossen hat (vgl. Beauftragte der Bun des re-
gierung für Migration, Flücht linge und Inte-
gration 2008). 
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Zu- bzw. Einwanderung wirft zwingend Integra-
tionsfragen auf: Fragen der Inkorporation von 
Migrantinnen und Migranten in die Aufnahme-
gesellschaft und Fragen der Integration der Ge-
sell schaft – also nicht zuletzt Fragen des sozialen 
und gesellschaftlichen Zusammenhalts. Aller-
dings sind Integrationsfragen keineswegs aus-
schließlich im Zusammenhang mit Migra tion zu 
verhan deln, wenngleich Migration ein zentrales 
Merkmal der Moderne ist (vgl. Sassen 1996). Mo-
derne Gesellschaften haben es nämlich beständig 
mit Integrations- bzw. Des inte grations problemen 
zu tun (vgl. Heitmeyer 1997). Zwar ist Integration 
keine Not wendig keit der Theorie, wohl aber eine 
der gesellschaftlichen Praxis (Kaufmann 1997). 
Die Integrations aufgabe ist auf unterschiedlichen 
Ebenen zu analysieren und zu bearbeiten. Es muss 
sorgfältig zwischen dem unterschieden werden, 
wie die gesellschaftlichen Funktions systeme (z.B. 
das Beschäftigungs system und der Arbeitsmarkt) 
Inklusion bzw. Exklusion prozessieren; was der 
(lokale) Staat leisten muss, soll und kann; was ge-
sellschaftlich zu verhandeln und was in lebens-
welt lichen Zusammen hän gen zu bewerkstelligen 
ist (vgl. Bommes 2007). Solche Unterscheidungen 
sind insbesondere dann geboten, wenn Fragen 
der Steuerung von Integrationsprozessen zur Dis-
kussion stehen. Diese können wiederum nur 
 angemessen bear beitet werden, wenn Migrantin-
nen und Migranten als Akteure wahrgenom men 
wer den, die Zeitdimension Berücksichtigung fi n-
det, aber auch Logiken von Systemen (z.B. des 
Arbeitsmarkts) und die Vernetzung von (nicht-
intendierten) Handlungsfolgen beach tet werden. 

3 Der Integration in Erwerbsarbeit – als Bedingung der Möglichkeit einer in modernen Gesell schaften ge forderten „individuellen Integra-
tion“ und einer selbstständigen Lebensführung (vgl. Häußermann/Oswald 1996) – kommt dabei eine herausragende Bedeutung zu.

4 In diesem Zusammenhang ist auf die von Heitmeyer (1997) – in Abgrenzung zu Lockwood (1970) – vorgenommene Unterscheidung 
zwischen systemischer Integration (Teilhabe an den Funktionssystemen der Gesellschaft, wie Recht, Bildung, Ar beits- und Wohnungs-
markt, Politik/Wahlen, soziale Sicherung) und sozialer Integration (lebenswelt liche Vergemeinschaftung, (interethnische) Kontakte und 
Aner kennung) hinzuweisen, die eine weitere Differenzierung erlaubt.

2. Integrationskonzepte

Allgemeiner Konsens besteht da hingehend, dass 
die Lebenschancen der Zugewan derten zentral 
von ihrem recht li chen Status, vom Zugang zu 
 Bildung, Wohnraum, Erwerbs arbeit und den so-
zialen Siche rungs sys temen ab hängen.

Der Integrationsbegriff bzw. theoretische 
Modelle zur Inkorporation von Migrantinnen 
und Mi granten werden in der sozialwissenschaft-
lichen Migrations- und Integrationsforschung 
kon trovers diskutiert (vgl. etwa Esser 1980; Esser 
2004; Hoffmann-Nowotny 2000; Heck mann 
2001; Otto/Schrödter 2006; Scherr 2008). Begrün-
det erscheint eine Differenzie rung der im Zuge 
von Zu- bzw. Einwan derung stattfi ndenden Pro-
zesse. Weitgehender wissenschaftli cher Konsens 
besteht darin, Prozes se der strukturellen Inte gra tion 
(Inklusion in gesellschaftli che Funktionssysteme 
wie Bildung, Beschäftigungs sys tem/Arbeitsmarkt, 
soziale Sicherungs sy steme, Politik),3 der sozialen 
Inte gra tion (Freund schaf ten, Gruppenzugehörig-
keiten), der kulturellen Integration (Sprache, nor-
mative Orien tierung) und der identifi kativen Inte-
gration (Zugehörigkeit zur Aufnahme gesell schaft) 
zu unterscheiden.4 Zu diesem Konsens gehört 
auch, dass die Integration von Migrantinnen und 
Migranten in einer allgemeinen Bestim mung 
gleichbedeutend ist mit der „Partizi pation an der 
Gesell schaft“ (vgl. Hoffmann-Nowotny  2000), oder 
anders formuliert: mit der gleichbe rechtigten 
Teilhabe (Zugangsgerechtigkeit) an den ökono-
mischen, ökologischen, sozialen und kul tu rel len 
Ressourcen der Gesellschaft (vgl. Hinrichs 2003). 
Kein Kon sens besteht hingegen darüber, in wel-
cher Beziehung die unter schied lichen Ebenen zu-
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einander stehen, welche Inte gra tions prozesse an-
dere voraus set zen und welches die zentralen 
Determi nan ten von Inte grationsprozessen sind. 

Bade/Bommes (2004) unterscheiden idealty-
pisch das Konzept der Assimilation und das der 
In klusion. Im Konzept der Assimilation ist die 
Ausrichtung der Lebensführung (aller Indi viduen) 
an den sozial gültigen Erwartungen der Kerninsti-
tutionen der Einwanderungsge sell schaft Bedin-
gung für den Zugang zu den wichtigsten Ressour-
cen der Lebensführung und ist somit für eine ge-
lingende Lebensführung unverzichtbar. Im Kon-
zept der Inklusion ist die so zi ale Integration eine 
Frage des gelingenden oder misslingenden gleich-
berechtigten Einbe zugs von Migrantinnen und 
Migranten in die Funktionssysteme der Gesell-
schaft. In diesem Konzept ist Inkorporation im 
Sinne von „Citizenship“ mitgedacht, d.h. dass 
 jedem Bürger als Individuum die Teilhabe an zivi-
len, politischen und sozialen Rechten zusteht 
(Bade/Bommes 2004). Anders formuliert: Der 
 Sozialstaat hat Bedingungen zu schaffen, die es 
jedem Ge sell schaftsmitglied ermöglichen, eine 
individuell angemessene Lebensform und sozial 
anerken nungs fähige Lebenspraxis zu realisieren 
(Brumlik 1999).

Folgt man der Argumentation von Bade/
Bommes (2004), dann ergeben sich – abgesehen 
von normativen Prämissen – keine großen Un-
terschiede im Hinblick darauf, was em pirisch als 
Problemstellung in den Blick gerückt wird: Fokus 
der Analyse ist jeweils die Stellung der Migranten 
in der sozialen Verteilungsstruktur eines Landes 
im Hinblick auf ihre Ver fü gungsmöglichkeiten 
über Einkommen, Bildung, Wohnraum, Prestige, 
zivile, politische und soziale Rech te sowie über 
ökonomisches, kulturelles und soziales Kapital. 
Unterschiede bestehen jedoch vor allem in den 

Auffassungen darüber, „wie die Produktion bzw. 
inter generative Reproduk tion der sozialen Posi-
tionierungen von Migranten zu erklären ist, so-
wie darüber, wie diese Vor gänge und deren Ergeb-
nisse normativ und politisch zu bewerten sind“ 
(Bade/Bommes 2004:11; Hervorhebung d. Verf.). 

Im Hinblick auf die normativen Zielvorstel-
lungen und Bewertungsmaßstäbe erscheint die 
For derung nach einem ungehinderten Zugang zu 
bzw. die gleichberechtigte Teilhabe an den öko-
nomischen, ökologischen, sozialen und kultu-
rellen Ressourcen substantiell. Jedoch be steht 
zwischen sozialen (Chancen-)Gleichheitsansprü-
chen und Forderungen nach Anerken nung kultu-
reller Unterschiede ein Spannungsfeld.5 An dieser 
Stelle setzt die Debatte an, ob und inwieweit sich 
nor mative Leitvorstellungen begründen und po-
litisch durchsetzen lassen, „die einerseits am Po-
stulat der Chancengleichheit (festhalten) und 
ande rer seits die prinzipielle kulturelle Prägung al-
ler staatlichen Institutionen sowie daraus resul-
tierende Rechte auf kon text spezifi sche Un gleich-
behandlung (anerkennen)“ (Baringhorst u.a. 
2006:16f.). 

Vor dem Hintergrund des gegenwärtigen 
Forschungsstands erscheint diese normative De-
batte dringend erweiterungsbedürftig um eine 
differenzierte empirische Beobachtung und Analyse 
von Integrationsprozessen und ihrer Determi-
nanten sowie der Wirkungen von Integra tions-
politiken und Programmen, die allgemeine Struk-
turen und Bedingungen des Bildungssystems, des 
Arbeitsmarkts, des Wohlfahrtstaates und der poli-
tischen Partizipation mit refl ektieren. 

Die empirische Beobachtung und Analyse 
von Integrationsprozessen muss notwendiger-
weise aus doppelter Perspektive erfolgen: Zum 
 einen sind die Voraussetzungen, also die Mo tiva-

5 Eine Auseinandersetzung mit dem Kulturbegriff kann hier nicht geleistet werden. Einige wenige Be merkungen sollen genügen. Kultur 
ist als Symbolsystem einer Gesellschaft zu verstehen. Auf der Ebene der Gesellschaft ist dieses in Institutionen eingelassen, welche die 
grundlegenden Werte, Normen, Verfahrens- und Verhaltensregeln des Zusammenlebens beinhalten. Diese wiederum sind Teil eines 
„Wis sensvorrates“ (Habermas), mit Hilfe dessen sich die Gesellschaftsmitglieder mit Deutungen versorgen und Probleme bewältigen 
(Hoffmann-Nowotny 1996). Kultur gibt der Person Orientierung und vermittelt Iden tität. Gemeinsamkeit der Kultur, ein gemeinsamer 
„Wissensvorrat“ erlaubt gelingende Kom muni kation, Verständigung und schafft ein Bewusstsein von Gemeinsamkeit (ebd.). Vor dem 
Hintergrund unterschiedlicher kultureller Welten, die aber nicht als wesenhaft zu verstehen sind, sondern als Regel- und Verweissysteme 
eigener Art, stellt sich die Aufgabe, Gemeinsamkeiten in den „Wissensvorräten“ zu identifi zieren und herauszustellen bzw. einen inter-
kulturellen Austausch zwischen Identitäten zu ermög lichen, der aber nur unter gerechten gesellschaftlichen Verhältnissen gelingen 
kann (vgl. Hamburger 2000).
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tio nen, Aspirationen und Kompetenzen auf Sei-
ten der Migrantinnen und Migranten zu unter-
suchen (Teilnahmebereitschaft/Teilnahmefähig-
keiten); zum anderen sind die Bereit schaf ten zur 
Anerkennung und Einbeziehung der „Anderen“ 
(Honneth 1994; Habermas 1996), die Teil ha be-
chancen (auch zur kulturellen Entfaltung) und 
die Zugangsbarrieren auf Seiten der In stitu tionen 
der Einwanderungsgesellschaft vor dem Hinter-
grund des Anspruchs auf Zu gangs gerechtigkeit zu 
thematisieren.6 Die interkulturelle Öffnung der 
Institutionen der Ein wan derungsgesellschaft ist 
eine zwingende Voraussetzung für ein Integra-
tionsmodell, das zwar die Faktizität einer multi-
kulturellen Gesellschaft zur Kenntnis nimmt, 
aber das „Grup pen integrationsmodell“ (vgl. Sack-
mann 2004) skeptisch beurteilt. Die „Partizipa-
tion an der Gesellschaft“ ist eben nicht nur von 
individuellen Motiven, Anstren gungen und Kom-
petenzen abhängig, sondern auch bzw. vor allem 
von entgegenkom menden Strukturen. Insofern 

müs sen zwingend jene Ungleichheits-, Domi-
nanz- und Ausschlussverhält nisse ana lysiert wer-
den, die den Zu gang zu den Ressourcen der Ge-
sellschaft erschweren oder ver sperren.

Hinsichtlich des Zusammenlebens, des so-
zialen und gesellschaftlichen Zusammenhalts dürfte 
die folgende These Gültigkeit beanspruchen: Ge-
sell schaft licher Zusammenhalt, mög lichst span-
nungsarme Beziehungen zwischen gesell schaft-
lichen Gruppen und Gemein schaf ten, zwischen 
Einwanderungsminoritäten und der Majorität, 
sind dann am ehesten zu er warten, wenn jedem 
Gesellschaftsmitglied eine ökonomisch ge sicher-
te Existenz und eine selbständige Lebensführung 
und kulturelle Entfaltung – also Le bens chancen im 
kom plexen Sinn – ermöglicht wird, in der Re gel 
über den Zugang zu Bildung und Erwerbsarbeit, 
notfalls über sozialstaatliche Absiche rung, und 
wenn jedem Ge sell schafts mit glied „eine fraglos 
gesell schaftlich nützliche Rolle, d.h. ein Platz im 
Leben“ (Siebel 1997:35) zugewiesen wird.

6 Teilhabe wird ermöglicht durch Rechte, durch Einbezug in die Funktionssysteme der Gesellschaft. Sie ist jedoch nur möglich über hand-
lungs fähige Subjekte und hat demnach eine doppelte Voraussetzung: Teilhabechancen und Teilnah me fä hig keiten.
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Analysen und Konzepte zur Integration von 
 Migrantinnen und Migranten haben sich zu-
nächst der Sachverhalte zu vergewissern, die em-
pirisch begründet sind und über die in der ein-
schlägigen wis senschaftlichen Diskussion weit-
gehend Konsens besteht. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist zwar kein klassisches Einwande-
rungsland, aber eine Einwanderungsgesellschaft. 
Der über wie gende Teil der Zugewanderten hat 
eine langfristige bzw. dauerhafte Bleibeperspekti-
ve, wo bei die wachsende Bedeutung transnatio-
naler Räume zu berücksichtigen ist (vgl. Otto/ 
Schrödter 2006; Pries 2008). Mit der Einwande-
rung einhergegangen ist nicht nur eine sozio-
struk turelle Differenzierung, sondern auch und 
besonders eine kulturelle Pluralisierung. Wir ha-
ben es faktisch mit einer multikulturellen und 
multireligiösen Gesellschaft zu tun. Zu beobach-
ten ist eine wachsende Diversifi kation und Hete-
regonität der Migrationsbevölkerung (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2006). Zur Kenntnis zu neh-
men sind die Vielfalt von (ge schlechts spezifi schen) 
Migra tions bio graphien (vgl. etwa Apitzsch 1999; 
Boos-Nünning/Karakasoglu 2005), von Migran-
tenmilieus (vgl. Kunz 2008), von Akkul tura tions-
pro zessen und Integra tions ver läu fen, die nur 
noch sehr eingeschränkt Verall ge meinerungen 
über die Migra tions bevölkerung und Integra-
tionsprozesse zulassen. Die em pirische For schung 
zeigt, dass der überwiegende Teil der zugewan-
derten Bevölkerung – trotz einer unent schie de-
nen und wider sprüch lichen Integrationspolitik – 
den Weg der „praktischen Hand lungs integration“ 
(Nauck 2000) gegangen ist, was allerdings nicht 
über erhebliche Defi zite in der strukturel len 
Integra tion hinwegtäuschen kann, wie etwa die 

Bildungsdaten und die Daten zur Arbeits markt-
inte gration deutlich zeigen. Vor diesem Hinter-
grund stellen sich nicht nur Fragen der Integra-
tion der Migrantinnen und Migranten, sondern 
gleichermaßen Fragen des gesellschaft lichen Um-
gangs mit Heterogenität und kultureller Vielfalt 
(Diversity), also der Integration der Gesells chaft 
(vgl. Schulte 2002; 2006).7

3.1 Rechtliche Gleichstellung, Einbür-
 gerung und politische Partizipation

Dem Rechtsstatus von Zugewanderten kommt 
eine herausragende Bedeutung zu, weil hierüber 
Teilhaberechte vermittelt werden. Der Rechtssta-
tus bestimmt nicht nur die Möglichkeiten des 
Aufenthalts von Migrantinnen und Migranten, 
sondern auch den Zugang zu den Teilsystemen 
der Aufnahmegesellschaft, insbesondere den Zu-
gang zum Arbeits markt und zum Be schäf ti gungs-
system. Die vollen bürgerlichen, politi schen, so-
zialen und kulturellen Rechte (T.H. Marshall) und 
Pfl ichten, insbesondere das allgemeine Wahl-
recht, sind gebunden an die deut sche Staatsbür-
gerschaft, deren Erlangung mit der Neufassung 
des Staatsbürgerschaftsrechts (2000) erleichtert 
worden sind, wenngleich Re striktionen bleiben.

Die Ein be ziehung von Zugewanderten in die 
politische Gemeinschaft ist ab hängig vom Selbst-
verstän dnis der Aufnahmegesellschaft. Das politi-
sche Selbstverständnis der Bundesrepublik ist his-
torisch betrachtet das einer Gemeinschaft von 
(Bluts-)Verwandten, jedoch deutet sich im politi-
schen Dis kurs – nicht zuletzt im Zusammenhang 
mit der Reform des Staatsange hö rig keitsrechts 

3. Bedingungen erfolgreicher Integration

7 Es gibt zwei zitierte bzw. nachgewiesene Autoren mit dem Namen Schulte. Sofern nicht anders ausge wiesen, handelt es sich um Axel 
Schulte.
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und des Zuwanderungsgesetzes eine Rela tivierung 
in Richtung eines Selbstver ständnisses einer po li-
tischen Gemeinschaft von Bür ger innen und Bür-
gern an.

Integrationsförderlich erscheint eine Politik, 
die möglichst vielen Zugewanderten sichere 
Aufent halts titel verleiht und insbesondere Chan-
cen zur Einbürgerung eröffnet. Der Umfang von 
Einbürgerungen kann als ein geeigneter Indikator 
für gelingende Integration bestimmt wer den, was 
die entschiedene Förderung von Einbürgerungen 
nahe legt. Der Umfang von Ein bürgerungen wird 
einerseits bestimmt von den Bedingungen der 
Einbürgerung, die die Auf nahmegesellschaft 
setzt, und andererseits von der Einbürgerungsbe-
reitschaft der Zuge wan derten. Zentral erscheint 
die Frage, inwieweit die Aufnahmegesellschaft, 
insbesondere die lokale Gemeinschaft zum Aus-
druck bringt, dass die Zugewanderten willkom-
men sind, wert ge schätzt und als zugehörig be-
trachtet werden („Kultur der Anerkennung“). Auf-
nahme gesell schaften müssen und können den 
Zu- bzw. Ein ge wan derten Zumutungen auferle-
gen. Diese Zumu tungen sind aber insbesondere 
daraufhin zu evaluieren, ob sie nur begründete 
Voraus set zungen von Zugehörigkeit abverlangen, 
oder ob sie stattdessen eher manifester oder laten-
ter Ausdruck einer Verweigerung von Zugehörig-
keit und/oder ei ner Abwehr der Folgen der Ein-
wanderung darstellen. 

Nach neueren Analysen von Thränhardt 
(2008) sind die deutschen Einbürgerungszahlen 
im internationalen Ver gleich nach wie vor nied-
rig. Die vergleichende Analyse der Einbür ge rungs-
praxis in den Bundesländern und Kommunen 
zeigt deutliche Unterschiede in Rechts praktiken 
und erheb lich unterschiedliche Einbürgerungs-
raten. Die empirische Analyse von (unter schied-
lichen) Einbürgerungsquoten im Zeitverlauf im 
Zusammenhang mit (lokalen) Inte grations poli-
tiken könnte diesbezüglich weitere Erkenntnisse 
liefern. Als kontraproduktiv für eine höhere Ein-
bürgerungsbereitschaft wirke insbesondere das 
Verlangen nach Aufgabe der bisherigen Staats-
bürgerschaft (vor der Einbürgerung) und Nicht-
tolerierung mehrfacher Staatsangehörig keit in 
Bezug auf bestimmte Einwanderer gruppen. Das 
 Optionsmodell, das in Deutschland ge bo renen 

Kindern von ausländischen Eltern unter be-
stimm ten Bedingungen zwei Staats angehörig-
keiten gewährt, erscheine vor dem Hintergrund 
der zeitlichen Vorgaben für die Ent scheidung und 
des bürokratischen Aufwands problematisch. Die 
grundsätzliche Tolerierung von Mehrstaatlichkeit 
erscheint nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
„Trans natio na li sie rung“ (vgl. Pries 2008) begrün-
det, wobei Begrenzungen, „die Selbstbe stimmung 
der Be troffenen, die Planbarkeit ihres Lebens und 
die Verhältnismäßigkeit“ stärker als bisher zu be-
rücksichtigen haben (Thränhardt 2008:42). 

Die Zentralität der deutschen Staatsbürger-
schaft erscheint zwar unbestritten. Eine erwei-
terte Ana lyseperspektive eröffnet jedoch die Dif-
ferenzierung unterschiedlicher politischer Inte-
gra tions ebenen, wie sie Kymlicka/Norman (2000) 
vorgeschlagen haben. Sie unterscheiden zwi schen 
(1) dem „citizenship status“ (rechtliche Gleich-
stellung), (2) der „citizenship identity“ (Iden ti-
fi kation der Bürgerinnen und Bürger mit dem Ge-
meinwesen), (3) „citizenship activity“ (poli tische 
Partizipation bei Wahlen, in Parteien und Verei-
nen/Verbänden) und (4) „citi zen ship cohesion“ 
(Zusammenhalt) (vgl. Baringhorst u.a. 2006:16). 
Die förmliche Staatsbür ger schaft muss nämlich 
nicht notwendigerweise einhergehen mit der 
Identifi kation mit dem Gemein wesen bzw. mit 
politischer Teilnahme. Umgekehrt kann das Feh-
len der deutschen Staats bürgerschaft durchaus 
einhergehen mit der Identifi kation mit der Auf-
nahmege sellschaft und Zusammenhörigkeitsge-
fühlen. Die vorgeschlagene Differen zierung gibt 
über dies Hin weise für die Entwicklung weiterer 
Indikatoren zur empirischen Beobachtung und 
Analyse der poli tischen Integration.

Die politischen Partizipationsmöglichkeiten von 
Migrantinnen und Migranten ohne deutsche 
Staatsbür ger schaft sind deutlich eingeschränkt, 
da sie nicht über ein Wahlrecht verfügen, wenn-
gleich andere politische Freiheiten eingeräumt 
werden. Im internationalen Vergleich ist die 
wohlfahrtstaatliche Absicherung der Migrantin-
nen und Migranten weitgehend mit jener der 
einheimischen Bevölkerung vergleichbar, aber 
die politische Partizipation  ist unterent wickelt 
(Nauck 1999). Auf der Bundesebene ist die be-
ratende Beteiligung im Rahmen der Ent wick lung 
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des Nationalen Integrationsplans verbessert wor-
den. Der europäische Inte gra tions index, der die 
politische Partizipation in der Bundesre publik 
tendenziell günstig be wer tet, sieht je doch die 
Notwendigkeit, Beratungen regelmäßiger abzu-
halten und Migranten aus führlich über ihre poli-
tischen Rechte aufzuklären (MIPEX 2007:77). Alle 
Versuche, zu min dest das kom mu nale Wahlrecht 
über die EU-Bürger hinaus ein zu führen, sind bis-
lang – auch am Bun des verfassungsgericht – ge-
scheitert. 

Traditionell werden Migran tin nen und Mi-
granten auf der lokalen Ebene beratend in die 
kom munale politische Willensbil dung einbezo-
gen (z.B. durch Auslän der beiräte, Integrations-
räte), wobei eine Reihe von Kom munen mittler-
weile ihre rechtlichen Handlungsspielräume op-
timal aus schöpfen (vgl. Bertels mann Stiftung/
Bundesministerium des Innern 2005). Die Betei  -
li gung an Urwahlen zu kommunalen Ausländer-
vertretungen ist bescheiden (vgl. Roth 2008). 
(Integrations orientierte) Migran ten organi sationen 
sind mittlerweile als Interes sensvertreter, Ko-
operations partner und Mode rato ren anerkannt. 
Dies be züglich hat sich in den letzten Jahren ein-
deutig ein Wandel voll zogen, der auch im Natio-
nalen Integrations plan seinen Niederschlag fi n-
det, wobei aber ein Wahlrecht für Zuwanderer 
aus Nicht-EU-Staaten nicht in die Agenda auf-
genommen ist. 

Insgesamt dominieren Initiativen, Program-
me und Projekte, die auf eine informelle Beteili-
gung in einzelnen Politikfeldern abzielen (z.B. im 
Stadtteil, siehe Programm „Soziale Stadt“; Kin-
dergarten, Schule) bzw. Migrantinnen und Mi-
granten für (Sport-)Vereine und Verbände als Mit-
glieder zu gewinnen suchen (vgl. Filsinger/Adam 
2007). 

Im Hinblick auf das bürgerschaftliche Engage-
ment zeigen sich ähnliche Befunde wie bei der 
deutschen Bevölkerung. Das Engagementniveau 
wird durch das Bildungsniveau und den Sozial-
sta tus bestimmt, fällt aber etwas geringer aus,  
was vor dem Hintergrund geringerer sozi a ler und 
politischer Einbindung nicht weiter verwundert 

(vgl. Roth 2008). Bür gerschaft liches Engagement 
ist ohne Zweifel als ein Medium der Integration 
zu begreifen. Allerdings sind die noch erheb-
lichen Restriktionen („Citizenship“; Diskrimi-
nierung u.a.) zu bearbeiten (Roth 2008; Schulte  
2006) bzw. Voraussetzungen zu schaffen (vgl. Ka-
pitel 3.4). In diesem Zusam menhang sind vor 
allem Politiken und Konzepte der Anti dis kri mi-
nierung verbes serungs be dürftig (MIPEX 2007:78). 
Genauer zu diskutieren wäre, wie eine Förderpoli-
tik von Mi gran tenor ganisationen durch Bund, 
Länder und Gemeinden so konzeptualisiert wer-
den kann, da mit sich integrations- und partizi-
pationsorientierte Potenziale entfalten können 
(z.B. durch För derung der Professionalisierung). 
Es bleibt aber auch die Frage nach dem Selbstver-
ständ nis und der Binnenstruktur von Migran-
tenorganisationen, die nur sie selbst beantwor ten 
kön nen.8

3.2 Teilhabe an Bildung

3.2.1 Empirische Befunde: nach wie vor   
  ungleiche Bildungschancen

Die Zentralität von Bildung in der „Wissensge-
sellschaft“ ist seit langem bekannt und be stimmt 
den politischen und öffentlichen Diskurs ins-
besondere seit der Veröffentlichung der ersten 
PISA-Studien. Bildung ist sowohl Kapital auf den 
Arbeitsmärkten als auch zentrale Voraussetzung 
für eine eigenständige Lebensführung in moder-
nen Gesellschaften und für die Be wältigung von 
unvermeidbar erscheinenden Diskontinuitäten, 
Unsicherheiten und Krisen im Lebens verlauf (vgl. 
Münchmeier u.a. 2002). Nicht zuletzt ist Bildung 
eine zentrale Vor aus setzung für die Kontinuie-
rung der demokratischen Lebensform. Aus sozial-
staatlicher Pers pek tive ist es begründet von Bil-
dungs anrechten junger Men schen zu sprechen, 
wo bei Bil dungs inve stitionen verknüpft sind mit 
Qualifi kationserwartungen des Beschäfti gungs-
systems. Aus bil dungs soziologischer und insbe-
sondere aus pädagogischer Pers pek tive stellt Bil-

8 Zur Integration durch Partizipation in international vergleichender Perspektive vgl. Morehouse (2008).
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dung eine Inklusionshilfe dar (vgl. Radtke 2004). 
Wie steht es nun aber empirisch mit der Bil-
dungsbe tei ligung und damit den Bildungserfol-
gen von Kindern und Ju gend lichen mit Migra-
tions hinter grund aus?

Zwischenzeitlich hat sich der Kindergarten-
besuch dem der deutschen Kinder weitgehend an-
geglichen. 2004 wurden 89% der deutschen und 
84% der ausländischen Kinder in einer Kin der-
tageseinrichtung betreut. Deutliche Unterschiede 
gibt es jedoch bei den Dreijährigen. Hier waren es 
nur 56% der ausländischen Kinder gegenüber 
72% der deutschen Kinder (Kon sor tium Bildungs-
berichterstattung 2006; vgl. auch Beauftragte der 
Bundesregierung für Mi gra tion, Flüchtlinge und 
Integration 2007b). Inwieweit der Besuch einer 
vorschulischen Ein rich tung positive Effekte auf 
die Bildungsbeteiligung nach sich zieht, ist empi-
risch noch nicht hin reichend untersucht, zumal 
der familiäre Hintergrund als Effektgröße einzu-
beziehen ist. Positive Wir kungen hängen offen-
sichtlich von der Zusammensetzung der Grup-
pen, von der Qua lität der Betreuung und Förde-
rung ab (vgl. Stanat 2008).

Die Gruppe der Kinder und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund ist an deutschen Schulen 
deutlich größer als die der Ausländer. Die Mi-
grantenpopulation weist eine erhebliche Hetero-
genität in Bezug auf Herkunftsländer und Migra-
tionsbiographie auf. Im Hinblick auf die Fami-
liensprache fällt auf, dass vergleichsweise wenige 
Schülerinnen und Schüler türkischer Herkunft in 
den Familien überwiegend deutsch sprechen. Die 
ausschließliche Verwendung der Herkunftsspra-
che scheint aber eine Ausnahme zu sein. Der An-
teil von Familien, in denen über wiegend deutsch 
gesprochen wird, scheint insgesamt gestiegen zu 
sein (Stanat 2008).

Im Hinblick auf die Bildungsbeteiligung 
 ergibt sich folgendes Bild:9 Ausländische Schü-
lerinnen und Schü ler sind zwar im Vergleich zu 
den 1970er Jahren heute erfolg reicher, aber „am 
Muster ihrer relativen Bildungsbeteiligung hat 
sch in den letzten 15 Jahren nur partiell etwas 

geändert“ (Stanat 2008:699). Sie besuchen über-
wiegend die Hauptschule und selten das Gymna-
si um. Zwar ist der Real- und Gesamtschulanteil 
etwas gestiegen, aber die Diffe renz zur Gruppe 
der deutschen Jugendlichen ist in Bezug auf die 
Quoten des Haupt schul- und Gym nasialbesuchs 
beachtlich. Der Sonderschulanteil ist erheblich – 
in einigen Bun desländern doppelt so hoch, wie 
bei deutschen Schülerinnen und Schülern. Nur 
8% der aus län dischen Schülerinnen und Schüler 
erreichten im Schuljahr 2004/2005 die allgemei-
ne Hochschulreife (deutsche Schülerinnen und 
Schüler: 25%); aber 18% verließen die Schule 
ohne Abschluss (deut sche Schülerinnen und 
Schüler: 7%) (vgl. Baethge/Kupka 2005; Stanat 
2008). Nach den Mikrozensus-Daten 2005 (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2006) zeigt sich, dass 
rund 13% der Bevölkerung ohne Schulabschluss 
bleiben (Deutsche ohne Migrationshintergund: 
2%). Dieses Muster der Bil dungs be tei ligung gilt 
nicht nur für ausländische Schülerinnen und 
Schüler, sondern auch für die größere Gruppe der 
Schülerinnen und Schüler mit Migra tions hinter-
grund. Angesichts der Heterogenität der Migran-
tenpopulation sind dif ferenzierte Ana lysen nach 
Her kunftsland, Migrationsgeschichte und Mi-
grationsstatus not wendig und auf schluss reich. 
Heran wachsende türkischer und italienischer 
Her kunft sind am stärk sten be nach teiligt (Stanat 
2008:702f.). In Deutschland geborene bzw. vor 
Beginn der Schulpfl icht eingereiste Personen mit 
Migrationshintergrund weisen die niedrigsten 
Schulversagensquoten auf und erreichen häu fi ger 
das Abitur. „Quereinsteiger“ erreichen eher nied-
rigere Bildungs ab schlüsse bzw. bleiben ohne 
Schulabschluss.

Wie die Daten der PISA-Studie 2003 zeigen, 
sind Schülerinnen und Schüler mit Migrations-
hintergrund nicht nur in Bezug auf die Bildungs-
beteiligung, sondern auch in Bezug auf den schu-
lischen Kompetenzerwerb benachteiligt. Zwar 
gilt dieser Befund für alle Teil nehmer staaten, aber 
Deutschland scheint es „deutlich weniger gut als 
in anderen Staaten zu ge lingen, Schülerinnen 

9 Die statistischen Daten stammen überwiegend aus der Abhandlung von Baethge/Kupka (2005), dem Bericht des Konsortiums Bildungsbe-
richter stattung (2006) und dem Bericht von Stanat (2008). Mittlerweile liegt ein neuer Bildungsbericht vor (vgl. Arbeitsgruppe Bildungs-
berichterstattung 2008).
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und Schüler aus zugewanderten Familien zu inte-
grieren“ (Stanat 2008:713). Bedeutsam ist vor 
allem, dass mehr als ein Drittel der selbst Zuge-
wanderten (erste Gene ration) und fast die Hälfte 
der in Deutschland geborenen Jugendlichen mit 
Migrations hin tergrund (zweite Generation) den 
Mindeststandard nicht erreichen. Hierbei ist da-
rauf zu ver weisen ist, dass der Leistungsrückstand 
von Schülerinnen und Schülern aus Zuwande rer - 
fa milien bereits am Ende der Grundschulzeit ver-
gleichsweise groß ist. Auch im Blick auf den 
 Kom petenzerwerb sind zwischen den Herkunfts-
gruppen deutliche Unter schie de zu beobach ten, 
wobei wiederum Jugendliche türkischer und ita-
lienischer Her kunft besonders benach teiligt sind 
(ebd.:713ff.). 

Angesichts der Daten zur schulischen Bil-
dungsbeteiligung ist der Befund nicht über ra-
schend, dass Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshintergrund unter den Studien be rech-
tigten (Hoch schul- und Fachhochschulzugang) 
stark unterrepräsentiert sind (10% ge gen über 
27%). Sofern diese Berechtigung vorliegt, ist die 
Studienneigung allerdings sehr aus ge prägt. Da 
Stu dierende mit Migrationshintergrund häufi ger 
als deutsche über eine fach gebundene Hoch-
schul reife/Fachhochschulreife verfügen, sind sie 
auch häufi ger an Fachhoch schu len anzu treffen. 
Der Frauenanteil unter den Studierenden mit 
Migrations hinter grund ist kontinu ier lich gestie-
gen (Stanat 2008:709ff.).

3.2.2 Erklärungsmuster

Gelingende Integration hängt zentral vom Zu-
gang zu (weiterführender) Bildung ab. Ent spre-
chen de Politiken haben zur Kenntnis zu nehmen, 
dass die Ungleichheit in der Bil dungs teil ha be im 
Zusammenhang mit sozialer Herkunft und der 
Migrationsgeschichte zu betrachten sind, wo bei 
Sozialstatus und Migrationstatus miteinander 
 interagieren (vgl. Baethge/Kupka 2005).10

Leistungsdifferenzen und ungleiche Bil-
dungsteilhabe sind fraglos Folge von unterschied-
li chen Sozialisationsbedingungen in  den Her-
kunftsfamilien (z.B. vergleichsweise geringes Ni-
veau der Schulbildung der Eltern, sozioökono-
mische Lage). Die Umgangssprache zu Hause 
scheint einen signifi kanten Einfl uss auf die Schul-
leistung zu haben, wobei entscheidend ist, ob 
und inwieweit aus reichend Gelegenheiten für 
den Erwerb der deutschen Sprache vorhan den 
sind (Stanat 2008).

Aber die ausgeprägten Disparitäten lassen 
sich nicht allein auf famil iä re Hintergrund merk-
ma le der Migrantinnen und Migranten zurück-
führen. Überdies scheint die Zusammensetzung 
von Schulkassen vernachlässigbar. Die Disparitä-
ten wer den vielmehr of fen sicht lich durch Me cha-
nismen des deutschen Schul systems und seiner Struk-
tur der frühen Auf tei lung auf Schul typen verstärkt. So 
bilanzieren Baumert u.a. (2001) mit Blick auf 
schicht spe zi fi sche Lei stungs unterschiede: „Die 
Analyse sozialer Disparitäten auf der Grundlage 
der PISA-Ergebnis se ergibt, dass es am Ende der 
Grundschulzeit beim Über gang auf weiterfüh  -
rende Schul formen zu gravierenden sekundären 
sozialen Disparitäten kommt“ (ebd.:182). Die 
schicht s pezi fi schen  Leistungsdifferenzen wer-
den, so Bos u.a. (2004), laut der Grund schul studie 
IGLU durch eine schichtspezifi sch ausgeprägte 
Em pfeh lungs praxis noch ver stärkt. Am Ende der 
Grundschulzeit ist die Chance eine Gymnasial-
em pfehlung zu erhal ten für Kinder ohne Migra-
tionshintergrund bei vergleichbarer Leseleistung 
und Sozial schicht zugehörigkeit 1,66 mal höher, 
als von Kindern, deren Eltern beide außerhalb 
Deutsch land geboren sind (Klemm 2007 mit Ver-
weis auf Bos 2004:212). Allmendinger/Leibfried 
(2003) kom men auf der Grund lage einer inter-
national vergleichenden Analyse der PISA-Daten 
zu dem Ergeb nis, dass in erster Linie das hoch se-
lektive, soziale Ungleichheit reproduzierende, 
deutsche Schul system für die man geln den Bil-
dungserfolge verantwortlich zu machen ist, wo-

10 Stanat (2008:717ff.) unterscheidet humankapitaltheoretische Erklärungen, kulturalistische Erklä rungen, Erklärungen durch Merkmale 
der Schule bzw. von Schulklassen und Erklärungen durch institutionelle Dis kriminierung.
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bei die in Rede stehen den Daten aber auch nahe 
legen, die Schul- und Unterrichtsqualität und da-
mit die Lehreraus- und Fortbildung, wie auch die 
Frühförderung und die Familienunterstützung in 
den Blick zu nehmen. Auch Radtke u.a. (2005) se-
hen in den einschlägigen internationalen Ver-
gleichs stu dien einen Beleg für die „besonders 
deutliche Her kunftsabhängigkeit von Schul er folg 
bzw. Miss erfolg“ (ebd.:5). Die an dau ern de Un-
gleichheit ist offenbar ein Struk tur problem des 
deut schen Bildungssystems. 

Die Intensivierung der Förder- und Qualifi -
kationsanstren gun gen in den letzten Jahrzehnten 
war offen sicht lich wenig erfolgreich. Eine Zu-
rechnung auf Eigenschaften/Merkmale der Kin-
der bzw. ihrer Eltern (Motivation, Begabung oder 
kulturelles Kapital) erscheint deshalb kaum 
(mehr) begründbar. Gomolla/Radtke (2002) kom-
men auf der Grundlage eigener em pirischer 
Unter suchungen zu der Auffassung, dass es sich 
bei der Bil dungs benachteiligung von Kin dern 
und  Jugendlichen  mit  Migra tionshin ter grund 
um inten dierte und nicht-intendierte Ef fekte des 
Umgangs der Organisation Schule mit ver schie-
denen Schülergruppen handelt. Unter dem An-
spruch von Ge rechtig keit/Chancengleich heit 
müs se deshalb von einer „institu tionel len Dis  kri-
mi nierung“ von Kin dern und Jugendli chen mit 
Migrationshintergrund ge sprochen wer den. Beim 
Umgang mit den verschiedenen Schülern bear-
beitet die Organi sation Schule „zu erst ihre eige-
nen Prob leme der Reduktion von Komplexität, 
der Problem mini mierung, des Er halts ihrer Funk-
tions fähigkeit und des eigenen Fortbestandes“, 
d.h. sie ver sucht Schüler, „die erhöh ten Aufwand 
verlangen, zu vermeiden“ (Radtke u.a. 2005:7). 
Dabei kann sie in dem ausdif fe ren zier ten und 
mehrgliedrigen Schulsystem ohne große Prob-
leme eine De legation von „Prob lemschülern“ 
vornehmen. Jedoch scheinen ethnische Diskri-
minierungen durch Lehrkräfte keine Schlüssel-
rolle bei der Erklärung von Bildungsunterschie-
den zu spielen (Kristen 2006).

Die faktische Bildungsbenachteiligung von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-

grund ist insgesamt betracht als das Resultat eines 
Zusam men wirkens von individuellen und sy s-
tembezogenen bzw. strukturellen Mechanismen 
zu analysieren. Die im Rahmen des DFG-Schwer-
punktprogramms FABER durchgeführten Un ter-
suchungen konnten nach Gogolin über dies zei-
gen, wie stark „die im Verlauf der Geschichte na-
tionalstaatlicher Schule he raus ge bildeten Stra te-
gien und Praktiken zur Her stel lung von ‚Eigenem‘ 
und zur ‚Ab gren zung‘ bis in die heutigen Maß-
nahmen zur För de rung und Inte gration alloch-
tho  ner Minoritäten fort wirken“ (Gogolin 2000:18). 
Die bis heu te gängige Annahme, die Schule sei 
‚nor maler wei se‘ kul turell, ethnisch, sprachlich ho-
mogen, kann demnach als ein Schlüssel zum 
Verständ nis von Ein- und Ausgrenzun gen und deren 
Legitimation betrachtet werden (ebd.).

3.2.3 Konzepte und Handlungsperspektiven

Die Teilhabe an (weiterführender) Bildung von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrations hin-
tergrund ist im Vergleich zu den 70er Jahren ge-
stiegen, wenngleich nicht in dem Umfang, wie 
dies vor dem Hintergrund der begründeten For-
derung nach Angleichung der Lebens chan cen 
(vgl. Hoffmann-Nowotny 2000) erwartbar und 
vor allem notwendig wä re. Zwar erscheint es 
nicht realistisch, Bildungschancen ohne Bezug-
nahme auf die soziale, sprachliche und kul turel le 
Herkunft verhandeln zu wollen. „Keinem Bil-
dungssystem der Welt gelingt es, die Bil dungs-
chancen eines Kindes oder Jugendlichen völlig 
loszukoppeln von seiner Herkunft, ins besondere: 
vom kulturellen Kapital seiner Familie.“ (Gogolin 
2007:18). Aber die interna tio nal vergleichenden 
Studien zeigen, dass man es besser machen kann. 
„Es ist möglich, die en ge Abhängigkeit von sozi-
aler, sprachlicher und kultureller Herkunft und 
Bildungserfolgs chancen zu lockern, oder anders 
gesagt: dem Ziel der Chancengleichheit ein  Stück 
weit näher zu kommen“ (ebd.).

Dies setzt allerdings voraus, dass die Inklu-
sionsfunktion der Schule (Radtke 2004; Radtke u.a. 
2005) ge stärkt wird.11 Ohne diese Stärkung dürf-

11 Vgl. dazu das Gutachten von Gogolin u.a. (2003) zur Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Mi gra tionshintergrund, das bil-
dungspolitische Grundlinien, innovative Ansätze in den Bundesländern erörtert und Vorschläge für ein Innovationsprogramm im 
 Bildungssystem unterbreitet. Vgl. auch die international vergleichenden Ana lysen von Crul (2008).
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ten die Beschäftigungs aussichten eines be trächt-
lichen Teils der jun gen (Migranten-) Gene ration 
alles an dere als günstig sein. Vor dem Hinter-
grund des demo graphischen Wan dels und der 
Abhängigkeit der wirtschaftlichen Ent wick lung 
von genügend gut ausgebildeten Menschen, er-
scheint die gezielte Aus schöpfung des bisher vom 
Schulsystem un genutzten Qualifi kationspoten-
zials von jun gen Migrantinnen und Migranten 
ohne wirkliche Alternative. Inklusionshilfe muss 
gerade von der Schule er war tet werden, weil diese 
zentral Aufstiegschancen eröffnet oder verschließt 
(Solga 2005). Die Aufgabe des Sozialstaats und 
seiner Schulen besteht im Kern also darin, den 
individuellen Bildungsanrechten und Qualifi  ka-
tionsansprüchen der Bürger Rechnung zu tragen, 
um Inklusionshilfe in die ver schiedenen Teil-
systemen der Gesellschaft, insbesondere in den 
Arbeits markt, zur Ver mei dung von individuellen 
Le bens risiken gewähren zu können. Zu gewähr-
leisten ist die Qualität eines diffe renzierten Bil-
dungsangebotes im Umgang mit lei stungs hete ro-
genen Schülerpopulationen, das auf die je beson-
deren Voraus setzungen und Be dürf nisse der Mi-
grantenkinder im Lern- und Bildungs prozess 
reagiert, wenn die angenom me nen Bildungs-
poten  ziale von jungen Migrantinnen und Mi-
granten (z.B. Mehr sprachig keit, Mi gra tionser fahr-
ungen) erschlossen werden sollen. „Alle Maß-
nahmen, die der strukturellen Inte gration von 
Be nach teiligten durch formalen Schulerfolg die-
nen sollen, müs sen zugleich auf Ge rech tig keits-
normen basieren, die allein auf Dauer auch den 
sozialen Zusammenhalt der lokalen Gesell schaft 
gewährleisten können“ (Radtke u a. 2005:10).

Die interkulturelle Öffnung der Schule ist dem-
nach unverzichtbar. Zu dieser gehört nicht zu-
letzt der angemessene Umgang mit Zweisprachig-
keit als Bildungs voraussetzung. Die Sprach förde-
rung in der Vergangenheit war, so Gogolin (2007), 
weitgehend konzentriert auf das Deutsche und 
von der Annahme geleitet, es handle sich um ein 
Übergangsproblem. Mit der Konzentration auf 
das Deutsche wurde „ein guter Teil der sprach-
lichen Gesamt kom pe tenz der Kinder – nämlich 

ihre lebensweltliche Zweisprachigkeit ignoriert“ 
(ebd.:21). Zwei sprachigkeit wächst sich aber nicht 
aus, sondern bleibt als Bildungs voraus setzung 
über weite Strecken der Bildungsbiographie rele-
vant (ebd.). Die Rolle der Her kunfts sprache von 
Zugewanderten in deutschen Schulen und die Ef-
fektivität bilingualer Pro gramme (etwa im Hin-
blick auf Arbeitsmarktchancen), unabhängig von 
deren fl ächen deckender Umsetz bar keit, ist (in der 
wissenschaftlichen Diskussion) umstritten (Sta-
nat 2008:738f.; 742). Dies be deutet jedoch nicht, 
dass herkunftsprachlicher Unterricht nicht ge för-
dert werden sollte, „da die Herkunftssprache für 
die Identitäts- und Per sön lich keits bil dung von 
Kindern und Jugend lichen mit Migrationshinter-
grund eine zentrale Rolle spielt“ (ebd:742).12

Die Sprachförderung zweisprachig lebender 
Kinder mit Migrationshintergrund muss – so die 
unbestrittene Erkenntnis – kontinuierlich, über 
längere Dauer und an der Bildungs bio gra phie 
entlang angelegt sein. Konkreter: Sprachbildung 
und Sprachförderung müssen Auf gabe eines je-
den Unterrichts bzw. einer jeden Förderung sein. 
Zur Weiterentwicklung sprach licher Fähigkeiten 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund bedarf es der Kooperation lokaler 
Gemeinschaften und Institutionen (Migranten-
organisationen, Bib liotheken, Eltern, Vereine 
usw.) im Rahmen eines „Gesamtsprachencurri-
culums“ und es ist schließlich darauf zu achten, 
dass die Sprachbildung und Sprachförderung an 
den Schwel len und Übergängen des Bildungs-
systems nicht abreißt (vgl. Gogolin 2007). Der 
 Na tio nale Integrations plan nimmt diese Überle-
gungen auf: Als unabdingbar erachtet wird 
Sprachsicherheit im Deutschen, die über die ge-
samte Schullaufbahn hinweg und auch im Fach-
unterricht gewährleistet werden muss (Beauftrag-
te für Migration, Flüchtlinge und Integration 
2007a). Gleichzeitig wird aber herausgestellt, dass 
Mehrsprachigkeit unter Ein schluss der Herkunfts-
sprache ein wichtiges Potenzial für das Individu-
um und die Ge sell schaft insgesamt darstellt, das 
es zu fördern gilt.

12 Zum internationalen Vergleich vgl. Christensen/Stanat (2008).
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Der Sprachförderung wird mittlerweile eine 
zentrale Bedeutung zugewiesen. Jedoch fehlt es 
bis her  weitgehend an belastbaren Studien zur 
 Effektivität von Maßnahmen der Sprach för-
derung, die den Ansprüchen einer Wirkungsmes-
sung (experimen tel les Design mit Ver gleichs grup-
pen) genügen (Stanat 2008:738ff.).  

Konsens scheint darüber zu bestehen den is-
lamischen Religionsunterricht als ordentliches 
Lehrfach in deutscher Sprache und mit an deut-
schen Hochschulen ausgebildeten Lehr kräf ten 
anzubieten, wobei die Organisation der Muslime 
im Vergleich zu den christlichen Kir chen eine 
 Restriktion für dieses Vorhaben darstellt.

Zur interkulturellen Öffnung von Bildungs-
einrichtungen, insbesondere der Schule, gehört 
essentiell die Förderung von Refl exivität im Hin-
blick auf die Wahrnehmung von und den Um-
gang mit ethnischer und sozialer Vielfalt, mit He-
terogenität. Die Förderung einer „refl e xiven In-
terkulturalität“ (Hamburger 2000) beinhaltet ins-
besondere eine Aufarbeitung der zumindest 
jüngeren Migrations- und Integrationsgeschich-
te, von Stereotypen und Stig mati sie rungen (z.B. 
in Lehrbüchern), die Refl exion und Bearbeitung 
von Differenz bil dun gen („modern“ – „vormo-
dern“) und Fremdheitskonstruk tionen („Das Ei-
ge ne“ – „Das „Frem de“). In diesem Zusammen-
hang ist daran zu erinnern, dass die Vielfalt der 
„zugewanderten Spra chen“ bislang keineswegs 
eine positive Konnotation erfahren hat, son dern 
eher als Bela stung verhandelt wurde. Interkul-
turelle Öffnung bzw. genauer inter kul turelles 
 Lernen bleibt aber unvollständig, wenn nicht 
sozio öko nomische Un gleich heits strukturen und 
Dominanz ver hältnisse thematisiert werden (vgl. 
Hamburger 1983). Krüger-Potratz (2007) hat zu 
Recht darauf hingewiesen, dass es „das“ Konzept 
interkulturellen Lernens in der Schu le und in 
 außerschulischen Bildungseinrichtungen nicht 
gibt. Wichtig sei aber, dass mit dem Kon zept und 
den Maßnahmen alle Schülerinnen und Schüler 
ange sprochen werden und nicht die einen zum 
Lerngegenstand der anderen degradiert werden 
(ebd.:29). Interkul tu relle Er ziehung und Bildung 

ist als Schlüsselqualifi kation für jede und jeden 
zu verstehen und zu gleich als Querschnittsaufga-
be, die Schule als Institution und die Lehrenden 
mit einbezieht. 

Um die Bildungserfolgschancen von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshinter grund, 
aber auch von solchen aus benachteiligten Le-
benslagen ohne Migrationshinter grund ver bes-
sern zu können, bedarf es weiterer Maßnahmen, 
die die gesamten Soziali sations be din gun gen in 
den Blick nehmen.13 Die ausschließliche Kon-
zentration auf (frühe) Sprach förderung greift zu 
kurz. Familienförderung und Fa mi lien bildung (vgl. 
BMFSFJ 2005), etwa in der Re gie von Familien-
zentren, Unterstützungs ange bote jenseits des 
 Un ter richts, vor allem aber die „echte“ Ganztags-
schule können als Erfolg versprechende Mög-
lichkeiten angesehen werden. Diese nützen vor 
allem strukturell benachteiligten Kindern und 
 Jugend lichen und somit auch jungen Migran-
tinnen und Migranten.

Gebraucht werden integrierte Konzepte und 
Strategien auf der lokalen Ebene, die neben den 
klassischen bildungspolitischen Akteuren auch Ju-
gendhilfeakteure einbinden und – mit  Blick auf den 
Übergang zwischen Schule und Beruf – auch ar-
beitsmarktpolitische Akteure sowie weitere Akteure, 
wie etwa Vereine usw. (vgl. Bertelsmann Stiftung/
Bundesministerium des Innern 2005; BMFSFJ 
2005; Filsinger 2006). Dabei müssen diese sowohl 
die ökonomische, als auch die kulturelle und so-
ziale Entwicklung von benach teiligten Stadt teilen 
bzw. Quar tieren im Blick haben (vgl. Regiestelle 
SPI 2004). Neben Maß nahmen der äußeren und 
inneren Schulreform wird eine kommunale und 
sozial räum liche Bildungsstra tegie be nötigt. Der 
jüngste Zwölfte Kinder- und Ju gendbericht (vgl. 
BMFSFJ 2005) bietet mit sei nem breiten Bildungs- 
bzw. Kom petenz ansatz genügend Anregungs poten-
zial für eine sol che Strategie, in dem er zwi schen 
Bil dungs orten und Lernwelten, zwischen forma-
ler, informaler und infor meller Bil dung unter-
scheidet und eine wesent lich bessere Verknüp-
fung von diesen an mahnt. Schließlich regt er an, 
Bildung weniger oder zu min dest nicht aus schließ-

13 Vgl. dazu die international vergleichende Analyse zur frühkindlichen Bildung von Leseman (2008).
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14 Für hilfreiche Hinweise und Zuarbeiten zu diesem Kapitel danke ich Andrea Adam und Wolfgang Vogt vom Projekt SIMA (www.inbez.de).
15 Zu der Personengruppe „Menschen mit Migrationshintergrund“ gehören nicht nur diejenigen, die nicht die deutsche Staatsbürgerschaft 

besitzen, sondern auch solche Personen, die im Ausland geboren sind bzw. bei jungen Menschen, bei denen mindestens ein Elternteil 
im Ausland geboren ist (vgl. Bartelheimer 2005; Statistisches Bundesamt 2006).

lich aus der Perspektive der Insti tu tionen zu be-
trachten, sondern ver stärkt die Bil dungsbio gra-
phien und die Bildungs be dingungen als Voraus-
setzung in den Blick zu nehmen, um auch Be-
nach tei ligten Chancen auf eine individua li sie-
rende Bil dung zu eröffnen (vgl. Roth 2007).

Die Ganzt agsschule bzw. Ganz tags bildung, 
die Schul sozi alar beit/Schul so zial päda gogik mit 
ein bezieht, wer den damit zwingend zu Leitkon-
zepten. Dies bedeutet, dass es vor allem da rum 
ge hen muss, die Bil dungs infrastruktur in benach-
teilig ten Stadttei len und Quartieren zu qua lifi -
zieren. Das wie de rum heißt, dass die unter schied-
lichen Akteure im Bildungs gesche hen (inklusive 
der Migran tenorganisationen) – gleich auf wel-
cher Ebene sie agieren – in ei ne ge mein same 
Strate gie eingebunden wer den müssen. Die Bil-
dungspotenziale in den Fa mi lien, in der außer-
schu lischen Jugend arbeit sowie der Kinder- und 
Jugend hilfe sind dabei eben so verstärkt in den 
Blick zu nehmen, wie die Handlungsspielräume 
der städti schen Schul trä gerschaft, wenn es etwa 
um die Re gu lierung des Zugangs zu den Grund-
schulen geht. Der Deutsche Verein für öf fentliche 
und private Fürsorge hat in diesem Zu sam men-
hang den „Aufbau kommunaler Bildungsland schaf-
ten“ angeregt, „damit im kom munalen Raum ein 
kohärentes Gesamt sy stem von Bildung, Erzie-
hung und Betreuung Rea lität wird“ (Deutscher 
Verein für öffent liche und private Fürsorge 
2007:1). Die Voraus set zungen für ein solch an-
spruchs volles Vor haben sind vor dem Hinter-
grund hoch diffe renzierter Zustän dig keit und 
 Do mänen beträchtlich (vgl. Gesemann 2008). 

Unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen 
Bedingungen signalisiert Bildung nicht nur einen 
Anspruch auf Humanität, sondern ist auch ein 
Medium der sozialen Ab- und Ausgrenzung in der 
Konkurrenz um soziale Berechtigungen. Bildung 
kann sogar Ungleichheit verschärfend wirken, 
wenn die individuellen Bildungs- und Aufstiegs-
aspirationen nicht sozial eingehegt sind. Bil-
dungssysteme, das zeigt der Blick ins Ausland, 

müssen nicht so selektiv wie das deutsche System 
sein. Bildungssysteme sind aber – so hat es Klaus 
Klemm (2007) treffend for muliert – kaum in der 
Lage, in von Ungleichheit geprägten Gesell-
schaften Gleichheit her zustellen. „Das mag zu 
Reformen ermutigen, schützt aber gleich zeitig 
vor Selbstüber for derung derer, die im schulischen 
und  außerschulischen  Bil dungs bereich  tätig 
sind“ (ebd.:17). 

3.3 Berufsausbildung und Teilhabe an   
 Erwerbsarbeit14

3.3.1 Die prekäre Arbeitsmarktintegration von   
 Migrantinnen und Migranten

Die Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen 
und Migranten, von Menschen mit Migra tions-
hinter grund15, ist bereits seit den 1980er Jahren 
schwierig. So kommt Seifert (1995) auf Ba sis einer 
Längsschnittuntersuchung mit dem sozioökono-
mischen Panel (1984–1989) zu dem Er gebnis, 
dass sich die Ausbildungsplatzsuche für junge 
 Migrantinnen und Migranten schwie riger gestal-
tet als für Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund; in der ersten Beschäf ti gungs phase sind sie 
öfter arbeitslos. Eine berufl iche Aufstiegsmobili-
tät ist kaum erkennbar. Vie le An zeichen spre-
chen „für die Annahme struktureller Barrieren 
beim Prozess der berufl  ichen Sta tus allokation“ 
(ebd.:162). Insbesondere Migrantinnen haben es 
besonders schwer sich auf dem Arbeitsmarkt zu 
behaupten.

Neuere empirische Befunde bestätigen, dass 
sich die Beschäftigungssituation von Menschen 
mit Migrationshintergrund nicht verbessert hat. 
Laut Mikrozensus wiesen 29% der Erwerbs losen 
in 2005 einen Migrationshintergrund auf (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2006). Deutlich mehr als 
die Hälfte (59%) der Erwerbslosen mit Migra-
tionshintergrund sind Ausländerinnen und Aus-
länder; 23% sind (Spät-)Aussiedlerinnen/-aus-
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siedler und 18% Eingebürgerte bzw. als Deutsche 
Geborene. Die Erwerbslosenquote von Menschen 
mit Migrationshintergrund liegt mit 18% fast 
doppelt so hoch wie der Bevölkerung ohne Mi-
grationshintergrund (10%) (vgl. Bartelheimer 
2005; Die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flücht linge und Integration 2007b). 
Ein ähn liches Bild ergibt sich übrigens hinsicht-
lich des Armuts risikos (Bartelheimer 2005). Er-
werbslose Migrantinnen und Migranten haben 
doppelt so häufi g keinen berufl ichen Abschluss. 
Bei der Betrachtung sind dabei nationalitäten-
spezifi sche Diffe ren zierungen zu verzeichnen. So 
ist etwa die Arbeitslosigkeit von Spätaussiedlerin-
nen und Spätaussiedlern rück läufi g. In der Ana-
lyse der prekären Arbeitsmarktintegration von 
Men schen mit Migra tions hintergrund sind so-
wohl migrations spe zi fi sche als auch nicht-mi gra-
tions spezifi sche, also so zioökonomische Merk-
male zu berücksichtigen. 

Die überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit 
steht ohne Zweifel im Zusammenhang mit feh-
len den berufl ichen Qualifi kationen. Nach den 
Daten des Sozio-öko no mischen Panels (SOEP) 
ver fügen drei von zehn Personen mit Migrations-
merkmal (29,4%) im mittleren Erwerbs alter über 
keine formale berufl iche Qualifi kation. Für die 
nichtdeutschen Personen fällt dieser An teil mit 
39,3% dreimal höher aus als etwa bei den Aus-
siedlern (12,4%). Immer hin noch 18,4% der zwei-
ten Zuwanderergeneration fehlt der berufl iche 
Bildungsabschluss (Bartelheimer 2005). Nach den 
Daten des Mikrozensus 2005 sind insgesamt 
40,6% der Migrantinnen und Migranten ohne 
berufl ichen Bildungsabschluss, wobei Zu wan-
derinnen und Zuwanderer aus der Türkei und aus 
den sonstigen ehemaligen Anwerbe staaten die 
höchsten Quoten aufwei sen. Zum Vergleich: 
13.1% der Deutschen ohne Migra tionshintergund 
sind ohne berufl  ichen Bildungsabschluss. 

Neuere Studien deuten jedoch darauf hin, 
dass Menschen mit Migrations hinter gund bei 
vergleichbarem Alter und Bildungsstand mehr 
Schwierigkeiten beim Zugang zum Arbeits markt 
ha ben, dass also Diskriminierungen in Rechnung 
zu stellen sind (Die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration, Flücht linge und Inte-
gration 2007b:73). 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die 
Teilhabechancen auf dem Arbeitsmarkt für Men-
schen mit Migrationshintergrund deutlich gerin-
ger sind als die der Bevölkerungsmehrheit ohne 
Migrationshintergrund, wobei die Teilha be chan-
cen von Migrantinnen und Migranten ohne deut-
schen Pass, insbesondere von Flüchtlingen be-
sonders prekär sind. 

3.3.2 Jugendliche mit Migrations hinter grund:   
 Verschlechterung der Ausbildungs chancen

Der Übergang von der Schule in den Beruf ist für 
junge Menschen – insbesondere für solche mit 
niedrigen Bildungsabschlüssen – insgesamt pro-
blematisch (Solga 2003; 2005). Die anhaltend 
schwie rige Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
trifft insbesondere Jugendliche mit Migrations-
hintergrund. Die Ausbildungschancen von Ju-
gendlichen mit Migrations hinter grund haben 
sich im vergangenen Jahrzehnt deutlich ver-
schlechtert (Bartelheimer 2005; Granato 2007a; 
2007b). Junge Migrantinnen und Migranten blei-
ben mit 41% wesentlich häu fi  ger ohne einen Be-
rufsabschluss als junge Menschen ohne Migra-
tionshintergrund (15%) (Konsortium Bil dungs be-
richterstattung 2006; Arbeitsgruppe Bildungsbe-
richterstattung 2008).

Nach den Ergebnissen der BA/BIBB-Bewer-
berbefragung 2006 fanden nur 29% der Bewer-
berinnen und Bewerber mit Migrationshinter-
grund einen betrieblichen Ausbildungs platz (zum 
Vergleich: 40% der Jugendlichen ohne Migra-
tionshintergrund) (Ulrich/Granato 2006). Etwa 
genau so viele (28%) befi nden sich in Bildungs-
gängen des Über gangs systems, die zwar die Mög-
lichkeit eröffnen, schulische Voraussetzungen zu 
verbessern, aber nicht zu einem Berufs ab schluss 
führen. Der wiederholte Besuch von Beruf 
 vor be reitenden Maßnahmen scheint eher zur Ver-
festigung des Übergangsstatus beizutragen, statt 
hierdurch die Aussicht auf eine ab schlussbezoge-
ne Qualifi zierung zu verbessern (ebd.) Immerhin 
22% – mehr als jede/r fünfte – der Bewerberin-
nen und Bewerber mit Migrationshintergrund 
münden jedoch noch nicht einmal in eine Grund-
bildung ein (Granato 2007a). 
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Das Arbeits losigkeits risiko hat sich folglich 
für Jugendliche mit Migrationshintergrund so-
wohl im Langzeitvergleich (seit 1979) als auch im 
Vergleich zur jungen deutschen Bevöl ke rung 
stark erhöht (Bartelheimer 2005:189). 

Zur Erklärung der vergleichsweise niedrigen 
Ausbildungsbeteiligung bzw. Integration in das 
duale Ausbildungssystem bieten sich die niedri-
gen bzw. fehlenden Bildungsabschlüsse und das 
Kompetenzniveau an (s.u.). In der Tat  sind die 
(Aus-) Bildungsvoraussetzungen von Ju gend-
lichen mit Migrationshintergrund durchschnitt-
lich deutlich ungünstiger als bei Jugend li chen 
ohne Migrationshintergrund (vgl. Kapitel 3.2). 
Als weiterer Faktor sind die regionalen Arbeits-
losigkeitsquoten in Betracht zu ziehen. Eine Stu-
die von Ulrich (2005) zeigt, dass die Wahrschein-
lichkeit einen betrieblichen Ausbildungsplatz zu 
fi nden für Jugendliche mit einem mitt leren Ab-
schluss bzw. mit Fachhochschulreife steigt. Im 
Falle guter Mathe matik noten und unter der Be-
dingung einer regionalen Arbeitslosenquote von 
weniger als 9% wächst sie sich noch weiter. Diese 
Effekte sind auch bei Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund zu beo bachten, aller dings sind 
sie hier deutlich weniger ausgeprägt. Bei gün-
stigsten Voraus setzun gen (s.o.) verbessert sich die 
Chance in eine Ausbildung einzumünden für Ju-
gendliche ohne Migrationshinter grund auf 71%, 
bei solchen mit Migrationshintergrund aber nur 
auf 44%. „Demnach zahlen sich begünstigende 
Faktoren in der Gruppe der Jugendlichen mit 
Migra tions hintergrund weniger aus als in der 
Gruppe der Jugendlichen ohne Migra tionshin -
ter grund“ (Stanat 2008:731). Die BA/BIBB-Be-
werberbefragung 2006 belegt eben falls, dass gute 
schu lische Voraussetzungen (weiterführender Ab-
schluss, gute Noten) sich für alle Jugend li chen als 
förderlich erweisen, wobei auch hier diejenigen 
mit Migrationshintergrund weniger davon pro-
fi tieren. Interessanter weise vergrößern sich mit 
zunehmendem Bildungsabschluss die Unter-
schiede zwischen Jugendlichen mit und ohne 
Migrations hinter grund in Bezug auf ihre Ein-
mündungschancen (Ulrich/Granato 2006). Fazit: 
„Der Migrationshintergrund beein fl usst die Er-
folgsaussichten von Bewerbern auch unab hängig 
von den Schulabschlüssen und Schulnoten – und 

zwar negativ“ (Granato 2007a:3; vgl. auch Gra-
nato 2007b). Für eine man geln de Ausbildungs-
motivation gibt es im Übrigen keine empirischen 
Hin weise (Reißig 2006). 

Wenn demnach die Einmündung in eine 
 duale Ausbildung nicht nur vom Kompetenz-
niveau und den erreichten Schulabschlüssen ab-
hängt, müssen andere Faktoren zur Erklärung der 
un gleichen Chancen eine Rolle spielen. In Rech-
nung zu stellen sind (ethnisch mo tivierte) Selek-
tionsprozesse bzw. Diskriminierungen im Aus-
bildungssystem (vgl. Granato 2003). Bommes 
(1996) konnte im Rahmen einer Fallstudie (Groß-
betrieb im länd lichen Raum) die Rekru tierungs-
praxis der Personalabteilungen rekonstruieren. 
Bei der Aus wahl spielen ver wandt schaftliche Be-
ziehungen des Stammpersonals eine zentrale Rol-
le, so dass es für Neu an kömm linge schwer, aber 
nicht ausgeschlossen ist, in den geschlossenen 
sozi alen  Kreis  hinein  zu  kommen.  „Will  man 
also die Wege der Selbst- und Fremd re krutierung 
von Aus zubil den den in Großbetrieben heraus-
fi nden, so erweisen sich dafür offen sichtlich we-
niger die Verlaut ba rungen und Selbstdarstellung 
von Organisationsmitgliedern, als vielmehr die 
Orga ni sa tions ge schichte und die in ihrem Ver-
lauf eingespielten routinisierten und ‚schweigen-
den’ In klu sionsverhältnisse als bedeutsam“ 
(ebd.:41). Boos-Nünning (1999) hat ebenfalls 
Hin wei se darauf gefunden, dass nicht nur Bil-
dungsdefi zite für ungleiche Ausbildungschancen 
verant wort lich sind, sondern auch Diskrimi-
nierungspraxen. Diese sieht sie in ethnischen 
Zuschrei bungen, in der betrieblichen Organisa-
tion und Tradition und in einer institutionellen 
Diskrimi nierung beim Zugang zu einer berufl i-
chen Ausbildung.

3.3.3 Konzepte und Handlungsperspektiven

Generell gilt, dass die berufl ichen Integrations-
chancen von jungen Migrantinnen und Migran-
ten nur durch eine Stärkung der Inklusionsfunk-
tion der Schule und der berufl ichen Aus bil dung 
ver bessert werden können. Überdies wird es ent-
scheidend sein, ob es gelingt, genügend Aus-
bildungsplätze bereit zu stellen, nicht zuletzt um 
Verdrängungs prozesse zu vermeiden. Es geht also 
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um die Integrationsfähigkeit des (berufl ichen) 
Bildungs systems (vgl. Arbeitsgruppe Bil dungs-
bericht erstattung 2008). Insbesondere für junge 
Menschen mit Migrationshinter grund erscheint 
eine Qualifi zierungsoffensive unabdingbar, die 
 zumindest folgende Schwer punk te aufweisen 
müsste: 
(1) Eine qualitative Verbesserung des Übergangs-

managements von Schule in Ausbildung. Diese 
Verbesserung ist in einer zielgrup pen spe zi-
fi schen Ausrichtung vorberufl icher Bildungs-
angebote zu sehen. Regionale Netzwerke von 
am Übergangsprozess beteiligten Akteuren 
sind in diesem Zusammenhang als förderlich 
zu betrachten. 

(2) Insgesamt sollten voll qualifi zierende Ausbil-
dungen Vorrang haben vor vor berufl ichen 
Bildungsangeboten. Benachteiligten Jugend-
lichen (mit Migrations hin ter grund) soll te 
vor rangig eine abschlussbezogene duale Aus-
bildung in einem (notfalls) außer betrieb-
lichen Ausbildungsplatzprogramm ermögli-
cht werden. 

(3) Überdies erscheint eine konse quente Nach-
qualifi zierung angezeigt. 

(4) Mit Blick auf Personalverantwortliche geht 
es schließ lich darum, die Kompetenzen von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
heraus zustellen und deren Potenziale auf zu-
zeigen (vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung 2006; 
Granato 2007a; Granato 2007b). Ob schluss-
endlich eine Quotierung von Ausbildungs-
plätzen (im öffentlichen Sektor) pers pek-
tiven reich ist, wäre eigens zu diskutieren 
(vgl. Boos-Nünning 1999). 

Im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL sind im Programmzeitraum (2002 bis 
2007) eine Vielzahl von Projekten realisiert wor-
den, deren er klär tes Ziel die Entwicklung in no-
vativer Ansätze zur Verbesserung von Ar beits-
marktchancen benachteiligter Zielgruppen war. 
Eine der Zielgruppen waren Migran tin nen und 
Migranten. Daneben gibt es insbesondere im Ju-
gendbereich mehrere Programme auf Bundes- 
und Län derebene, die sich (auch) mit die ser Ziel-
gruppe auseinandersetzten. 

Ein Projektverbund ist das Informations- und 
Beratungsnetzwerk „Integration durch Qua li fi -

zierung“ (IQ), das 2005 mit dem Ziel gegründet 
wurde, die Arbeitsmarktchancen von Mi gran tin-
nen und Migranten über 25 Jahren zu verbessern 
(vgl. www.intqua.de). Der von der Bun des agentur 
für Arbeit, der Gemeinschaftsinitiative EQUAL 
und der Bundesregierung ge för derte Projektver-
bund ist Ende 2007 erfolgreich ausgelaufen. Auf-
grund der viel verspre chen den Ergebnisse ist im 
Januar 2008 die zweite Runde gestartet. Seit 2008 
arbeiten die Pro jek te ohne ESF-Förderung, aber 
dafür als Teil des Nationalen Integrationsplans 
(Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration 2007b:79f.). 

Diese Selbstverpfl ichtung der Bundesregie-
rung künftig geeignete Handlungsansätze und 
Stra tegien in der Arbeitsmarktpraxis umzusetzen, 
markiert zumindest tendenziell einen Perspek tiv-
wechsel in der Inte grationspolitik. Lag in der Ver-
gangenheit in erster Linie das Verständnis vor, 
soziale und strukturelle Problemlagen zu indivi-
dualisieren, so wird dieses Verständnis zumindest 
etwas erweitert. In dieser neuen Perspektive rü-
cken (Regel-)Strukturen und die Verant wortung 
po litischer, öffentlicher und privater Akteure in 
den Mittelpunkt. Integra tionspolitik auf der Ebe-
ne des Bundes, der Länder und Kommunen wird 
verstärkt auch im Zusammenhang mit sozialer 
und struktureller Benachteiligung, entsprechen-
den Verände run gen in den Regel struk turen und 
einem erweiterten Verständnis von interkultu-
reller Öff nung diskutiert. Neben Pro jekten, Mo-
dellen und Vorhaben, die die Zielgruppe der 
Migran tinnen und Migranten indi vi duell unter-
stützen (z.B. Beratung, Qualifi zierung, Sprachför-
derung) und mit konkreten An ge boten erreichen, 
zielen die Förderprogramme und das öffent liche 
Inter esse vermehrt auf Pro jekte und Initiativen 
mit Potenzial für Strukturveränderungen. Netz-
werk bildung und -arbeit und (moderierte) Koope-
rationen der Akteure in den Handlungs feldern 
vor Ort werden zu ge forderten und geförderten 
Aktivitäten. 

Das Netzwerk IQ steht beispielhaft für diese 
Perspektivenerweiterung. Das Netzwerk ist seit 
2008 damit beauftragt, erfolgreiche Ansätze und 
Instrumente, die im Rahmen der Ge mein schafts-
initiative EQUAL entwickelt wurden, zu optimie-
ren, in den Transfer zu bringen und in die Re-



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

23

gelförderung nach SGB II und SGB III zu überfüh-
ren. Neben einigen praxis- und teilnehmerbe-
zogenen Projekten arbeiten viele Projekte im 
Netzwerk lokal und überregio nal mit Akteuren 
der ARGEn, Agenturen für Ar beit, Kommunen, 
Handwerks kammern, Bil dungs trägern und Un-
ternehmen zusammen. Das Netz werk IQ hat sich 
auf lokaler und auf Bun desebene als Ansprech-
partner im Handlungsfeld Migra tion, Integra tion 
und Arbeitsmarkt etabliert, besonders auch für 
die Institutionen der Arbeits markt politik. 

Ein Kernelement diesbezüglicher Programme 
und Projekte – hier sind beispielsweise die „Kom-
petenzagenturen“ zu nennen – ist die „Vernetzung 
von Akteuren“ vor Ort, deren Ziel es ist, die Aktivi-
täten einzelner Anbieter im Interesse der Ziel-
gruppe untereinander abzustimmen und/oder 
den Gesamtprozess der Arbeitsmarktintegration 
mit den spezifi schen Schnittstellen zu dokumen-
tieren und zu verbessern. Netzwerke erscheinen 
als neues kommunales Steue rungs instrumentarium.

Das Handlungsfeld der sozialen und beruf-
lichen Inte gration von Migrantinnen und Mi-
granten ist durch unterschiedliche politische und 
administrative Zuständigkeiten gekennzeichnet. 
Bun des-, Landes- und kommunale Behörden un-
terscheiden sich durch sich abgrenzende Res sorts 
und Fach gebiete. Hinzu treten Organisationen 
der freien Wohlfahrtspfl ege, die wiede rum von 
verschiedenen öffentlichen Stellen für unter-
schiedlichste Angebote gefördert werden sowie 
weitere Dienstleistungs anbieter, die mit Teilauf-
gaben betraut sind. Dem gegen über stehen kom-
plexe und inhaltlich ver fl ochtene Problemlagen 
der Ratsuchenden und sich daraus ableitende 
komplexe Handlungsfelder, woraus sich be-
grenzte Problemlösung smöglich keiten für alle 
Beteiligten ergeben. Die Einsicht in be grenzte 
Problemlösungskapa zitäten durch enge Ressort- 
und Zuständigkeitsstrukturen macht Netz werk-
strukturen zu anerkannten, geforderten und ge-
förderten Instanzen für kooperative Problem-
lösungen. 

Ein weiteres Kernelement ist die „Einbezie-
hung von Migrantenselbstorganisationen (MSO)“, die 
mit Hilfe von Organisationsberatung und/oder 
Qualifi zierungsprogrammen in die Lage ver setzt 
werden sollten, der gewünschten Funktion als  

Ansprechpartner/-in nen gerecht zu werden, die 
Zielgruppe für hiesige Einrichtungen (als Multi-
plikator-/innen) zu erschließen sowie selbst als 
Akteure tätig zu werden. Mit der verstärkten Zu-
sammenarbeit mit MSO werden sich einige 
Organi satio nen als neue Kräfte im politischen 
Willensbildungsprozess (z.B. die Bundesarbeits-
gemein schaft der Ausländerbeiräte, Zusammen-
schlüsse islamischer Gemeinden) und als Wettbe-
werber etablieren.

Ein drittes Element sind Projekte, die sich 
um die interkulturelle Öffnung von Einrich-
tungen und Diensten bemühen (vgl. Schröer 
2007a). Hier sind vor allem Arbeitsagenturen so-
wie ARGEn und Jobcenter im Fo kus, aber auch 
öffentliche Verwaltungen und freie Träger zu 
nen nen. Sensi bilisierung, Aufbau und Er weite-
rung migrations- und integrationsspezifi scher 
Fachkom pe tenzen in ARGEn und Job centern er-
scheinen als ein Erfolg versprechender Weg. 

Im Rahmen von berufl ichen Qualifi zierungs-
maßnahmen erscheinen Konzepte von Interesse, 
die sprachliche und fachliche Qualifi zierung mit-
einander verzahnen, an vorhandenen Qualifi  ka-
tionen an knüp fen und auf externe Prüfungen bei 
den Kammern vorbereiten. Perspektiven reich er-
scheinen Ansätze von Profi  ling, Kompetenzfest-
stellung, Beratung und Coaching und Maß nah-
menket ten, die an den Fä hig keiten und Poten-
zialen der Migrantinnen und Migranten ansetzen 
(z.B. Mehrsprachig keit und kulturelle Orien-
tierungs fähig keit). 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat 
jüngst eine Studie veröffentlicht, die sich mit der 
Situation der Migrantinnen und Migranten im 
Feld der Weiterbildung beschäftigt (vgl. Bethschei-
der 2008). Die Studie kam unter anderem zu dem 
Ergebnis, dass (1) Migrantinnen und Migranten, 
obwohl überproportional von Ar beits losigkeit be-
troffen, in den Maßnahmen der Bundesagentur 
im Vergleich zu deutschen Arbeitslo sen unterre-
präsentiert sind und (2) die besondere Lernsitua-
tion der Lerngruppen in den Angeboten der Wei-
terbildung nicht berück sichtigt wird. Die Studie 
gibt Hinweise darauf, wie die Situation für die 
Ziel gruppe verbessert werden kann und verweist 
dabei zentral auf das Kurskonzept und das 
Lehrper sonal. Die Ergebnisse dokumentieren ein-
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drücklich, wie die Zielgruppe auf Angebote der 
Weiterbildung rea giert und welche Effekte (nicht) 
erreicht werden. Sie geben eindeutige Hin weise 
darauf, dass mangeln de Qualifi zierung und ge-
scheiterte Arbeitsmarktintegration des Per sonen-
kreises nicht primär auf die Migrantinnen und 
Migranten zurückzuführen sind, son dern eine 
struk turelle Veränderung im System der Quali-
fi zierung und Weiterbildung ange zeigt ist. Die 
Güte von Weiterbildung der Personen mit Mi -
grations hintergrund lässt sich da mit in erster Li-
nie an den Strukturmerkmalen der Angebote – 
Qualifi kation des Personals, Umgang mit Hete ro-
ge nität, Mehrsprachigkeit, Konzept etc. – messen. 

Im Blickpunkt der Benachteiligtenarbeit ste-
hen Analphabeten, Personen (insbesondere Ju-
gend li che) ohne Schul- und Berufsabschluss, 
Flüchtlinge, Migranten ohne geklärten Aufent-
halts sta tus oder Geduldete. Für diese Zielgruppen 
wurden Zugänge und Angebote auf der Ebene des 
Sozialen Nahraums geschaffen, um im Sinne eines 
(Re-)Empowerments den Blick auf die eigenen 
Kompetenzen zu richten, Selbstvertrauen aufzu-
bauen und damit die Grund lagen zu schaffen, 
ernsthaft über Beschäftigungsperspektiven nach-
zudenken.

Eines der zentralen Themen ist die Anerken-
nung von im Ausland erworbenen Qualifi ka tionen. In 
diesem Zusammenhang ist die Studie von Engl-
mann/Müller (2007) zu erwähnen, die erst mals 
auf der Basis von Interviews mit Betroffenen und 
Anerkennungsstellen einen Einblick in die Aner-
kennungspraxis in ganz Deutschland gewährt 
und einen umfassenden Überblick über Verfah-
ren und Zuständigkeiten verschafft. Diese Studie 
hat den Dschungel der Aner ken nungs wege offen 
gelegt. Das BMBF hat Förderprogramme aufge-
legt, die erst mals fl ächen deckend Teilqualifi zie-
rungen auf dem Weg zum Berufsabschluss er-
möglichen. Erste Bun desländer haben im Rah-
men der Qualifi zierungsoffensive der Bundesre-
gierung16 mit Ini tia tiven reagiert. Damit ist ein 
Weg beschritten, der weg von den engen, nicht 
mehr die Praxis widerspiegelnden Berufsbildern 

hin zu einer an Qualifi kationen orientierten Be-
wertung berufl  icher Kompetenzen führt. Ob es 
sich hier bei wirklich um entscheidende Schritte 
han delt, wird sich daran ablesen lassen, in wie 
weit  jetzt  entwickelte  Lösungsansätze  auf  EU- 
Bür ger beschränkt werden (und damit allein den 
Anforderungen der EU zur Umsetzung eines eu-
ropäischen Qualifi zierungsrahmens EQR ge recht 
werden) oder auch für die so genannten Dritt-
staatsangehörigen gelten wer den. Unge löst bleibt 
damit freilich weiterhin die Problema tik der Ab-
schottung des EU-Raums gegen Ein wanderung 
aus Drittstaaten. 

Ein weiteres zentrales Thema ist die Förde-
rung von Existenzgründungen.

Insgesamt erscheint es notwendig, die Ent-
wicklungen und Programme in diesem Feld vor 
dem Hintergrund übergeordneter Entwicklungen zu 
analysieren (vgl. Vogt/Adam 2008), die die Er-
folgs aussichten der angesprochenen Programme 
und Initiativen unterlaufen:

(1) Während in der öffentlichen politischen 
Rede allenthalben die Potenziale der Einge wan-
derten herausge stellt werden, wächst der Anpas-
sungsdruck für die hier lebenden Migrantinnen 
und Migranten. Sie werden mit klaren Assimi -
lationserwartungen konfrontiert und zumeist auf 
Sprachdefi zite redu ziert. (2) Während über die 
Notwendigkeit der Zuwanderung als Aus gleich 
der demo grafi schen Veränderungen geredet wird, 
wird auf nationalstaatlicher und eu ro päischer 
Ebene die Neuzuwanderung immer wirkungsvoller 
unterbunden. Insbesondere das neue Zu wan de-
rungs recht in Deutschland lässt Zuwanderung aus 
Drittstaaten praktisch nur noch als Fa mi  liennach-
zug zu. Die Arbeitsmigration aus Osteuropa erfolgt 
einmal mehr in pre kä re Arbeits verhältnisse (Sai-
sonkräfte, Rund-um-die-Uhr- Pfl ege) und reagiert 
damit keines falls auf den  postulierten Bedarf an 
Fachkräften. (3) Neue öffentliche Akteure stellen die 
föde rale Aufgabenteilung und die Subsidiarität in 
Frage. Das Innenministerium des Bundes tritt mit 
seinem Bun desamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) als neuer Akteur der Auslän derintegration 

16 Die Qualifi zierungsinitiative für Deutsch land soll auf dem Bildungsgipfel am 22. Oktober 2008 in Dresden vorgestellt und beschlossen 
werden.
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auf, und zwar dezidiert auch auf regionaler und 
lokaler Ebene. Das BAMF prüft bspw. die Arbeit 
der Integrationskursträger und die der Migrations-
erstberatungsstellen – beides An ge bote auch der 
Wohlfahrtsverbände. (4) Mit den ARGEn wurde 
eine wesentliche Schnitt stelle von Bund und 
Kommunen institutionalisiert – was jetzt wohl 
eine Grundgesetz änderung nach sich ziehen 
wird. Die Kommunen, schon immer ohne Rechts-
grundlage in der Arbeits marktpolitik, verlieren 
womöglich auf längere Dauer auch die rechtlich 
gesicherten Gestal tung smöglichkeiten in der kom-
munalen Sozialpolitik. Die Wohlfahrtsverbände 
und freien Träger werden in ihrer subsidiären 
Sonderrolle grundsätzlich in Frage gestellt. Sie 
fi nden sich zu nehmend in der Rolle des Auftrag-
nehmers (im Rahmen der öffentlichen Ausschrei-
bung von Dienstleistungen) oder Erfüllungsge-
hilfen der öffentlichen Hand wieder. (5) Unüber-
sehbar ist der Megatrend der Ökonomisierung und 
„Vernutzung“ des Sozialen und der Bildung. Soziale 
Problemlagen werden als Störfaktoren bei der 
Vermittlung auf den Arbeitsmarkt identifi ziert 
und den einzelnen Hilfesuchenden ursächlich 
zugeschrieben. Erfol ge des Sozialen werden zu-
nehmend ökonomisch bilanziert. In der Arbeits-
markt politik hat dies beispielsweise dazu geführt, 
dass der Förderschwerpunkt auf den Per sonenkreis 
gelegt wurde, der kurzfristig wie der vermittelbar 
ist. Ein Mechanismus, der besonders häufi g Mi-
grantinnen und Migranten negativ trifft. 

Unter integrationspolitischen Gesichtspunk-
ten erscheint es sinnvoll, nicht nur auf Förder-
pro gramme und strukturelle Veränderungen in 
der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik ab-
zu heben, sondern auch die „industriellen Bezie-
hungen“ zu analysieren. 

Schmidt (2005) plädiert dafür, nicht nur die 
„class relations“ sondern auch die „ethnic rela-
tions“ in Forschung und Praxis in den Blick zu 
nehmen und durch die Einbeziehung der An er-
kennungs verhäl tnisse die Perspektive zu erwei-
tern.17 Forderungen nach einer kompen sato ri-
schen Förderung (z. B. Quotierungen bei Stellen-
besetzungen oder bei der betrieblichen Wei ter-

bildung) oder andere Interessensartikulationen 
von Beschäftigten ausländischer Her kunft kön-
nen – so Schmidt – nämlich nur dann systema-
tisch thematisiert und angegangen wer den, wenn 
nicht nur die „interessenspolitische Perspektive“, 
sondern auch die „Anerken nungs dimension“ an-
ge messene Berücksichtigung fi ndet“ (ebd.:65). 
Die Einführung der Aner kennungsdimension 
und die Art und Weise des Umgangs des Manage-
ments und der Gewerk schaften (Betriebs räte) mit 
herkunftsbezogenen Interessen und die Aner-
kennung von Identi täts modellen dürfte wiede-
rum „selbst zur Ausprägung und zur betrieblichen 
Konstruktion grup penspezifi scher Iden titäten 
beitragen“ (ebd.:65f.). Sowohl eine universelle, 
herkunftsneu trale Interessens po litik als auch eine 
herkunftssensible Interessensvertretung kann da-
bei eine gruppenspezi fi sche Identitätspolitik 
 begünstigen. Diese Folgen sind also im Auge zu 
behalten. Aber: „Durch die angemessene Aufnah-
me der Anerkennungsperspektive könnte sich die 
Be rück sichtigung auch von Themen wie Diskri-
minierung oder aktiv fördernder Antidiskri mi nie-
rungs politik (affi rma tive action; diversity-mana-
gement) für den Forschungsdiskurs über indu s-
trielle Beziehungen (ebenso wie für die betrieb-
liche Praxis; D.F.) erschließen lassen“ (ebd.:69).

3.4. Wohnen und sozialräumliche 
 Integration

3.4.1 Wohnbedingungen und sozialräumliche   
 Entwicklungsmuster

Der Zugang zu Wohnraum und die Wahl des 
Wohnortes (Stadtteil/Quartier) sind im Wesent-
lichen abhängig von den verfügbaren materiellen 
Ressourcen und damit im Kern von der Inte gra-
tion in Erwerbsarbeit und in den Arbeitsmarkt. 
Allerdings spielen, gerade bei Migran tin nen und 
Migran ten auch andere Gesichtspunkte eine Rol-
le, die mit der Migrations- und Inte grations-
geschichte zusammenhängen (Anschluss an Mi-
grantencommunities). Abwehr von Zu zug und 

17 Die Überlegungen greifen die „Theorie der Anerkennung“ von Honneth (1994) und die Debatte um das Ver hältnis von „Verteilung“ und 
„Anerkennung“ auf (vgl. Fraser/Honneth 2003). 
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Vermietung und Diskriminierung sind in Rech-
nung zu stellen. Bis zum Ende der 60er Jahre war 
Segregation kein Thema, zumal die Stadtpolitik 
das Ziel einer „sozialen Mi schung“ aller Wohn-
quartiere verfolgte (Häußermann/Siebel 2001). 
Aber die Faktoren, die ei ne vergleichs weise ge-
ringe/re Segregation in deutschen und europäi-
schen Städten bewirkten (z.B. hoher Anteil von 
Sozialwohnungen), verlieren an Bedeutung, so 
dass zu erwarten ist, dass die sozi ale Segregation 
auch in deutschen Städten stärker wird, wobei die   
Streuung der Wohnstandorte in der Stadt im Zu-
ge der ökonomischen, sozialen, kulturellen und 
politischen Integration einherzugehen scheint 
mit der Verschärfung der Segregation der Zurück-
blei benden.

Die Datenlage zur Segregation in deutschen 
Städten ist insgesamt wenig befriedigend. Es lie-
gen im Wesentlichen nur Fallstudien vor, die re-
gional- und stadtspezifi sche Unterschiede im Se-
gre gationsgrad und in der Entwick lung der Segre-
gation aufweisen.18 Migrantinnen und Mi gran ten 
leben bevorzugt in Großstädten und innerhalb 
der Großstädte in wenigen Stadt tei len. Sie kon-
zentrieren sich in folgenden Ty pen von Quartie-
ren: (1) in innerstädtischen, nicht-mo dernisier-
ten Altbaugebieten, (2) in alten Arbei terquartieren, 
(3) an umweltbelasteten Stand or ten und (4) in 
Sozialwohnungen. Zumeist woh nen sie in im 
Durchschnitt schlechter aus ges tatte ten Woh-
nungen als deutsche Bewohner, unter weniger 
gesicherten Bedingungen und häu fi g an Stand-
orten mit Umweltbelastungen. Im Hinblick auf 
die Wohnungsversorgung kann von ei ner „Unter-
schichtung“ gesprochen werden (Häußermann/
Siebel 2001:36f.). 

Vor dem Hin ter grund der beobachtbaren 
Entwicklungen ist zu erwarten, dass sich das „eu-
ropäische Modell“ der Stadt nicht auf recht er-
halten lässt, und dass Versuche, „Mischung“ in 
allen Stadtvierteln durchzusetzen, eher schäd-
liche Wirkungen für die Zuge wan derten haben 

und keine besseren Integrations pers pektiven er-
öffnen (ebd.).

Einschlägige Analysen diagnostizieren sich 
verstärkende regionale Disparitäten, Segre ga-
tions- und Spaltungsprozesse (vgl. Dangschat 
1995),19 die insbesondere im Zusammenhang mit 
der Globalisierung, mit Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt, dem demographischen Wan del, 
der Schwächung sozialer Netze, dem Abbau so-
zialstaatlicher Sicherung und dem Rück zug des 
Staates (bspw. aus der Wohnungspolitik), mit der 
„Entgrenzung von Arbeit“ (vgl. Böhnisch/Schröer 
2005) und der Transformation des Sozialstaates 
(vgl. Filsinger 2007a) diskutiert werden. 

3.4.2 Gründe für und Bewertung von Segregation

Die „ethnische Konzentration“, d.h. die Konzen-
tration von Zugewanderten in bestimmten Quar-
tieren muss als solche kein Problem darstellen, 
wohl aber die „soziale“ Segregation, wo bei sich in 
der Realität der Städte beide Formen überlagern 
(Häußermann/Siebel 2001). Die Bewertung räum-
licher Konzentration fällt schließlich ambi valent 
aus: Sie ist „gut für Selbst hil fe und Selbstverge-
wisserung, für politische Artikulation und den 
Aufbau einer speziellen Infra struktur, sie ist aber 
nachteilig für Karrieren außerhalb des eigenen 
Viertels, für die Lei stungskraft sozialer Netze und 
für die kulturelle Integration in die Aufnahme-
gesellschaft“ (ebd.:89). Entscheidend ist, ob ge-
nügend Austauschbeziehungen vorhanden sind, 
die An schlüsse erlauben (vgl. Leggewie 2000). 
Kurz- und langfristige Wir kungen sind zu unter-
schei den. Für die erste Zeit nach der Zuwande-
rung bietet die ethnische Kolonie Orientierung 
und Unterstützung, stabilisiert die eigene Iden-
tität und gibt Sicherheit für die ersten Schritte in 
der Fremde (soziales Kapital). Bleiben aber die 
Verkehrskreise der Individuen langfristig auf die 
Kolonie be schränkt, wirkt dies isolierend und 
ausgrenzend (vgl. schon Elwert 1982). Die Unter-

18 Aufschlussreich sind beispielsweise die Arbeiten von Strohmeier (2006), der bezogen auf Nordrhein-West falen Segregationsmuster und 
die Dynamik von Segregationsprozessen in ausgewählten Städten analysiert hat.

19 Dangschat (1995) diagnostiziert eine zunehmende sozialstrukturelle, sozialräumliche und soziokulturelle Polarisierung. Im Rahmen 
derer bildet sich eine Bevölkerung „die zunehmend von der gesellschaftlichen Entwicklung abgekoppelt wird: ausgesondert aus dem 
Arbeitsmarkt und aus gesellschaftlichen und kul turellen Beziehungen“ (Häußermann 2007:79).
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scheidung zwischen einer funk tionalen und einer 
strukturellen Segregation ist daher grundlegend:20 
„Die erste fördert, die zweite behindert Integrati-
on.“ (Häußermann/Siebel 2001:90). Daraus folgt 
politisch, dass freiwillige Segregation nicht be-
hin dert werden, aber der Übergang aus der Kolo-
nie in die Mehrheits gesellschaft, also Mobili tät 
insbesondere bei der jüngeren Generation (vgl. 
Baringshorst 1999) durch entsprechende Anreize 
nachdrücklich gefördert werden sollte. Erzwun-
gene Segregation ist dagegen offensiv zu bekämp-
fen.

Die Debatte um Segregation und „Parallel-
gesellschaften“ wird vor dem Hintergrund sozial-
räum licher Ent wick lungs muster nach wie vor ein 
Dauerthema bleiben, allerdings lokal spezifi sch 
unterschiedlich stark ausgeprägt. Lokale Politik 
muss sich notwendigerweise auf ei nem schmalen 
Grat bewegen, „zwischen einer Förderung der 
Selbstorganisation (und damit der Kolonie) und 
der Förderung einer individuellen Integration 
(und damit der Aufl ösung der Kolonie)“ (Häußer-
mann/Siebel 2001:90). Da Desegregationspoliti-
ken – wie die Erfahrungen zei gen – ohne hin nicht 
Erfolg versprechend sind, erscheint eine lokale 
Politik begründet, die „sozi ale Segregation wegen 
ihrer negativen Folgen für die Bewohnerinnen 
und Bewohner von ausgegrenzten Quartieren 
 bekämpft (...), die ethnische jedoch (zulässt) und 
durch entspre chen de Angebote zu einer tem-
porären Heimat für die Zuwanderer verwandelt“ 
(ebd.:90). Dies heißt einen schwierigen Balance-
akt zu bewältigen: „Segregation zulassen und 
 verhindern, Ein wande rungs quar tiere als Dauer-
einrichtung der Stadt und als Durchgangsstation 
für Indivi duen akzep tieren, Mecha nis men infor-
meller Konfl iktmoderation installieren, sensible 
Früh warn systeme entwickeln, die Kontrolldichte 
lockern und öffentliche Räume sichern“ (Häußer-
mann 2007:78).

3.4.3 Handlungsperspektiven: 
  Sozialräumliche Strategien

Vor dem Hintergrund der skizzierten Entwick-
lungen und im Zusammenhang mit Fragen nach 
der Zukunft der „Sozialen Stadt“ (vgl. Häußer-
mann 2007; Siebel 2007)21 und des ge sell schaft-
lichen und sozialen Zusammenhalts, haben so-
zialräumliche Strategien einen Bedeu tungs gewinn 
erfahren (vgl. Kessl u.a. 2005).22 Das Programm 
„Soziale Stadt“ (vgl. Walther/Güntner 2007) ist, 
als Versuch zu interpretieren, dem „Wachs tums-
regime“ ein „Integrations re gime“ bei seite zu stellen 
(vgl. Häußermann 2006). Diesem Programm, ins-
besondere dem (Teil-)Programm „Ent wick lung 
und Chan cen junger Menschen in sozialen 
Brenn punkten“ sind wichtige Impulse zur Ent-
wicklung von sozialräumlichen Integrationsstra-
tegien zu verdanken. 

Sozialraumentwicklung kann mittlerweile 
als zentrales Element kommunaler Integrations-
po litiken betrachtet werden, die sowohl die Teil-
habechancen der alteingesessenen als auch die 
der zugewanderten Bevölkerung im Blick haben. 
Der Begriff des Sozialraums23 hat eine nor ma tive 
Dimension, d.h. es existieren zumeist implizite 
Vorstellungen davon, welche sozial räumlichen 
Gegebenheiten als wünschenswert zu erachten 
sind, z.B. eine nach Schichten und Milieus ge-
mischten Bevölkerung, Funktionsmischungen 
und vor allem die Vermeidung von Segregation. 
In einer analytischen Perspektive ist der Sozial-
raum zunächst Raum der mate riellen und soziokul-
turellen Reproduktion; bei den Bevölkerungsgrup-
pen die hier in Rede stehen, der vorrangige oder 
häufi g auch alleinige Lebensraum. Betrachten wir 
den sozialen Raum als Kommunikations- und Inter-
aktionsraum, dann geraten die Netzwerke in den 
Blick – die sozialen Netze, aber auch die institu-
tionellen Netzwerke, allgemeiner formuliert die 
Inter aktionsverhältnisse.24 

20 Funktionale Segregation ist eine freiwillige, die in verschiedenen, milieuspezifi schen Varianten im Stadtraum vorkommt; die strukturelle 
Segregation ist eine erzwungene.

21 Siebel (2007) analysiert einen “Bruch des einheitlichen Modells von Stadtentwicklung”: (1) die “Spaltung zwischen wachsenden und 
schrumpfenden Städten” und die “innere Spaltung der Städte”, die an Quar tieren der Ausgrenzung und am Verlust der Integrationsfunk-
tion der Städte fest zu machen ist.

22 Ohne Vollständigkeit zu beanspruchen gehören folgende Elemente zu diesen Strategien: Netzwerke und Vernetzung, Quartiersmanage-
ment, integrierte Strategien der Stadt(teil)Entwicklung, Quartiersmanage ment, bürgerschaftliches Engagement.

23 Zum Begriff und zur Konzeptionalisierung sowie zu Methoden der Sozialraumanalyse vgl. Kessl u.a. 2005.
24 Zu den Dimensionen der Sozialraumanalyse, auf die hier Bezug genommen wird, vgl. Schumann 1994; 1995.
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Diese Interaktionsverhältnisse stellen sich 
lokal sehr unterschiedlich dar. Zumeist zeigt sich 
das Bild einer Mischung aus friedfertigem Neben-
einander, ei nem Miteinander aber auch ei nem 
Gegeneinander (vgl. Eckert/Kißler 1997; Bukow/
Yildiz 2002). Der Soziale Raum ist nämlich immer 
ein „soziales Kräftefeld“ (Bourdieu 1991), ein 
Macht- und Entscheidungs raum, in dem es Kämpfe 
um die Verteilung von Le bens mög lichkeiten gibt. 
Integration und Segregation, Einschließung (In-
klusion) und Ausschluss (Ex klusion) sind als so-
ziale Tat sa chen zu werten, deren Gestalt und Pro-
zessstruktur jeweils genauer zu studieren sind, 
um die sozialen Interaktionsverhält nisse bewer-
ten und Inter ven tionen konzeptualisieren zu 
können. Diese sind dann notwendig, wenn die 
Selbst steue rungs fähigkeit des Gemeinwesens 
nicht mehr hinreichend gegeben ist. Schließlich 
ist der so ziale Raum als ein Ensemble von Kompe-
tenzen und ein Reservoir von Ressourcen zu ana-
lysieren (vgl. Schumann 1994; 1995).

Welche Ansätze bzw. Konzepte erscheinen 
nun Erfolg versprechend. Wenn Desegrega tions-
politiken entweder nur eingeschränkt begründ-
bar oder aber im Rückblick kaum erfolg reich wa-
ren, bleibt nur der Ansatz einer ökonomischen 
und sozialen Stützung benach tei lig ter Stadtteile 
und Quartiere mit dem Ziel, zumindest negative 
Verlaufskurven abzu wen den und die sozialen Ver-
hältnisse zu stabilisieren, wenn möglich aber auch 
neue Teilhabe per spek tiven zu eröffnen (vgl. Krum-
macher/Waltz 2000; Krummacher u.a. 2003).

Sozialraumentwicklung verlangt ein inte-
griertes Entwicklungs kon zept und eine länger fri-
stige Entwicklungsstrategie auf der Grundlage ei-
ner empirischen Analyse der loka len Ge ge-
benheiten. In diesem Zusammenhang kommt 
den Stabsstellen bzw. Fachstellen für Inte gra tions-
aufgaben auf der kommunalen Ebene eine zentra-
le Rolle zu (vgl. Filsinger 2005; vgl. Kapitel 3.6). 

Ein solches Entwicklungskonzept und die 
dazugehörige Strategie zu entwerfen, ist eine ge-
samt städtische Aufgabe, die aber nur unter Betei-
ligung der lokalen Akteure erfolgreich be wältigt 
werden kann (vgl. Schweitzer 2001). Dafür kön-
nen folgende Kriterien als richtungsweisend be-
trachtet werden: (1) Beteiligung (der Zielgruppen, 
schon vor Projekt beginn); (2) Flexi bilität/Super-

vision, d.h. die Weiterentwicklung erfolgt auf der 
Grundlage von Zwi schen ergebnissen (wissen-
schaftliche Begleitung, Feed-back der beteiligten 
Be wohner); (3) Einbeziehung der lokalen Ressour-
cen; (4) Ganzheitlichkeit, d.h. die Berück sich-
tigung mög lichst vieler Handlungsebenen wie 
Wohnen, Bildung, Gesundheit; (5) Kommunika-
tion und Vernetzung durch gezielten interkul-
turellen Austausch (vgl. Schader-Stiftung 2005). 
Wenn ein Entwicklungskonzept wirklich inte-
griert sein soll, muss es vor allem die kommu-
nalen Institutionen verbindlich einbinden.

Integrierte Konzepte und Strategien haben 
sowohl die ökonomische, als auch die kulturelle 
und soziale Entwicklung des Stadtteil bzw. des 
Quartiers im Blick. Mit Verweis auf die Zen tralität 
von Bildung kann argumentiert werden, dass jede 
sozialräumliche Entwick lungs stra tegie eine Stra-
tegie des Aufstiegs durch Bildung sein muss, die 
sowohl die schulischen und berufl ichen Ab-
schlüsse als auch die Kompetenzen der jungen 
Menschen im Blick hat. Es bedarf vor allem einer 
Bildungsstrategie (vgl. Kapitel 3.2). 

Jedes Entwicklungskonzept muss die Frage 
nach den Akteuren, den Strukturen und Res sour-
cen beantworten, denn nicht zuletzt an der Qua-
lität der Akteursnetzwerke, der Kom munikations-, 
Arbeits-, und Entscheidungsstrukturen und der 
Budgetierung entscheidet sich die Erfolgswahr-
scheinlichkeit eines solchen Konzepts. Im Hin-
blick auf Akteursnetzwerke er scheint die Un-
terscheidung zwischen „bonding“-Netzwerken 
(verbindende, Grenzen erhal ten de, homogene 
Netzwerke) und „bridging-Netzwerken“ (über-
brückende, Grenzen über schrei tende, heterogene 
Netzwerke) hilfreich (vgl. Geißel/Kern 2004). In 
der Geschichte der Ausländer- bzw. Migrations-
arbeit in Deutschland dominieren „bonding-
Netzwerke“. Wenn in te grierende Ansätze eine 
Chance erhalten sollen, dann wird es vor allem 
um die Her stellung von „bridging-Netzwerken“ 
mit dem Ziel des (interkulturellen) Kompetenz-
transfers gehen müs sen: zwischen Jugendhilfe 
und Schule, zwischen Arbeitsagenturen/Arbeits-
gemeinschaften und Migrationsdiensten, um nur 
einige wichtige Akteure zu nennen. Die Institu-
tion des Quar tiersmanagements könnte hierbei 
ein Motor sein (vgl. Filsinger 2005). 
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3.4.4 Stadt(teil)entwicklung durch 
  Quartiersmanagement

Quartiersmanagement ist als Instrument zur Im-
plementation der „sozialen Stadtentwicklung“ zu 
begreifen  (vgl. Alisch 2001; Krummacher u.a. 
2003; Walther/Güntner 2007). Das Leitbild von 
Sozialraumentwicklung und Quartiersmanage-
ment ist verknüpft mit Kon zepten der Gemein-
wesenarbeit, der Zivil ge sellschaft und des bürger-
schaftlichen Engagements (vgl. Filsinger 2000; 
vgl. auch Kapitel 3.1 und Kapitel 3.7), die in 
 neueren wissenschaftlichen und politischen Dis-
kursen als zu er schlie ßende Res source für soziale 
Kohäsion in der „Krise des Sozialen“ verhandelt 
werden (vgl. Kessl u.a. 2005). 

Die Notwendigkeit einer baulichen und (so-
zial)infrastrukturellen Erneuerung und Qua li-
fi zierung marginalisierter bzw. von Marginalisie-
rung bedrohter Stadtteile und Quartiere, in de nen 
„ethnisierte“ Konfl ikte um Bewegungsspielräume 
und Lebenschancen unvermeidbar er scheinen, 
ist offensichtlich erkannt. Zentrales Anliegen der 
Stadt(teil-)Entwicklung ist die Rekonstruktion 
eines eigen stän digen Stadtteillebens, die Stär-
kung der örtlichen Potenziale und die Motivie-
rung der Be wohnerin nen und Bewohner, sich in 
Initiativen und Vereinen zu en ga gieren und diese 
dauer haft selbst zu organisieren. Auf diese Weise 
soll erreicht wer den, dass die Stadtteile wieder als 
selbstständige Gemeinwesen funktionieren, also 
ihre Selbststeuerungsfähigkeit wieder erlan gen.

Bestandteile eines integrierten Stadt(teil)ent-
wicklungskonzepts vor Ort sind die Bausteine 
Bür ger ak tivierung, lokale Beschäftigung und 
Ökonomie, Förderung der Nachbarschafts- und 
Stadtteilkultur, Verbesserung der Wohnsituation 
und die städtebauliche Entwicklung. Dem Quar-
tiersmanagement kommt zwar eine Schlüssel-
funktion zu. Neben den Bürgerinnen und Bür-
gern müs sen aber Politik und Verwaltung, Wirt-
schaft und Wohnungsunternehmen so wie die 
Träger der Sozialen Arbeit und Beschäftigungs-
förderung zur Kooperation gebracht wer den; es 
geht um die inhaltliche und organisatorische Ver-
netzung lokaler und regiona ler Akteure  („ko ope ra-
tives Stadtteilmanagement“).

Ein angemessenes Konzept interkulturellen 
Quartiersmanagements muss sich der unauf heb-
ba ren Dialektik von gegenseitiger Abgrenzung 
und Integration vergewissern (vgl. Häußer mann 
1995). Daraus folgt eine nüchterne und differen-
zierte Bewertung von „community-building“. Ein 
solches Kon zept, das dem sozialen Zusam men-
leben von Men schen unter schied licher Herkunft 
för derlich sein soll, wird zu allererst vermeiden, 
soziale Verhält nisse mit Hilfe von kulturellen 
oder gar eth nischen Kategorien zu beschreiben, 
also eine Kul tura li sierung zu befördern. Statt-
dessen wird es einen be wussten und sorgsamen 
Umgang mit Dif ferenz pfl egen. Mit Bernert/Lan-
ge (2000) könnte man ein Quartiersmanage ment 
in  dem  Maße  als  „interkul turell“  bezeichnen, 
wie es ihm gelingt, „den Raum ‚zwischen‘ den 
unter schied li chen mensch lichen Lebens stilen so 
zu gestalten, dass Situationen des offe nen zivil-
gesell schaft lichen Umgangs miteinander zum 
Normfall werden“ (ebd.:29). 

(Interkulturelles) Quartiersmanagement ist 
mit Aufgaben der Steuerung, Moderation und Or-
gan isation von Stadt teilentwicklungsprozessen 
befasst. „Top-down“- und „Buttom-up“-Strate gien 
stellen im Kern keine Alternativen dar. „Buttom-
up“-Strategien müssen die vor han denen Poten-
ziale und Handlungs bereitschaften aufgreifen. 
Ein interkulturelles Quartiers ma na ge ment ist auf 
die Einbeziehung von und die Kooperation mit 
Migrantenselbst organi sationen (insbesondere der 
Migranten ökonomie; vgl. Schuleri-Hartje u.a. 
2005) essentiell angewiesen, wobei ge schlechts- 
und gene rationenspezifi sche Differenzen in den 
Selbst organisationen zu be ach ten sind (vgl. Ba-
ringhorst 1999). 

Stadtteil entwicklungsprozesse verlaufen auf-
grund der unterschiedlichen Interessen der Be-
woh nerinnen und Bewohner und der verschie-
denen Stadtteilakteure selten konfl iktfrei. Der 
Kon fl ikt ist eher der Normalfall. Dieser Sachver-
halt erfordert von Seiten des Quartiers mana ge-
ments die Wahrnehmung einer „intermediären 
Funktion“ (vgl. Lüttringhaus 1998), die (Kon fl ikt-)
Vermittlungsleistungen einschließt. Soziale Be-
ziehungen und Lebenswelten lassen sich aber 
nicht mit noch so ausgefeilten Techniken planen 
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oder „herstellen“. Vielmehr ist eine „Ver-
ständigungsorientierung“ gefragt (vgl. auch Kapi-
tel 3.6).

In der praktischen Umsetzung von interkul-
turellem Quartiersmanagement lassen sich ver-
schie dene Handlungstypen unterscheiden, die in 
der Praxis zwar miteinander verknüpft sind, je-
doch systematisch zu unterscheiden sind (vgl. 
Filsinger 2005): (1) Beobachtung: Sozial raum a -
na lyse, Monitoring und Evaluation („soziale 
Früh warnfunktion“); (2) Netzwerkför de rung; (3) 
Ermöglichen/Vermittlung (Entwicklung „selbst 
 tra   gender Struk turen“; Ressour cen beschaffung, 
Aushandlungsprozesse organisieren/beglei ten; 
„Streit vermitt lung/Media tion“); (4) Planung, Ko-
ordination und Vernetzung. 

In diesem Zusammenhang bedarf es des ge-
zielten Blickes auf die lokale Politikgestaltung, 
auf das lokale/quartierspezifi sche Policy-Netzwerk. 
Aufschluss im Hinblick auf die Chancen und 
Gren zen von Aushandlungsprozessen, von ge-
meinsamen Wirklichkeitsdefi nitionen und Prob-
lem lösungen versprechen lokale Diskursanaly-
sen (vgl. Legewie 1993), die Auskunft über Posi-
tionen, Deutungsmuster und Interessen der Ak-
teure geben können. „So ergibt sich ein Bild der 
Problem- und Konfl iktfelder aus der Sicht der un-
terschiedlichen Akteure: die Kon fl iktparteien, 
ihre unterschiedliche Problemsicht, ihre geäu-
ßerten (und möglicherweise ver deckten) Interes-
sen, ihre Wissens- und Machtressourcen, aber 
auch ihre Ambivalenzen, ihre Kompromiss- und 
potentielle Unterstützungsbereitschaft und ihr 
Engagement für Innova tionen werden greifbar“ 
(ebd.:28).

Ein so verstandenes interkulturelles Quar-
tiersmanagement ist an eine Reihe von Voraus-
set zungen gebunden: es bedarf professioneller 
Standards und professioneller Kompetenzen, die 
interkulturelle Kompetenz einschließen, und ei-
ner (relativen) Autonomie der professio nellen 
 Tätigkeit. Die strukturell unterschiedlichen Rol-
len und Aufgaben müssen trans parent gehalten 
werden, nicht zuletzt um Vertrauen zu schaffen 
bzw. zu erhalten. Quartiersmanage ment ist not-
wendigerweise in institutionelle Strukturen ein-
ge bunden. Insofern kommt der Klärung des Auf-
trags und der Ressourcenausstattung (zum Schutz 
vor Überforderung) eine zen trale Be deutung zu. 

Integrierte Stadtteil- bzw. Quartiersentwick-
lung unter aktiver Beteiligung der Bewoh nerinnen 
und Bewohner  ist eine Programmformel, die gut 
begründet, aber nur dann perspektivenreich ist, 
wenn das „Soziale“ nicht zu einer Restkategorie 
gerät (vgl. Schweitzer 2001). Das Pro gramm ist 
äußerst anspruchsvoll. Die Ansprüche an die 
Bewoh nerinnen und Bewohner sind beträchtlich. 
Viele von ihnen sind aufgrund ihrer strukturellen 
Benach teiligung tendenziell überfordert. Aber 
auch die Ansprüche an das kommunale politisch-
ad ministrative System sind erheblich. Es müssen 
nämlich nicht nur Voraussetzungen ge schaffen 
werden, damit „Querschnittsaufgaben“ bearbei-
tet werden können; sondern es bedarf auch 
„entgegenkom men der Strukturen“, die es ermög-
lichen, dass sich die vorhandenen bzw. mo-
bilisierbaren Selbst bestimmungs-, Innovations- 
und Partizipationspotenziale der Bewohner/in-
nen, dass sich Politikprozesse überhaupt entfalten 
können (vgl. Filsinger 2000). 

Programme und Projekte zur Stadtteil- bzw. 
Quartiersentwicklung und ein interkulturelles 
Quar tiersmanagement  werden nur dann Per-
spektiven eröffnen, wenn sie neben der Ver bes-
serung der Bildungsbedingungen der dort leben-
den Bevölkerung, der Wohnungs- und Wohn-
umfeldqualität und der sozialen Infrastrukturaus-
stattung darauf abzielen, neue Beschäf ti gungs- und 
Erwerbschancen zu erschließen, insbesondere für 
diejenigen, die nur schwer oder überhaupt kei-
nen Zugang zu Ausbildung bzw. Beschäftigung 
im ersten Arbeits markt fi nden. Damit ist vorran-
gig eine lokale Ausbildungs-, Arbeitsmarkt- und Be-
schäf tigungs politik ange sprochen (vgl. Kapitel 3.3; 
3.7), die darauf gerichtet sein muss, neue Be -
schäf tigungs möglich kei ten auf unterschiedlichen 
Qualifi kationsniveaus hervorzu bringen. Die Mi-
grantenökonomie und die Mi granten selbst organisa-
tionen stellen ein wichtiges Potenzial dar, das zur 
Ko ope ration ge bracht werden muss und kann 
(vgl. Fijalkowski/Gillmeister 1997; Weiss/Thrän-
hardt 2005). Gefragt ist folg lich eine kommunale 
Ar beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, die mit 
Hil fe einer „ko ope ra tiven Politik“ (vgl. Brocke 
2002) spezielle Programme (z.B. im Rahmen des 
Pro gramms „So ziale Stadt“) in die lokale und re-
gionale Ökonomie einfügt.
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Ohne eine entgegenkommende staatliche 
Ausbildungs-, Beschäftigungs- und Arbeits markt-
po litik dürfte der Erfolg dieses Konzepts aber be-
scheiden ausfallen. Das anspruchsvolle Kon zept 
der integrierten Sozi alraumentwicklung bedarf 
nicht nur einer eindeutigen poli tischen Option 
mit dazugehöriger Ressourcenallokation, einer 
deutlichen Ermutigung und Stützung von Hand-
lungs- bzw. Partizipationsbereitschaften bei den 
(jungen) Bürgerinnen und Bürgern gleich wel-
cher Her kunft und vor allem auch ernsthafter Be-
teiligungsmöglichkeiten. Der Idee der sozialen 
Kooperation dürfte überdies nur Erfolg beschie-
den sein, wenn breit zum Be wusst sein gelangt, 
dass es eine „öffentliche Verantwortung“ für das 
soziale Zusammenle ben in den Kommunen gibt. 

3.5  Interkulturelle Öffnung25

Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Institutionen 
der Einwanderungsgesellschaft stellt eine zen trale 
Voraussetzung für gelingende Integration dar. Al-
lerdings steht dem begründeten, aber anspruchs-
vollen Programm bislang eine nur bescheidene 
Praxis gegenüber (vgl. Filsinger 2002a; Gaitanidis 
2006; für die Schule vgl. Kapitel 3.2). Die Zu-
gangshindernisse für Men schen mit Migrations-
hintergrund sind mittlerweile differenziert ana-
lysiert (vgl. Gaitanidis 2006; Schröer 2007b).

Interkulturelle Öffnung als Konzept erkennt 
die Faktizität der Einwanderungsge sellschaft und 
der damit gegebenen sprachlichen und kul-
turellen Vielfalt an.  Sie zielt auf den gleich be-
rech tigten und un gehinderten Zugang aller Ein-
wohnerinnen und Einwohner zu den Institu-
tionen der (Einwanderungs-)Gesellschaft. Um 
Zu gangs- und Teil habe gerechtigkeit gewährleis-
ten zu kön nen, bedarf es eines Angebots an öf-
fentlichen Dienst lei stungen, das den unterschied-
lichen Le bens lagen in der Bevölkerung und der 
Lebens welt der Adressatinnen und Adressaten 

bzw. Nut zerinnen und Nutzern Rechnung trägt. 
Inter kul turelle Öffnung refl ektiert soziale und 
kul tu relle Differenzen und Ungleichheiten und 
hat deshalb insbesondere diejenigen Indi vi du en 
und Bevölkerungsgruppen im Blick, deren Bio-
gra phie und Lebenslage den Zugang zu und die 
In an spruchnahme von für alle Ein woh ner innen 
und Einwohner offen stehenden Dienst lei stungs-
ange boten erschwert. Insofern handelt es sich im 
Kern um eine „soziale Öffnung“. Interkulturelle 
Öffnung ist in der neueren Fach diskussion mit 
dem Konzept des „Di ver sity Ma nagements“ ver-
knüpft (vgl. Schröer 2007b).

Im Folgenden wird der Schwerpunkt auf die 
interkulturelle Öffnung der öffent lichen/kom-
munalen Verwal tung gelegt. Im Kern sind diese 
Überlegungen jedoch für alle Institutionen ver-
allgemeinerbar.

3.5.1 Zielsetzung und Prinzipien

Allgemeines Ziel der IKÖ ist den Zugang aller Ein-
wohnerinnen und Einwohnern zu den öffent-
lichen Dienstleistungen einer Kommune sicher-
zustellen. Zur Gewährleistung der öffent lichen 
Daseinsfürsorge ist ein qualifi ziertes, den Lebens-
lagen und der Lebenswelt von Indivi duen bzw. 
Einwohnergruppen angemessenes Angebot an 
 öffentlichen Dienstleistungen vorzu halten, ins-
besondere für jene, deren Lebenslage die gleich-
berechtigte Teilhabe an den für alle of fenen 
Dienstleistungsangeboten der Kommune erheb-
lich erschwert. Vorrang hat die Öff nung aller all-
gemein zugänglichen Angebote für Migrantinnen 
und Migranten. Zur Sicher stellung der Zugäng-
lichkeit und der Qualität des Angebots kann IKÖ 
aber auch die Bereit stel lung von migrantenspe-
zifi schen Angeboten beinhalten, wenn diese 
integrations po li tisch be gründet und effektiver 
sind. Diese speziellen Angebote müssen allerdings 
auf Ge rech tig keits normen ruhen.

25 Dieses Kapitel basiert im Wesentlichen auf einer Expertise zum Stand der interkulturellen Öffnung Sozi aler Dienste (vgl. Filsinger 2002a) 
und Ergebnissen einer KGSt-Arbeitsgruppe unter Vorsitz von Dr. Alfred Reichwein, zu denen der Autor Beiträge geleistet hat. Die anderen 
Beitragenden sind in der in Kür ze erscheinenden Materialie aufgeführt (vgl. KGSt 2008). Vom Autor aufgenommen wurden vor allem 
die Beiträge von Hartmut Caemmerer und Helmuth Schweitzer. Zur interkulturellen Orientierung, Öffnung und Kom pe tenz liegen eine 
Vielzahl Arbeiten vor (vgl. etwa Barwig/Hinz-Rommel 1995; Hinz-Rommel 1996; Hinz-Rommel 2000; Auernheimer 2001; Handschuck/
Schröer 2001; Handschuck/Schröer 2002; Fried rich-Ebert-Stiftung 2002; Handschuck 2005; Otten u.a. 2007). 
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IKÖ umfasst alle Dienstleistungen der Kom-
mune einschließlich der kommunaleigenen Be-
triebe/GmbHs des kommunalen Anteilseigners 
(z.B. Krankenhäuser), sowie der freien als sub-
sidiär mit der Er bringung von allgemeinen 
Dienstleistungen beauftragten Institutionen (z.B. 
als freier Träger der Jugendhilfe). Dazu gehören 
auch öffentliche und freie Träger sowie Mi gran-
tenorganisa tionen mit einem speziellen Dienst-
leistungsangebot für spezielle Ein woh nergrup-
pen, die sich gezielt nicht auch gleichzeitig an 
einheimische Einwohnerinnen und Ein wohner 
wenden. Anbieter von öffentlichen Dienstleis-
tungen (als Regelleistung) erbringen ihr Angebot 
auf der Grundlage einer Leistungsvereinbarung, 
die das Ziel sowie die zu er brin gende Qualität und 
Quan tität der Leistung enthält.

Die interkulturelle Öffnung der Institutionen 
ist als ein längerfristiger Entwicklungsprozess zu 
verstehen, der entsprechend dem Modell der „ler-
nenden Organisation“ zu konzeptualisieren ist. Es 
bedarf eines Konzeptes, das Kompetenz,- Perso-
nal- und Organisationsentwicklung inte griert. 
Schnelle Erfolge sind nicht zu erwarten. Realis-
tische Zielsetzungen und ein langer Atem können 
Enttäuschun gen vorbeugen. Dazu gehört, dass 
etwa eine Kommune und die einzelnen Abteilun-
gen und Einrichtun gen vor dem Hintergrund der 
Zusammensetzung der Migrations bevölkerung 
relevante (Teil-)Zielgruppen und Entwicklungs-
etappen bestimmen. 

Eine kontinuierliche Evaluation ermöglicht 
es Fortschritte, aber auch Hindernisse zu erfassen 
und zu dokumentieren, wie auch aus Erfahrungen 
zu lernen („lessons learned“) (vgl. Kapitel 4.4). 
An der Evaluation sollten alle relevanten Akteure 
beteiligt sein („partizipative Eva lua tion“), insbe-
sondere auch Repräsentanten der bzw. Experten 
aus der Migrations be völ ke rung. 

3.5.2 Indikatoren und Gütekriterien für eine   
  interkulturelle Öffnung

Die interkulturelle Öffnung verlangt Indikatoren 
bzw. Gütekriterien mit deren Hilfe die inter-
kulturelle Qualität der Verwaltung mit ihren Ein-
richtungen und Diensten beobachtet, ge mes sen 
und (die Zielerreichung) bewertet werden sollen. 
Indikatoren und Gütekriterien können (Selbst-) 
Refl exivität nicht ersetzen, diese aber unterstüt-
zen. Über Indikatoren bzw. Güte kri terien muss 
ein möglichst breiter Konsens bestehen. Deshalb 
ist ein Verständi gungs prozess er forderlich, der 
am besten durch eine Verknü pfung von Top-
down- und Bottom-up-Strategien er reicht werden 
kann. Dabei sind (unterschied liche) integrations-
politische Vor stellungen trans parent zu halten 
und entsprechende Diskurse zu führen. In die 
Entwick lung von Indika toren bzw. Gütekriterien 
sollten zwingend auch Akteure der Migran-
ten(selbst)or ganisationen beteiligt sein.

Die Indikatorenentwicklung im Feld der in-
terkulturellen Öffnung steht erst am Anfang, aber 
es gibt ausgearbeitete Hinweise auf Dimensionen 
und Kriterien (für einen Überblick vgl. Schröer 
2007b) Es bie tet sich zunächst die Konzentration 
auf solche Sachverhalte an, die in der einschlä-
gigen Fachdiskussion bereits bearbeitet worden 
sind und solche Indikatoren, die den Anforde-
run gen zumindest annähernd gerecht werden 
(„harte Indikatoren“). Das bedeutet aber nicht, die 
In dikatorenentwicklung in den bisher noch we-
nig strukturierten Bereichen zu vernachlässigen.

Kommune als „vorbildliche“ Arbeitgeberin: Anteil 
von Mitarbeiter/innen mit Migra tions hintergrund

Ein integrationstheoretisch gut begründeter Indi-
kator stellt der Anteil von Personen mit Mi gra-
tionshintergrund auf allen Positionen in der Ver-
waltung und ihren Einrichtungen dar. Idea liter 
müsste der Anteil der Beschäftigten (incl. der Aus-
zubildenden) mit Migrationshinter grund so hoch 
sein, wie der Anteil von Menschen mit Migra-
tionshintergrund in der Bevölke rung, wobei Al-
ter, Geschlecht und Bildungsstatus und Zusam-
mensetzung der Migrationsbe völ kerung zu be-
rücksichtigen sind. Allerdings kann dies nur ein 
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Orientierungs- bzw. An näherungswert sein. Eine 
Evaluation in regelmäßigen Abständen kann Auf-
schluss darüber geben, ob und inwieweit Per-
sonen mit Migrationshintergrund vermehrt Zu-
gang vor allem zu mittleren und höheren Be-
schäftigungspositionen (Planstellen) erhalten 
(vgl. Kapitel 4). Es bie tet sich an, vor allem auf 
Neueinstellungen in den letzten zwei bis drei Jah-
ren zu achten, um ein realistisches Bild über die 
neuere Entwicklung im Zusammenhang mit dem 
Öffnungs prozess zu erhalten. Wirklich hilfreich 
sind solche Daten nur, wenn sie verbunden wer-
den mit Analy sen zu möglichen (bereichsspezi-
fi schen) Zugangsbarrieren, die auch Aspirationen 
und Präfe renzen von (jungen) Migrantinnen und 
Migranten berücksichtigen. 

Interkulturelle Orientierung und Kompetenz 
(Potenzial-/Strukturqualität)26

• IKÖ setzt eine entsprechende Orientierung 
und Kompetenz auf der Politik-, Or ganisations- 
und auf der Ebene der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter voraus. Die Opera tionalisierung 
und Mes sung dieses Indikators bzw. dieser Gü-
tekriterien ist voraussetzungs voll. Es bedarf 
einer Über einstimmung darüber, was interkul-
turelle Orientierung und Kompe tenz jeweils 
aus macht. Die diesbezügliche einschlägige 
Fachdiskussion ist alles andere als einheitlich. 
Einer Mes sung in quan titativer Hinsicht sind 
Grenzen gesetzt. Quantitative Ana lysen soll-
ten durch qualitative Erhebungen ergänzt 
werden.

• Auf der Organisationsebene ist entscheidend, 
ob und in welcher Weise interkulturelle Öff-
nung in die allgemeine Qualitätspolitik einer 
Kommune und in das Qualitäts management 
und die Planung (z.B. Jugendhilfeplanung) 
einzelner Abteilungen und Ein richtungen in-
te griert ist.

• Auf der symbolischen Ebene ist bedeutsam, in-
wieweit die Verwaltung als Ganzes sowie ihre 
Ein rich tungen in ihrer Selbstbeschreibung 
und in ihrer öffentlichen Repräsentation ihre 
Offenheit für die gesamte Stadtbevölkerung, 

ihre Wertschätzung von kultureller Viel falt 
und ihre Empfi n dlichkeit für kulturelle Dif-
ferenz dokumentieren und angemessen kom-
munizieren (z.B. Empfang des/der Oberbür-
germeister/in für neu Eingebürgerte).

• Interkulturelle Öffnung setzt voraus, dass  Ein-
richtungen sich über ihre unterschiedlichen 
Adres saten- bzw. Nutzergruppen (Lebenslage, 
Alter, Geschlecht, Herkunft) bewusst sind. Die 
Existenz von entsprechenden Bedürfnis- und 
Bedarfsanalysen für spezifi sche Adres saten- bzw. 
Nutzergruppen (der Migrationsbevölkerung) und 
eine dementsprechende Diver si fi kation des Ange-
bots kön nen als Ausweis einer interkulturellen 
Orientierung und Kompetenz einer Einrich-
tung gewertet werden.

• Um den Zugang der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu Individuen und Bevölkerungs-
gruppen mit Migrationshintergrund und da-
mit deren Zugang zu den für alle Einwoh-
nerinnen und Einwohner zur Verfügung ste-
hen den öffentlichen Dienstleistungs ange bo-
ten zu verbessern, ist die Kooperation mit 
Migranten com munities und Migranten organi sa-
tionen hilfreich und in der Regel notwendig. 
Die Kooperation mit solchen Ver einigungen 
kann als ein Indikator für interkulturelle Öff-
nung bestimmt werden (vgl. Gaitanidis 2006).  

• Für Einrichtungen und Angebote, die speziell 
für Personen und Gruppen mit Migrations-
hinter grund vorgehalten werden, ist die Ver-
netzung mit Regeleinrichtungen als ein Güte kri-
terium zu betrachten. 

• Institutionelle Vorkehrungen gegen Diskriminie-
rung und Ausgrenzung (z.B. in Form eines Be-
schwer demanagements) sind als ein Indika-
toren für die Ernsthaftigkeit interkultureller 
Öffnung zu betrachten.

• Vor dem Hintergrund der Zusammensetzung 
der Migrationsbevölkerung, integrations poli-
tischen Versäumnissen und erwartbarer wei-
terer Zuwanderung erscheinen ferner die 
Mehr sprachigkeit der Informationen und Mehr-
sprachigkeit beim Personal bzw. die Vorhaltung 
von Dolmetscherdiensten als geeignete Indi-
katoren für interkulturelle Öffnung.

26 Zum Qualitätsbegriff und den Qualitätsdimensionen vgl. Stockmann 2006:22ff.
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• In näher zu bestimmenden Abteilungen und 
Einrichtungen kann die interkulturelle Kom-
petenz da rin bestehen, dass Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit eigenem Migrations hinter-
grund vor handen sind, wobei die unbeabsich-
tigten Folgen im Auge zu behalten sind (z.B. 
ausschließliche Zu stän dig keit dieser Mitar-
beiter/innen für Personen mit Migrations-
hintergrund).

• Interkulturelle Kompetenz ist eine Schlüssel-
qualifi kation in Migrationsgesellschaften, die 
insbeson dere von solchen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern zu erwarten ist, die Human-
dienstleistungen erbringen. Diese Kompetenz 
kann z.B. über die Teilnahme an ein schlä gigen 
Fort- und Weiterbil dungen erfasst werden. 

Interkulturelle Kompetenz (Prozessqualität)

Zur interkulturellen Kompetenz gehört essentiell 
die Bereitschaft und Fähigkeit zur Selbst refl e-
xivität, d.h. zur differenzkritischen und domi-
nanzempfi ndlichen Refl exion von Kate gorien 
mit de ren Hi lfe die Lebens situa tion von Adressa-
tinnen und Adressaten ana lysiert wer den (vgl. 
Mercheril u.a. 2001). Dies impliziert die kritische 
Analyse von Strukturen und Pro zes sen, die den 
gleichberechtigten Zugang zu den Ressourcen der 
Gesellschaft, zu den öffent lichen Dienst leistungen 
bzw. zu den Ressourcen der jeweiligen Einrich-
tung unterlaufen. 

Interkulturelle Kompetenz realisiert sich in 
den Ablaufstrukturen und Interaktionen mit 
Adres satinnen und Adressaten bzw. Nutzerinnen 
und Nutzern. Um diese evaluieren zu kön nen, be-
darf es einer Beobachtung solcher Interaktionen. 
Ein Gütekriterium könnte die regel mäßige kol-
legiale Selbstevaluation von Interaktionsordnun-
gen und Schlüssel pro zessen (vgl. Handschuck/
Schröer 2001; 2002) im Rahmen von Fall-/Team-
besprechungen und Super vi sio nen sein.

Inanspruchnahme/Nutzung von Einrichtungen 
und Diensten als Indikator für Zugangs gerechtigkeit 

Es kann davon ausgegangen werden, dass die 
Mehrheit der Bevölkerung und insbesondere die 

große Mehrheit der Migrationsbevölkerung auf 
die öffentlich bereitgestellte Infrastruktur ange-
wiesen ist. Dies gilt insbesondere für die Bereiche 
Bildung (z.B. Volkshochschule), Gesund heit (z.B. 
Jugendgesund heitsdienst), Kinder- und Jugend-
hilfe und andere soziale Dienste. Insofern er-
scheint der Anteil von Personen mit Migrations-
hintergrund unter deren Nutzer innen und Nut-
zern ein geeigneter Indikator, um bspw. Zugangs-
barrieren zu identi fi zieren. Dies gilt insbesondere, 
wenn aus fachlichen Gründen ein erhöhter oder 
niedrigerer (Hilfe-) Bedarf angenommen werden 
kann. Eine kontinuierliche Nutzerstatistik, die 
Personen mit Migra tionshintergrund (mit Diffe-
renzierung nach Geschlecht) und gegebenenfalls 
auch be stimm te Herkunftsländer/-re gionen ei-
gens ausweist, kann hierzu die entsprechenden 
Daten liefern. Idealiter müsste der Anteil der Nut-
zerinnen und Nutzer mit Migrationshintergrund 
so hoch sein, wie der Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund in der Bevölkerung, dif-
ferenziert nach Alter, Ge schlecht und Bildungs-/
Sozialstatus. Allerdings kann auch dies nur ein 
Orientierungs- bzw. Annäherungswert sein. Ab-
weichungen von diesem Orientierungs wert müss-
ten eigens fachlich refl ektiert und begründet wer-
den – etwa mit Verweis auf Nach frage, Bedarfe 
oder integrationspolitische Zielsetzungen.

Beispiel: In Jugendzentren kommt es aller 
 Erfahrung nach zur Inanspruchnahme durch be-
stimmte Grup pen von Jugendlichen (schicht-/
milieu-/ethniespezifi sch). Die Bewertung solc her 
Sachverhalte ist letztlich nur situativ unter Refl e-
xion der sozialräumlichen Be din gungen mög-
lich.

Die Nutzung einer Einrichtung bzw. eines 
Angebots ist als Interaktion zu fassen, sodass 
nicht nur die Struktur der Einrichtung und des 
Angebots, sondern auch die Lebenswelt der Adres-
satinnen/Adressaten bzw. der potenziellen Nutze-
rinnen und Nutzer zu explorieren ist. Die quan-
titativ angelegte Nutzerstatistik sollte deshalb durch 
qualitative Analysen ergänzt wer den. Zu solchen 
Analysen gehört auch eine Rekonstruktion der 
Zugangswege.
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Die Sicht der Nutzerinnen und Nutzer 
(Ergebnisqualität)

Die Qualität eines Angebots kann nicht ohne die 
Erhebung der Sicht der Nutzerinnen und Nut zer 
evaluiert und damit bewertet werden. Im Vorder-
grund steht dabei der Nutzen aus der Sicht der 
Personen, die das Angebot in Anspruch nehmen. 
Diese Perspektive unterscheidet sich von einer 
Evaluation aus der Adressatenperspektive bzw. 
 einer Wirkungsevaluation (vgl. Oelerich/Schaar-
schuck 2005). Re gelmäßige Nutzerbefragungen 
und die Berücksichtigung ihrer Ergebnisse in der 
Planung und Or ganisation des Angebots sind ein 
unerlässliches Güte kriterium für die interkultu-
relle Öff nung.

3.6 Integration als zivilgesellschaftliches   
 Projekt

Die Integration von Einwanderinnen und Ein-
wandern ist zwar eine staatliche Aufgabe, aber sie 
bedarf zwingend einer zivilgesellschaftlichen Un-
terfütterung (zum Konzept der Zivil gesellschaft 
vgl. Habermas 1994). Dabei ist allerdings zur 
Kenntnis zu nehmen, dass der Be deu tungsgewinn 
der Zivil- bzw. Bürger gesellschaft in den poli-
tischen Diskursen letztlich der Krise des deut-
schen Sozialmodells ge schuldet und vor allem im 
Zusammenhang mit der Veränderung der (So-
zial-)Staats tätigkeit zu betrachten ist (vgl. Kessl 
u.a. 2005; Filsinger 2007a). Gefordert wird mehr 
Eigen verant wor tung. Die Inpfl icht nah me und 
die (Kompetenz-)Anforderungen an die Bürge-
rinnen und Bürger, insbesondere für Migran-
tinnen und Migranten sind somit beträchtlich. 
Nullmeier (2005) hat die „Paradoxien“ der For-
mel „mehr Eigenverantwortung“ eindrucksvoll 
heraus ge arbeitet und treffend argu men tiert, dass 
Eigenverantwortung „nur in einem Raum ge-
mein samer Verantwortung zu erlangen (ist)“ 
(ebd.:3).  

Gerade deshalb ist die Zivilgesellschaft ge-
fragt. Die unein geschränkte Zustimmung zur 
demo kra tischen Lebensform ist selbst verständlich 
von al len hierzulande lebenden Personen zu er-
warten. Kulturelle Werte dür fen in einer demo-

kra tischen Republik individuell interpretiert wer-
den, was auch bedeutet, dass die jeweilige Le-
benspraxis nicht vorgeschrieben werden kann. 
Der kulturelle Pluralismus wird alleine durch die 
Verfas sung und deren rechtliche und politische 
Ordnung begrenzt, muss aber gleichwohl inte-
griert werden (vgl. Schulte 1998), u.a. durch die 
Teilhabe und Teilnahme aller Bür gerin nen und 
Bürger – gleich welcher Herkunft – an norm- und 
wertbildenden Lernpro zes sen bzw. Dis kursen 
(kulturelle Integration). Der inter kulturelle und 
interreligiöse Dialog erscheint un verzichtbar.

Die urbane Stadt zeichnet sich durch das 
Vorhandensein unterschiedlicher sozialer, eth-
nischer und kultureller Milieus (also einer Kultur 
der Differenz), aber eben auch durch Fremd heit 
und Distanz aus (vgl. Häußermann 1995). Sozi al-
verhältnisse, die mit „guter Nach barschaft“ auf-
grund von Homogenität be schrie ben werden 
können, sind in der (Groß-)Stadt eher nicht zu 
erwarten (vgl. Offe 1999). Sozial ver hältnisse der 
„kate gorialen Fremd heit“ sind jedoch de struk tiv, 
aber auch hierzulande wohl nicht auszuschlie-
ßen. Wenn es gelingt, zu einer „kon fl ik tuellen Ko-
operation“ zu ge langen, ist viel erreicht (ebd.). 
Ver gewis sert man sich der unauf heb baren Dia-
lektik von gegenseitiger Abgrenzung und Inte-
gration, dann folgt daraus folgendes: Es bedarf 
folg lich zum einen für alle Gruppen in ei nem Ge-
meinwesen, d.h. auch und vor allem für die Zuge-
wanderten, Bewe gungs spielräume und Rückzugs-
möglichkeiten, Orte des Übergangs, d.h. der 
„unvoll stän digen Integration“ (Bahrdt). Zum an-
deren bedarf es aber gleich zeitig öffent li cher Räu-
me zwi schen Gruppen und Kulturen und auch 
zwischen den Generatio nen, in denen Kon takt, 
Aus tausch und Arrangements zu stande  kommen 
kön nen (vgl. Häußermann 1995; Siebel 1997).

Soziales Zusammenleben betrifft alle Bürge-
rinnen und Bürger, geht sie unmittelbar an. Sozia-
ler Zusammenhalt ist letztlich eine Leistung der 
Gesellschaftsmitglieder, der erstritten sein will. 
Ohne freiwillige Anstrengungen aller Bürgerin-
nen und Bürger – insbesondere der Alt ein ge ses-
senen – ist sozialer Zusammenhalt nicht zu er-
reichen. Die Bereitschaft zu wechsel sei tiger Ak-
kulturation kommt diesem sicher entgegen. Eine 
gemeinsame (Verkehrs-) Sprache und die Gegen-
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seitigkeit von Rechten und Pfl ichten (also Re-
ziprozität) befördern die soziale Inte gration. In 
jedem Falle erfordert es auf Seiten der deutschen 
Bevölkerung die Umdefi ni tion von der Her kunfts- 
zur Willensgemeinschaft und auf Seiten der Zu -
ge wanderten das Ein fügen in die demokratische 
Lebensform (Münch 1998:63). Inwieweit bürger-
schaftliches En gagement in Migrantenorganisa-
tionen förderlich ist, bedarf einer differenzierten 
Analyse (vgl. Klein u.a. 2004; Huth 2007).

Die (Stadt-)Politik kann den Umgang zwi-
schen Zuge wanderten und Einheimischen nicht 
vor schreiben. Sie kann aber in Kooperation mit 
zivil gesell schaft lichen Akteuren Be din gun gen 
schaf fen, unter denen die Selbst regulierung der 
Gesellschaft stimuliert und un ver meid bare Ver-
teilungs- und Anerkennungskonfl ikte auf zivile 
Weise ausgetragen wer den kön nen.  Die Anerken-
nung und Einbeziehung von und die Aus ein an-
dersetzung mit Migran ten organi sa tionen ist als 
notwendige Voraussetzung für eine „Inter ak tions-
politik“ (vgl. Lamura 1998) zu be trachten. Sie ist 
als essentieller Bestandteil einer so zi alen Integra-
tions politik zu sehen, aber wohl generell erst zu 
entwickeln. Eine Interaktionspolitik, die dem so-
zialen Zusammenleben von Menschen unter-
schied li cher Her kunft förderlich sein soll, wird 
vor allem refl ektiert mit (kul turellen) Differenz-
bildungen umzugehen haben. Differenz bil dung 
muss zwar nicht, aber kann zu einem Interak-
tionsverzicht und dazu führen, dass im Konfl ikt-
fall Zuge hörigkeit verweigert wird (vgl. Offe 1996).

Die Entfaltung des sozialen Kapitals der Ge-
sellschaft (Unterstützungs- und Kooperations  be-
reitschaften, Vertrauen, soziales und politisches 
Engagement), also die Re-Aktivierung ge sell-
schaftlicher Verantwortungs- und Solidaritäts-
potenziale bedarf entgegenkommender Be din-
gun gen und Strukturen, nicht zuletzt materieller 
Sicherheit und Bildung. Das Schicksal der mo der-
nen Bürger gesellschaft hängt von der eigentüm-
lichen Fähigkeit ab, die moralischen und die in-
sti tutionellen Bedingungen des Zusammenhalts 
selbst erzeugen zu müssen (Dubiel 1996:85f.). 

Verantwortungsethische Handlungsbereitschaft 
wird nicht durch Institutionen er zeugt, sondern 
in Sozialisations- und Erziehungsprozessen er-
worben (ebd.). Die moralische Kapazität der In-
dividuen, also Motive der Gerechtigkeit und Soli-
darität, hängen nicht alleine von ihrer Identität 
ab, sondern in hohem Maße von den institutio-
nellen Kontext bedin gun gen, im Rahmen derer 
diese Motive herausgefordert, ermutigt und un-
terstützt oder ent mu tigt, überfordert oder gar 
enttäuscht werden. (Stadt-)politische Konzepte 
und Strategien und insbesondere die der lokalen 
Institutionen können Prozesse der Kooperation 
und Verständi gung befördern oder unterlaufen. 
Eine darauf bezogene (kontinuierliche) Evalua-
tion von Poli tiken und Institutionen ist deshalb 
vonnöten (vgl. Kapitel 4). 

3.7 Integrative Politiken, Konzepte und   
 Strategien im Mehrebenensystem27

Auf der kommunalen Ebene ist in den letzten 
zehn Jahren die Erkenntnis gewachsen, dass In te-
gration als eine Querschnittsaufgabe zu begreifen 
ist und eines kommunalen Gesamt konzepts be-
darf. Mittlerweile verfügt eine beachtliche Zahl 
von (Groß-)Städten über ein solches Konzept (vgl. 
Filsinger 2008) – nicht zu letzt befördert durch 
den Wettbewerb „Erfolgreiche Integration ist kein 
Zufall“ der Bertelsmann-Stiftung und des Bun -
des mini ste rium des Innern (vgl. Bertelsmann-
Stiftung/Bun des ministerium des Innern 2005). 
Die Ex pansion, konzeptionelle Profi lierung und 
die beginnende strategische Umsetzung eines 
kommunalen Inte grationsmanagements ist im Zu-
sammenhang mit der verstärkten Vernet zung 
von schon engagierten (europäischen) Städten zu 
analysieren, über die lokales Wis sen über Erfolgs-
bedingungen kommuniziert, gebündelt und sys-
tematisiert wurde (vgl. Pröhl/Hartmann 2002). 
Was inzwischen vorliegt, ist ein erfahrungsgesät-
tigter Wissensbe stand über die Voraussetzungen 
und die Prozessgestaltung von kommunalen 

27 In Kürze erscheint ein umfangreicher Band zur Lokalen Politik in der Einwanderungsgesellschaft (Gesemann/Roth 2008). Für dieses 
Kapitel sind insbesondere die Beiträge von Dietrich Thränhardt, Alfred Reichwein und Frank Gesemann/Roland Roth von Interesse. Der 
Band enthält Städteportraits von so genannten „Vorreiterstädten“ (Berlin, München, Frankfurt/Main, Stuttgart, Essen, Leipzig und 
 Osnabrück).
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Integrations ma na gements, man könnte sagen, 
über die Struktur- und Prozessqualität von Inte-
grations po litik und Integrationsarbeit (vgl. Fil-
singer 2008). Dazu gehören insbesondere fol-
gende Di men sionen/Aspekte (vgl. Pröhl/Hart-
mann 2002; Bertelsmann-Stiftung/Bundesminis-
te rium des Innern 2005; KGSt 2005; KGSt 2006; 
vgl. auch Heckmann 2007; Gesemann/Roth 
2008):
• Integration ist zu verstehen als umfassende 

gesellschaftliche Teilhabe und als wech sel seiti-
ger Prozess, der von Zugewanderten und alt-
eingesessenen Bürger/innen Anstrengungen 
verlangt.

• Integrationspolitik ist als Querschnittsaufgabe 
mit integrierten Gesamtkonzepten zu denken 
und zur „Chefsache“ zu machen. 

• Notwendig sind strategische Steuerung, Mo-
nitoring, Evaluation und Controlling (vgl. Ka-
pitel 4).

• Es bedarf einer zuständigen Stelle (z.B. Stabs-
stelle) in der Administration, die für die Kon-
zep tualisierung, Planung und Koordination der 
Integrationspolitik umfassend zuständig ist.

• Der Förderung von Partizipation und bürger-
schaftlichem Engagement, einschließlich der 
Einbeziehung von Migrantenselbstorganisa-
tionen kommt eine hohe Bedeutung zu (vgl. 
Kapitel 3.5).

• Programme und Maßnahmen der Integrati-
onsarbeit sind sozialräumlich zu konzep tua-
lisieren (vgl. Kapitel 3.4).

• Es bedarf des Aufbaus kommunaler Netzwerke 
zur Unterstützung von Integra tions prozessen.

• Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung 
und der kommunalen Institutionen muss 
voran gebracht werden (vgl. Kapitel 3.5).

Kommunale Integrationspolitik ist als Koproduk-
tion zu verstehen, an der eine Vielzahl von Ak-
teuren zu beteiligen sind: Akteure des lokalen 
Staates und seiner Institutionen, nicht-staat li che 
Akteure (wie die Wohlfahrtsverbände), Akteure 
der lokalen Ökonomie und zivilge sell schaftliche 
Akteure. Vor dem Hintergrund des Netzwerkcha-
rakters des kommu na len Feldes ist sie demnach 

als kooperative Politik zu konzeptualisieren, in der 
die Kommune vor allem ei ne Moderatorenrolle 
wahrzunehmen hat (vgl. Bommes 2006). Erkenn-
bar sind mancherorts be reits Ansätze zu einer 
„Local Governance (vgl. Heinelt 2004), die zur 
Kenntnis nimmt, dass kom munale (Integrations-)
Politiken in einem „Mehrebenensystem“ zu ver-
orten sind (insbe son dere in der Ressourcenbe-
schaffung) und ihren Ausdruck in neuen Formen 
der Kooperation zwischen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren, der horizontalen Koordi-
nation und Inte gration und in der Verknüpfung 
von Top-down- und Bottom-up-Strategien fi nden 
(vgl. Brocke 2002). Eine solche Politik ist aller-
dings ausgesprochen voraussetzungsvoll und 
stellt erheb liche Anforderungen an die Kompe-
tenz der Akteure in der Administration, die vie-
lerorts noch nicht ausreichend vorhanden ist. 

Die horizontale Koordination ist auf allen Ebe-
nen des föderalen Systems erforderlich. Auf der 
Bundesebene sind beispielsweise das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales, das Bun des in-
nen ministerium (mit Zuständigkeit für das Bun-
desamt für Migration und Flücht linge) und die 
Integrationsbeauftragte im Bundeskanzleramt für 
Integrationsfragen zuständig. Die hori zontale 
 Koordination bedarf jedoch der Ergänzung durch 
eine vertikale Koordination, was etwa am Beispiel 
der Bildungspolitik mit Zuständigkeit auf der 
Landesebene und der kom mu nalen Ebene unmit-
telbar einsichtig ist. Diese vertikale Koordination 
ist bislang noch un zureichend entwickelt. Aller-
dings gibt es in einigen Bundesländern beach-
tenswerte Initia ti ven zur Verknüpfung von Inte-
grationspolitiken auf der Landes- und der kom-
munalen Ebe ne.28 

Das Wissen der lokalen Ebene ist in die Kon-
zeptualisierung der neuen Integrationspolitik auf 
Bun des ebene aufgenommen worden, was die 
Chancen für eine kooperative Politik zwischen 
Bund und Kommunen verbessern dürfte (vgl. Be-
auftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 2006). Was aber noch 
zu entwickeln bleibt, ist ein vertikal aus gerich-
tetes Gesamtkonzept, insbesondere um die zen-

28 In diesem Zusammenhang ist etwa das Land Nordrhein-Westfalen mit einer schon längeren Tradition der Förderung kommunaler Inte-
grationsarbeit zu nennen (vgl. MGSFF 2004; MGFFI 2005; 2007). 
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tralen Probleme der Inte gration zu bear beiten – 
die strukturelle Benachteiligung von Kindern und 
Jugendlichen mit Migra tions hinter grund im Bil-
dungssystem und auf dem Arbeitsmarkt. 

3.8 Die Konturen der „neuen“ 
  Integrationspolitik und ihre 
  Herausforderungen

Wie ist die neue Integrationspolitik zu analysie-
ren? Vor dem Hintergrund einer „aktivie renden 
(Sozial-)Politik“ ist sie als Aufforderung zur Integra-
tion zu lesen („Fordern“). Dabei wird auf die un-
bestrittene Erkenntnis verwiesen, dass die Beherr-
schung der deutschen Spra che und ei ne gute 
schu lische Bildung Voraussetzungen bilden für 
die Integration in das Be schäftigungssystem und 
den Arbeitmarkt und somit für eine selbststän-
dige Lebensführung. Im Gegenzug wer den ver-
stärkte Anstrengungen zur Förderung von Mi-
grantenkindern, -jugend lichen und -familien an-
gekündigt („Fördern“), wobei die Reichweite die-
ser Förderung eigens zu evaluieren ist. Der 
postulierte Ausbau der vorschulischen Betreuung, 
von Ganztags schu len und Schul sozialarbeit er-
folgt nicht zuletzt mit Verweis auf einen migra-
tionsspezifi schen Be darf. Aus der Perspektive der 
Politik handelt es sich dabei um ein ernst haftes 
und faires Integra tionsangebot.

Im Kern kommuniziert die neue Integra-
tionspolitik in erster Linie die Botschaft an die 
Mi gran tinnen und Migranten, welchen Anforde-
rungen der modernen Gesellschaft sie sich zu 
stellen haben. Dabei liegt die Deutungsmacht 
über das, was eine moderne Gesellschaft aus-
macht, eindeutig bei der Mehrheitsgesellschaft 
(vgl. Castro Varela 2007): Die deutsche Sprache 
zu erlernen, sich um die Förderung und den schu-
lischen Erfolg ihrer Kinder zu kümmern, soziale 
Beziehungen zu Personen und Organisation der 
Aufnahmegesellschaft zu knüpfen, ihre Wertvor-
stellungen und Lebensformen anschlussfähig zu 
machen. Diese Anfor derun gen, d.h. die gefor-
derten Anpas sungs leistungen, unterscheiden sich 
im Kern im Übrigen nicht von denen, die den 
Altein ge ses senen zugemutet werden, nur dass 
Migrantinnen und Mi granten, zumindest einem 

beacht lichen Teil, nach wie vor Gleich be rech-
tigung und kulturelle Anerkennung weitgehend 
noch vor enthalten wer den. 

Die neue Integrationspolitik ist ein Anfor-
derungs pro gramm, das von den Migrantinnen und 
Migranten individuell zu meistern ist. Der Vor-
stellung einer Chancen gesellschaft bzw. einer 
 Politik, die Chancengleichheit verspricht, steht 
allerdings die Empirie gegenüber, die zeigt, dass 
Chancen, Optionen und Möglichkeitsräume un-
gleich verteilt, kei neswegs jedem – zumal nicht 
für Migrantinnen und Migranten – zugänglich 
sind. Anfor derungen und Zumu tung an die Sub-
jekte sind aber nur dann begründet, wenn gang-
bare Wege zur Verfügung ste hen, d.h. unter der 
Bedingung entgegenkommender Strukturen.

Insofern wirft die neue Integrationspolitik 
vor allem die Frage nach den Bedingungen der 
Mög lichkeiten zur Bewältigung der an Migran-
tinnen und Migranten gerichteten Ansprüche 
und Zu mutungen auf (vgl. Castro Varela 2007). 
Zwar sind die Möglichkeiten von Politik in funk-
tional differenzierten Gesellschaften prinzipiell 
begrenzt. Die Transformation des Sozialstaats in 
einen akti vie ren den und sozialinvestiven Sozial-
staat mit der Einforderung von Eigeninitiative 
und Eigen ver ant wor tung, erhöht die Risiken des 
Scheiterns und dessen individuelle Zurechnung 
(vgl. Filsinger 2007a). Eine Integrationspolitik, 
die Integrations chan cen nicht nur offeriert, son-
dern auch materiell unter füttern will, muss des-
halb zwingend Ver teilungsfragen thematisieren. 
Die se Debatte ist aber deutlich unterentwickelt. 
Notwendig er scheint eine „allgemeine Inte gra-
tionspolitik“, die darauf gerichtet ist, den Un-
gleichheitsten denzen im Bildungssystem, auf 
dem Ausbildungs-, Arbeits- und Wohnungsmarkt 
entgegenzu wirken und die Lebenspers pek tiven, 
insbesondere von Marginalisierung betroffenen 
oder bedrohten Bevölkerungsgrup pen  zu verbes-
sern (vgl. Schulte 1998; Schulte 2006).

Die Adressatinnen und Adressaten der neuen 
Integrationspolitik, die übrigens erneut als Son-
derpolitik konstituiert wird, sind ausgemacht (zur 
Struktur und den Folgen dieser „Sonder politik“ 
in der Vergangenheit vgl. Filsinger 2008). Es sind 
in erster Linie die Migran tinnen und Migranten. 
Zwar wird in offi ziellen Verlautbarungen und 
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Konzepten regelmäßig da rauf ver wiesen, dass In-
tegration ein „wechselseitiger Prozess“ sei, zu 
dem sowohl die Zugewan derten als auch die Alt-
eingesessenen, also die Aufnahmegesellschaft 
 einen Beitrag leisten müssten. Bislang ist jedoch 
nur eingeschränkt erkennbar, dass sich die 
Kerninstitutionen der Gesellschaft – voran die 
Schule, die Gestaltung von Unterricht und die 
Organisation von Schule –  in angemessener Wei-
se auf die sprachlich und kulturell plurale Lage 
einstellen.

Eine „Kompensationslogik“ ist in den Vor-
schlägen und Initiativen deut lich erkennbar. Eine 
sol che ist für eine „nachholende Integrationsför-
derung“ (Bade 2007a; 2007b) zwar un ver meid bar, 
dürfte aber für eine „begleitende“ und „präven-
tive“ Integrationspolitik nicht aus reichen. Mit 
dem Verweis auf die jetzt (scheinbar) verstärkte 
Förderung der Adres sa tinnen und Adressaten er-
scheint es nun (erneut) möglich, Problemma-
terien und Misserfolge zu ex ternalisieren und den 
Adressatinnen und Adressaten, also den Migran-
tinnen und Migran ten, einseitig zuzuschreiben. 
Die Versäumnisse der Vergangenheit können im-
mer weniger ins Feld geführt werden, da die Auf-
nahmegesellschaft doch Integrationsbereitschaft 
dokumentiert hat. Die symbolische Aufl adung 
der neuen Integrationspolitik erhöht sogar die 
Wahrschein lichkeit eines „blaming the victim“ 
im Falle ausbleibender Erfolge (vgl. Bommes 
2007).

Die Ernsthaftigkeit der Integrationspolitik 
wird sich daran erweisen müssen, inwieweit sie 
bereit und in der Lage ist, eine differenzempfi nd-
liche Transformation des Schulsystems, der Schul-
organisation, der Curricula und des Unterrichts 
in Angriff zunehmen. Gleiches gilt für die öf-
fentlichen Dienstleistungen, die durch die Kom-
munen vorgehalten werden.

Es scheint unstrittig zu sein, dass der struktu-
rellen Integration entscheidende Bedeutung in 
der Ver teilung bzw. Angleichung von Lebens chan-
cen zukommt (vgl. Hoffmann-Nowotny 2000). 
Aber (Um-)Verteilung und Aner kennung sind die 
zentralen gesellschaftlichen Heraus forde rungen 
der (Migrations-)Gesell schaft (vgl. Fraser/Honneth 
2003). Es gehört zum gesicherten Wissens bestand 
der Migra tions forschung, dass die Anerkennung 

der Zuge wanderten bislang ausgeblieben ist, und 
dass die verweigerte Anerkennung jene Prob lem-
ma terien wie etwa Tendenzen zur Re-Ethni sierung 
miterzeugt hat, die heute abzuarbeiten sind.

Ist von der neuen Integrationspolitik eine 
Wende in der Anerkennungsfrage zu erwarten? 
Die Antwort fällt zwiespältig aus. Zum einen zei-
gen Beobachtungen der kom munalen Ebene An-
sätze zu einer Politik der Anerkennung (vgl. Fil-
singer 2008), zum anderen ist aber die Debatte 
um die deutsche Leitkultur nicht zu den Akten 
gelegt (vgl. Otto/Schrödter 2006).

Die aktivierende Sozialpolitik erhöht die An-
forderungen an Eigen initiative, Eigen verant wor-
tung und Mobilität, und das absehbar ohne hin-
reichende sozialstaatliche Abstützung biogra  phi-
scher Projekte. Folglich wird die (Sozial-)Päda-
gogik nicht umhin kommen, mit ihren 
Adres satinnen und Adressaten an der Erweiterung 
von Deutungsmustern und jenen Hand lungs-
kompetenzen zu arbeiten, die von den Kerninsti-
tutionen der Gesellschaft – von der Schu le, dem 
Arbeitsmarkt und den staatlichen Institutionen – 
verlangt werden. Diese Aufgabe  ist allerdings nur 
begründ bar, wenn die Adressatinnen und Adres-
saten als Individuen aner kannt werden, die über 
ihre Zugehörigkeiten – auch wenn sie ihnen auf-
erlegt sind – selbst ver fügen (vgl. Hamburger 
2006). Der (sozial-)pädagogische Auftrag in der 
Ar beit mit Mi gran tinnen und Migranten un ter-
scheidet sich nicht von ihrem generellen Auftrag, 
nur dass der Anspruch auf Refl exivität in den 
Deutungspraxen, insbesondere in der Differenz-
bildung, vor dem Hintergrund mannig fal tiger 
Kulturalisierungen, besonders herauszustellen ist. 
Die von Hamburger (2000) geforderte „refl exive 
Interkulturalität“ bleibt also auf der Tagesord-
nung. 

Folgt man Verlautbarungen im Rahmen der 
neuen Integrationspolitik und insbesondere den 
ein schlägigen kommunalen und wohlfahrtsver-
bandlichen Konzepten, dann soll die Defi zit-
perspektive auf die Adressa tinnen und Adressaten 
überwunden und die Aufmerksamkeit auf Kom-
petenzen und Ressourcen der Migran tin nen und 
Migranten gerichtet werden. Der aufgerufene 
 Potenzialansatz knüpft an (sozial-)pä da gogische 
Traditionen an. Die Kooperation mit den Mi-
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grantencommunities und Migranten selbstorga-
ni sationen ist dann nur konsequent. Ein Ansatz, 
der auf die Ressourcen und Potenziale von Mi-
grantinnen und Migranten setzt, wird vor allem 
vermeiden müssen, deren Wert haltungen und 
Lebensformen ausschließlich an den hierzulande 
vorherrschenden Lebens formen wie etwa die 
starke Familien orientierung, die eben eine solche 
Ressource unter Migrationsbedingungen darstellt, 
zu messen und ggf. zu diskreditieren. Welche 
 Ressourcen sich für den Zugang zu den für die 
 Lebensführung zen tralen Bereichen der Gesell-
schaft als Potenziale oder als Barrieren erweisen, 
ist nur situativ und im Einzelfall zu entscheiden 
und erst re kon struktiv, also ex-post zu evaluieren. 
Auf wel che Ressourcen Migrantinnen und Mi-
granten zurückgreifen, ist ihre Entscheidung, zu-
mal die Risiken und Folgen letztendlich von ih-
nen selbst zu verantworten sind (vgl. Hamburger 

2006). Die Erweiterung von Ressourcen durch 
(sozial-)pädagogische Inter ventionen, auf die 
 Mi grantinnen und Migranten mit geringem öko-
nomischen, kulturellen oder sozialen Kapital an-
gewiesen sind, ist abhängig von der Anerkennung 
der Lebenswelt „der An deren“ und (da mit) einer 
differenzkritischen und dominanzempfi ndlichen 
Haltung (Mercheril u.a. 2001). Ob Mi gran tinnen 
und Migranten ihre Kompetenzen zur Geltung 
bringen können – ob in der Schule oder in einem 
Sportverein – hängt von den gesellschaftlichen, 
institutionellen und sozi alen Bedingungen ab, 
mit denen sie konfrontiert sind. Hierzu gehört 
auch die Konkurrenz um begehrte Güter und Po-
sitionen und wirkmächtige Deutungen und Kom-
petenz zu schrei bun gen. Ohne die kritische Ana-
lyse dieser Bedingungen wird der Potenzialansatz 
nicht die Wir kungen entfalten können, die von 
ihm erwartet werden.
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In der einschlägigen Diskussion besteht Überein-
einstimmung darüber, dass bislang nur unzu rei-
chende empirisch fundierte Kenntnisse über den 
Stand der Integration, über Integrations pro zesse 
und -verläufe und die Wirkungen von Inte gra-
tionspolitiken, Konzepten, Program men und 
Maßnahmen vorliegen. Dies gilt sowohl für die 
Bundesrepublik, als auch für die Bundesländer 
und ins be sondere für die Kommunen. Zwar wer-
den Migrantin nen und Mi gran ten in der amt-
lichen und in der wissenschaftlichen Sozialbe-
richterstattung (z.B. im jährlichen „Datenreport“ 
des Statistischen Bundesamts zusammen mit dem 
Wissen schafts zentrum Berlin für Sozialforschung) 
berücksichtigt und Integra tions fra gen themati-
siert. Es fehlt jedoch an einer systematischen, 
längsschnittorientierten Integrations be richterstat- 
tung („Integrationspa nel“), die Voraussetzungen 
für die Entwicklung und Be wertung von Inter-
ventionen schafft. So heißt es im Jahresgutach-
ten 2004 des Sachverständigen rats für Zuwanderung 
und Inte gration:

„In Deutschland bestehen in allen Bereichen 
der Migrations- und Integrationspolitik gra vie-
rende Da ten defi zite. Statistische Indikatoren kön-
nen gesellschaftliche und politische Ab wä gun-
gen und Ent schei dungen zwar nicht ersetzen, 
doch bildet empirisches Wissen eine wichtige 
Grundlage für in formierte und transparente Ent-
scheidungen. Da Deutschland kein klas sisches 
Einwanderungs land ist, sind Indikatoren über 
Migration und Integration und ihre Daten-
grundlagen schon aus historischen Gründen 
nicht aus reichend ausgebildet – aber auch in an-
deren europäischen Ländern ist die Situation 
nicht viel besser. An aussagekräftigen Da ten und 
Indikatoren fehlte bislang auch das politische 
Inter esse und der politische Wille. Not wendig 
sind mehr statistische Daten, die Verlaufs- und 
Kausal analysen über Zuwan de rungs- und Inte-
grationsprozesse und deren Folgewirkungen er-

möglichen“ (Sach ver ständi gen rat für Zuwande-
rung und Integration 2004:443; vgl. auch Bühl-
mann et. al. 1998)).

Für eine solche Integrationsberichterstattung 
bedarf es genauer Zielvorgaben und da zu ge hö  ri-
ger Indikatoren sowie einer angemessenen „in-
formationellen Infrastruktur“ (ebd.:443). Über dies 
mahnt der Sach ver stän digen rat eine un abhängi-
ge Evaluation von Programmen und Inter ven-
tionen an. Sie seien für ei ne um fas sen de Integra-
tionspolitik und für die Steuerung von Inte gra-
tions prozessen eine unverzichtbare Vor aus set zung. 
Die Notwendigkeit der Evaluation von Program-
men wird beispielsweise auch in einem neue ren 
Memorandum der Arbeitsstelle Interkulturelle Kon-
fl ikte und gesellschaftliche Integration (AKI) am Wis-
senschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) 
herausgestellt:

„Konzepte und Angebote zur sprachlichen, 
schulischen und arbeitsmarktbezogenen Integra-
tion soll ten systematisch ausgewertet und wirk-
same Angebote entwickelt werden. Maßnah men 
wie z. B. (vor-) schu lischer Förderunterricht in 
Deutsch als Zweitsprache, Bildungsbe ratung, bi-
linguale Unterrichts modelle etc. müssen insbe-
sondere in Pilotphasen durch unabhängige Insti-
tutionen nicht nur im Hin blick auf ihre konzep-
tionelle Stimmigkeit, Umset zung und Akzeptanz, 
sondern konsequent und me tho disch aussage-
kräftig auf ihre Wirkung eva luiert werden. (...) Es 
wird dringend geraten, die dazu er for der lichen 
systemati schen Stu dien mit geeigneten Metho-
den frühzeitig zu beginnen und die Fortführung 
bzw. einen denk ba ren Ausbau der Programme an 
den entsprechenden Ergebnis sen zu orientieren“ 
(Arbeits stelle Inter kulturelle Konfl ikte und gesell-
schaftliche Inte gration (AKI) 2006:3ff.).

Ein Integrationsmonitoring und die Evalua-
tion von Integrationspolitiken setzen eine diffe-
ren zier te Bestimmung der Bevölkerung voraus, 
deren Integration untersucht werden soll, eine 

4. Integrationsmonitoring und Evaluation
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Defi nition von Integration und eine Klärung der 
Frage, wer darüber befi ndet, ob und in wieweit 
Migrantinnen und Migranten integriert sind. 
Theoriebasiert ist ferner zu entscheiden, welches 
die relevanten Integrationsfelder und Indikato-
ren sind. Schließlich ist der Zugang zu den erfor-
derlichen empirischen Daten zu klären.

4.1 Voraussetzungen für ein 
  Integrationsmonitoring: Differenzierung  
  der Migra tionsbevölkerung

Bartelheimer (2005) kritisiert den unzureichenden 
Stand der Kenntnisse über den Zu sammen hang 
von Migration und sozio-ökonomischer Entwick-
lung (ebd.:351f.). Im Hin blick auf die bis he rige 
Berichterstattung stellt er fest: „Dabei erweist sich 
das Kriterium der Staats ange hörigkeit als immer 
weniger geeignet, das Bevölkerungssegment zu 
identifi zieren, das sich in einer Einwanderungs-
situation befi ndet. Daher wird „Bevölkerung mit 
Migrationshin ter grund“ als neues sozialstatisti-
sches Konzept in die Berichterstattung eingeführt. 
Die so ab ge grenzte Migrationsbevölkerung wird 
nach verschiedenen Migrationsmerkmalen dif-
feren ziert betrach tet“ (ebd.:352).

Der Migrationsstatus ist insofern eine sozial-
strukturell bedeutsame Tat sa che, als er ein Aus-
gangs punkt sozialer Ungleichheit ist. „Sowohl 
der besondere Rechts status, der Migranten zu  ge-
wiesen wird, als auch kulturelle Unterschiede in 
der Lebensweise von Gruppen mit Migra tions-
hinter grund beeinfl ussen gesellschaftliche Teil-
habechancen. Um zu beobachten, wie die Ein-
wan derungssituation von Zuwanderern bewältigt 
wird, werden daher Daten über das Ge lin gen ih-
rer objektiven (strukturellen) Teilhabe wie über 
den Grad ihrer subjektiven (kul turellen) Anglei-
chung benötigt“ (ebd.:352).

Bartelheimer schlägt folgende Konzeptualisie-
rung vor (vgl. ebd.: 352f.):

Migration: Als Migration ist zunächst jede Zu- 
oder Abwanderung über die heutigen Grenzen 

der Bundesrepublik Deutschland zu verstehen, 
unabhängig von der beabsichtigten Dauer des 
Aufenthalts und von der Staatsangehörigkeit. Bei 
Mehrfachwanderung wird der Migrations sta tus 
in der Regel durch die erste Zuwanderung ins 
Bundesgebiet defi niert. Während Zuwan derer/in-
nen nicht in Deutsch land geboren sind, also über 
eine persönliche Wande rungs erfah rung verfügen, 
werden als Mi grantinnen und Migranten im wei-
teren Sinn alle Personen bezeich net, bei denen 
wenigstens ein Merkmal auf einen Einwande-
rungshintergrund hinweist.

Migrationshintergrund: Statistische Anhalts-
punkte für einen individuellen Migrations hin-
ter grund bil den die Zuwanderung nach Deutsch-
land (also der Geburtsort außerhalb Deutsch-
lands), das Be stehen einer anderen als der deut-
schen Staatsangehörigkeit bzw. entsprechende 
Merkmale der Eltern. Als Migrant/innen im engeren 
Sinne werden demnach Personen ge zählt, die we-
nigstens eines dieser Merk male aufweisen. Zur 
Migrationsbevölkerung im weiteren Sinn zählen alle 
Personen in Haus halten, in denen mindestens 
ein Haushaltsmitglied einen Migra tionshin ter-
grund aufweist.

Erste, zweite Migrantengeneration: Zur ersten 
Zuwanderergeneration zählen Personen mit Ge-
burtsort außerhalb Deutschlands, die nach dem 
sechsten Lebensjahr zuwandert sind. Der zweiten 
Generation werden in Deutschland Geborene und 
vor dem sechsten Lebensjahr zugewanderte Kin-
der zugerechnet, bei denen wenigstens ein Eltern-
teil ein Migrations merkmal aufweist.29

Aufenthaltsstatus: Von einem verfestigten 
aufenthaltsrechtlichen Status wird bei EU-Bürger/
innen so wie bei Angehörigen von Drittstaaten 
mit Aufenthaltsberechtigung oder un befristeter 
Aufent halts erlaubnis gesprochen. Alle anderen 
Formen der Aufenthalts genehmi gung gelten als 
prekär.

Migration und gesellschaftliche Teilhabe: Merk-
male objektiver Teilhabe sollen anzeigen, in wel-
chem Maß sich Migrantengruppen hinsichtlich 
sozio-ökonomischer Lagemerkmale ver gleich ba-

29 In der Migrationsforschung ist es üblich, alle vor dem sechsten Lebensjahr Zugewanderten unabhängig von Migrationsmerkmalen der 
Eltern zur zweiten Generation zu zählen, da sie – ebenso wie die hier Geborenen – ihre schulische Bildung vollständig in Deutschland 
erhalten (haben). 
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ren Bevöl kerungsgruppen ohne Migrationshin-
tergrund angleichen konnten. Sub jek tive Teilha-
be ist daran zu messen, wie weit sich Gruppen 
mit Migrationshintergrund in ihren Fertigkeiten 
(z. B. Sprachkompe tenz), ihrer Identität (Selbst-
wahrnehmung) und ihren sozialen Beziehungen 
der vorherrschenden Lebensweise der Aufnahme-
gesellschaft annähern.

Die Frage, wie viele Menschen in der Bundes-
republik in einer Einwanderungssituation stehen 
und welche Teilhabechancen sie haben, lässt sich 
im Rahmen der Sozialberichterstattung bis lang 
nur teilweise beantworten. Der von Bartelheimer 
angegebene Anteil von 8,6% nichtdeut scher Ein-
wohner/innen bildet mit Sicherheit nicht die 
 Situation der Einwanderungs gesell schaft Bundes-
republik Deutschland ab, wie der Mikrozensus 
2005 zeigt (vgl. Statistisches Bundesamt 2006). 
Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund, die 
nach Bartelheimer mit etwa 13 bis 14% zu veran-
schlagen ist, stellt keineswegs ein homogenes, 
sondern nach Rechts status und sozialer Lage sehr 
vielschichtig zusammengesetztes Segment der 
 Sozialstruktur dar. Allerdings sind die Teilhabe-
chancen dieser Gruppe im Durchschnitt geringer 
als die der Bevölkerungsmehrheit, die nicht in 
 einer Einwanderungssituation steht. Um ge-
nauere Aus sa gen treffen zu können, braucht es 
einer „wesentlich verbesserten Dateninfrastruk-
tur. Dies gilt für die Daten zum Wanderungs-
geschehen, für die Erfassung soziodemogra-
phischer Merk male in Bevölkerungsdaten und 
Bevölkerungsumfragen und für die Erfassung ob-
jektiver und subjektiver Teilhabe der zugewan-
derten Bevölkerung“ (Bartelheimer 2005:377).

Um dem hier in Rede stehenden Informa-
tionsbedarf Rechnung tra gen zu können, müssen 
Zuwanderer/innen (auch solche mit deutscher 
Staatsangehörigkeit) in allen Surveys erkennbar 
sein (ebd.).30 Um die Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund angemessen erfassen zu kön nen, 
müssen so wohl Bevölkerungsumfragen wie auch 
Verwaltungsstatistiken künftig neben dem än-

derlichen Rechtsstatus der Staatsangehörigkeit 
zusätzlich unveränderliche (biografi  sche) Migra-
tions merk male erheben. Statistisch lässt sich ein 
Migrationshintergrund nach Bartelheimer an-
hand dreier Kriterien identifi zieren (ebd.:378):
• Geburtsort außerhalb Deutschlands (nach 

Ländern bzw. Ländergruppen),
• nichtdeutsche Staatsangehörigkeit (nach ers-

ter bzw. zweiter Staatsangehörigigkeit, Län-
dern bzw. Ländergruppen),

• sowie entsprechender Merkmale der Eltern, 
der Partner/in und anderer Haushaltsmitglie-
der oder der Familie.

Die ersten beiden Personenmerkmale dürften 
sich grundsätzlich sowohl in Bevöl kerungs um-
fragen als auch in prozessproduzierten Verwal-
tungsdaten erfassen lassen. Allerdings scheint die 
vollständige Erhebung von Migrationsmerkma-
len der Eltern sowie die Verknüp fung sol cher 
Merkmale auf Haushaltsebene schwieriger, so 
dass sich eine pragmatische Vor gehens weise an-
bietet, die darin besteht, alle in Deutschland Ge-
borenen oder vor dem sechsten Lebensjahr Zuge-
wanderten (mit alleiniger oder zweiter) nicht-
deutscher Staatsangehörigkeit zur zweiten Ge-
neration zu zählen (vgl. ebd.:379).31

Für die gesellschaftliche Zugehörigkeit der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund behält 
ne ben der Staatsangehörigkeit auch der auslän-
derrechtliche Status entscheidende Bedeutung. 
Nach der Analyse von Bartelheimer lässt sich in 
Statistiken des Be völkerungsbestands derzeit die 
Zugehörigkeit zu einer der Zuwan derergruppen, 
die den Spezialstatistiken der Zuwande rung zu-
grunde liegt, nicht mehr erkennen. Und auch der 
aktuelle ausländerrechtliche Status der nichtdeut-
schen Bevölkerung ist in den Datensätzen, auf die 
sich die Berichterstattung stützen muss, nicht ge-
nau dokumentiert. Daher sollten der (zeitlich in-
variate) Rechtsstatus bei Zuwanderung und die 
Art der aktuellen Aufenthalts- und Arbeitsgeneh-
migung als sozio-demographische Merkmale er-
hoben werden.

30 Bartelheimer weist darauf hin, dass neuere sozialwissenschaftliche Untersuchungen (z.B. PISA-Studien) und Sozialberichte (z.B. der 6. 
Familienbericht) bereits das Kriterium Migrationshintergrund verwenden. Zu beobachten bzw. zu erwarten ist, dass dieses Kriterium 
sukzessive in die amtliche und sozialwissen schaftliche Berichterstattung eingeführt wird.

31 Solche pragmatischen Annäherungen führen aber insbesondere zur Untererfassung der zweiten Aussiedlergeneration und erlauben 
nicht, Haushalte danach zu typisieren, in welcher Verlaufsphase des „Migrationsprojekts“ sie sich befi nden (ebd.:379).



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

44

Schließlich werden für eine fundierte Inte-
grationsberichterstattung Daten darüber benö-
tigt, „wie sich Gruppen mit unterschiedlicher 
 Migrationsgeschichte nach ihrer objektiven 
(‚struk turellen’) wie nach ihrer subjektiven (kog-
nitiven, identifi kativen und sozialen) Teilhabe 
unter scheiden“ (ebd.:379). Mit den bisher ver-
fügbaren Umfragedaten zu Sprachkompetenz, 
Blei be wunsch und Identifi kation lassen sich näm-
lich viele Fragen der Migrations- und Integra-
tions forschung sowie Fragen der Integrations-
politik, wie etwa die nach dem Zusammenhang 
zwi schen kultureller Angleichung und sozialer 
Teilnahme von Bevölkerungs gruppen mit Migra-
tionshintergrund und ihren objektiven Teilhabe-
chancen kaum beantworten. Gleiches gilt für 
 Fragen nach einer „ethnischen Unterschichtung“ 
und nach einer „Re-Ethnisierung“ der zwei ten 
Generation. „Wünschenswert wäre, Erkenntnisse 
aus qualitativen Migrationsstu dien für eine va-
lidere Erhebung solcher Einstellungen in Bevöl-
kerungsumfragen nutzbar zu machen“ (ebd.:379).

Im Mikrozensus 2005 (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2006) wurden erstmalig Fragen auf-
genommen, die es ermöglichen sollen, den An-
teil von Personen „mit Migrationshinter grund“ 
zu quantifi zieren. Die Autoren des Berichts be-
merken zunächst, dass der Personen kreis mit 
 Migrationshintergrund „nicht eindeutig defi niert 
und von der Bevölkerung ohne Mi grat ions-
hintergrund“ abgegrenzt ist (ebd.:73). Deshalb 
sind für den Mikrozensus „über schneidungs freie 
Gruppen“ gebildet worden. Zu den Personen mit 
Migrationshintergrund werden gezählt:

 „1. Ausländer
 1.1. zugewanderte Ausländer
  Ausländer der 1. Generation
 1.2. In Deutschland geborene Ausländer
  Ausländer der 2. und 3. Generation
 2. Deutsche mit Migrationshintergrund
 2.1 zugewanderte Deutsche mit 
  Migrationshintergrund
  Spätaussiedler
  eingebürgerte zugewanderte Ausländer

 2.2 nicht zugewanderte Deutsche mit 
  Migrationshintergrund
  eingebürgerte nicht zugewanderte 
  Ausländer
  Kinder zugewanderter Aussiedler
  Kinder zugewanderter oder in 
  Deutschland geborener eingebürgerter
  ausländischer Eltern
  Kinder ausländischer Eltern, die bei   
  Geburt zusätzlich die deutsche Staats-  
  angehörigkeit erhalten haben (ius soli)
  Kinder mit einseitigem Migrations-
  hintergrund, bei denen nur ein
  Elternteil Migrant oder in Deutschland
  geborener Eingebürgerter oder Ausländer
  ist“ (ebd.:74). 

Nach den Mikrozensus-Ergebnissen 2005 stellen 
Deutsche ohne Migrationshintergrund mit 67,1 
Millionen gut 81% der Bevölkerung. Ausländer/
innen und Deutsche mit Migra tions hintergrund 
kommen zusammen auf 15,3 Millionen oder 
knapp 19%, d. h. fast ein Fünftel der Bevölkerung 
in Deutschland hat einen Migrationshintergrund. 
Der Mikrozensus unterscheidet auf einer weiteren 
Ebene die Migrationserfahrungen. Mit 8,0 Millio-
nen bzw. knapp 10% der Bevölkerung stellen die 
Deutschen mit Migrationshintergrund sogar die 
knappe Mehrheit (52%) aller Personen mit Mi-
grationshintergrund dar. Unter den 15,3 Millio-
nen Personen mit Migrationshintergrund bilden 
die zugewanderten Ausländer/innen die größte 
Gruppe (5,6 Mill. oder 36%), während die 1,7 
Millionen  in  Deutschland  geborenen  Auslän -
der/innen le diglich 11% ausmachen. Die zweit-
größte Gruppe bilden die Eingebürgerten mit 3,5 
Mil lionen Personen (23%). Auch in dieser Grup-
pe überwiegen die 3,0 Millionen Eingebürgerten 
mit per sön licher Migrationserfahrung (20% aller 
Personen mit Migrationshintergrund) die 0,5 Mil-
lionen Eingebürgerten ohne persönlichen Mi-
grationshintergrund (3%).

Die Mikrozensus-Ergebnisse weisen 1,8 Milli-
onen Spätaussiedler/innen aus (knapp 12% der Per-
sonen mit Migrationshintergrund). „Dabei han-
delt es sich allerdings nicht um die Zahl aller in 
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Deutschland lebenden Spätaussiedler, sondern 
nur um jene, die nach dem 1. August 1999 nach 
Deutschland zugewandert sind und damit nicht 
eingebürgert wurden. Alle vor diesem Zeitpunkt 
zugewanderten Aussiedler sind in der Zahl der 
Eingebürgerten enthalten und lassen sich nicht 
von den anderen Eingebürgerten unterscheiden, 
da die Betroffenen im Mikrozensus nicht gefragt 
wurden, ob sie Spätaussiedler sind oder nicht, 
sondern ob sie zugewandert sind und die deut-
sche Staatsbürgerschaft durch Einbürgerung er-
halten haben“ (ebd.:76). Die 2,7 Millionen Deut-
schen ohne eigene Migrationserfahrung stellen 18% 
aller Personen mit Migrationshintergrund. Dabei 
handelt es sich um 1,2 Millionen Kinder von Ein-
gebürgerten, Spätaussiedler/innen oder Auslän-
der/innen („ius soli“) sowie um 1,5 Millio nen 
Kinder mit einseitigem Migrationshintergrund, 
bei denen nur ein Elternteil Ausländer/in, Spät-
aussiedler/in oder Eingebürgerte/r ist (ebd.:76f.).

Von Interesse ist ein besonderer Blick auf den 
Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund an der gesamten jungen Bevöl-
kerung. Der Anteil von Kindern im Alter zwischen 
0 und 6 Jahren liegt mittlerweile bei einem Drittel.

4.2  Erfordernisse für ein 
  Bildungsmonitoring

Der neueste Diskussionsstand in der Bildungs-
berichterstattung wird in einer neueren Pub li-
kation des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung festgehalten (vgl. BMBF 2005). Söhn/
Özcan (2005:121ff.) fassen die Ergebnisse hin-
sichtlich der Frage zusammen, welche Merkmale 
in (amtlichen) Statistiken erhoben werden soll-
ten:

Aus Sicht der Forschung über Migration und 
Bildungsbenachteiligung erscheinen die fol gen-
den Überlegungen vorrangig:
• Staatsangehörigkeit bleibt weiterhin ein aussa-

gekräftiges Merkmal, an des sen Erhebung 
festge halten werden sollte. Besitzen Kinder 
und Jugendliche eine andere als die deutsche 
Staats angehörigkeit, so ist dies ein Hinweis 

auf einen Migrationshintergrund. Zudem 
bleibt es bei aller berechtigten Kritik an einer 
vor allem nach Staatsangehörigkeit differen-
zierenden Statistik für die Fortschreibung von 
Zeitreihen unerlässlich, an solchen etablierten 
Merk malen festzuhalten.

• Eine der wichtigsten Ergänzungen wäre eine 
Erfassung des Geburtslandes der Kinder und 
Jugend lichen. Denn ist dies nicht Deutschland, 
dann sind die Betreffenden eingewandert so-
wie evtl. mit einer anderen Sprache und in 
einem anderen Bildungssystem auf ge wach-
sen. Mindestens sollte erfasst wer den, ob das 
Geburtsland Deutschland oder ein anderes 
Land ist, besser wäre es, das konkrete Geburts-
land zu erfassen, da hieraus weitere Rück-
schlüsse, etwa auf die (wahrscheinliche) Her-
kunftssprache gezogen werden können. 

• Bei den im Ausland Geborenen wäre eine Er-
fassung des Zuzugsjahrs bzw. Zuzugsalters für 
eine zielgruppenspezifi sche Bildungsplanung 
von Bedeu tung. Sowohl im Hinblick auf den 
Erwerb der Zweitsprache Deutsch als auch die 
allgemeine schulische Eingliederung ist es 
wichtig, in welchem Al ter Kinder oder Jugend-
liche in das deutsche Bildungssystem ein-
bezogen werden.

• Informationen über das Geburtsland der Eltern 
sind notwendig, um die zweite, in Deutsch-
land geborene Einwanderergeneration, iden-
tifi zieren zu können. Dies ist dann wichtig, 
wenn unterstellt wird, dass die familiäre Mi-
grationsbiographie Bildungschancen beein-
fl usst, bzw. wenn indirekte Rückschlüsse auf 
die Familiensprache oder die Ethnizität der El-
tern gezogen werden sollen. Keine Einigkeit 
besteht darüber, ob auch Informationen über 
eine Zuwanderung von Großeltern, also die Er-
fassung der dritten Generation, relevant sind.

• Eine Erfassung der Umgangssprache in der Fa-
milie oder der Mutter sprache(n) wäre eine 
wichtige Grund lage für die Abschätzung des 
sprachbezogenen Förderbedarfs bzw. eines Be-
darfs an Unter richtsangeboten in bestimmten 
Sprachen. Dabei wäre die Unterscheidung 
deutsch – nicht deutsch für eine grobe Ein-
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schätzung, vor allem der Nachfrage nach 
Unter richtung von Deutsch als Zweitsprache, 
ausreichend. Für eine Abschätzung der Nach-
frage nach muttersprachlichen Angeboten 
wäre auch die Erfassung der gesprochenen 
Sprachen von Nöten. 

 In einem Beitrag in dem in Rede stehenden 
Band wird für eine Vorgehensweise plädiert, 
die über die Umgangssprache in der Familie 
hinaus auch den Sprachgebrauch in unter-
schiedlichen Kon texten und mit verschiede-
nen Bezugspersonen (Eltern, Geschwister, 
Freunde) sowie unter schied liche Niveaus bei 
passiven und ak tiven Sprachkompetenzen er-
fasst. Mehrsprachigkeit kann auch in Familien 
ohne Migrationshintergrund bzw. bei der sta-
tistisch kaum ausweisbaren drit ten und vierten 
Einwanderergeneration vorliegen und sollte 
unabhängig von einem Migrationshinter-
grund erfasst werden.

• Ob eine Statistik der Sprach standsdiagnostik 
amtlich oder durch die Wissenschaft um-
gesetzt wer den sollte, hält der Zuwanderungs-
rat in seinem Jahresgutachten 2004 für eine 
of fene Frage (vgl. Sach verständigenrat für Zu-
wanderung und Integration 2004:423).

• Der sozio-ökonomische Status der Erziehungsbe-
rechtigten und deren Bildung sind wichtige 
Indi katoren zur Identifi zierung von potenziell 
förde rungsbedürftigen Schülerinnen und 
Schülern. Die ser Faktor hat für sich genom-
men und in Kombination mit einem Migra-
tions hintergrund signi fi kanten Einfl uss auf 
den Bildungserfolg. Wichtige Merkmale des 
sozio-ökonomischen Status, wie der Schulab-
schluss, die Ausbildung oder die berufl iche 
Stellung der Eltern, in der Bildungsstatistik 
auszuweisen, ist ein vorrangiges Anliegen.

• Ob die „Ethnizität“ von Kindern und Jugend-
lichen erfasst werden sollte, ist strittig. Für 
eine Er fassung der Ethnizität sprechen vor 
allem zwei Über legungen: Unterstellt man, 
dass Menschen aufgrund ihrer Ethnizität un-
ter Umständen diskriminiert werden, so kön-
nen entsprechende Sta tistiken als Indikatoren 
dazu dienen, zu überprüfen, in welchem Um-
fang z. B. Personen türkischer Ethnizität einen 

Hochschulabschluss erreichen. In Großbritan-
nien etwa ist es üblich, das Ausmaß der Diskri-
minierung bestimmter ethni scher Gruppen so 
abzuschätzen. Kritiker befürchten, dass ei ne 
Gruppenzu ordnung von Individuen unter 
Umständen Abgrenzungen und Stereotype 
ver schärfen könnte.

Dieser Einwand könnte allerdings auch auf 
andere Gruppenzuordnungen (Einwan de rer/in-
nen, sozial schwache Familien etc.) zutreffen. In 
jedem Fall sollte bei der Datenerhe bung die Ge-
fahr sozialer Stigmatisierungen mit bedacht wer-
den. Ein zweites Motiv für die Erfassung von Eth-
nizität kann die politische Entscheidung sein, 
ethnische Minderheiten anzuerken nen und zu 
fördern. Für die Konzeption und Umsetzung in-
terkultureller Bil dungs konzepte könnte es etwa 
relevant sein, zu wissen, wie viele Schülerinnen 
und Schü ler sich bestimmten Ethnien zurechnen 
und wo diese leben.

Aus der Sicht der Experten ist es wünschens-
wert, alle genannten Merkmale zu erheben und 
in amt lichen Statistiken auszuweisen. Darüber hi-
naus ist eine einheitliche, Bundesländer über grei-
fende Vorgehensweise in den unterschiedlichen 
Statisti ken anzustreben. Soweit Be schrän kungen 
nicht zu vermeiden sind, sollte im Sinne des in-
ternational Üblichen und Be währten zumindest 
die erste und zweite Einwanderergeneration (un-
abhängig von der Staats angehörig keit) erfasst 
werden. „Mit der Erhebung des Merkmals ‚Ge-
burtsland’ (eigenes und das der El tern) wäre die 
Bundesrepublik in ihrer Bildungsberichterstat-
tung international an schlussfähig“ (ebd.). Auch 
der Sachverstän digenrat für Zuwanderung und 
Integration em pfi ehlt die Erhe bung insbesonde re 
der aufgeführten Merkmale mit der Begründung: 
„Durch einen Vergleich beider Generationen 
können Entwicklungsprozesse im Bereich der 
Inte gration gemessen und so auch Integrations-
maßnahmen optimiert werden“ (Sachverständi-
genrat für Zuwanderung und Integration 
2004:420). Die Erhebung weiterer Merkmale wie 
des Zuzugsjahrs und der Um gangssprache, eben-
so wie der elterlichen Bildung wäre aus bildungs-
politischer und wis sen schaftlicher Sicht wün-
schenswert, wobei aus Gründen des Daten schut-
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zes und aus Gründen der Machbarkeit Einschrän-
kungen nicht zu vermeiden sind.32 

Aus datenschutzrechtlicher Sicht wäre es 
aber möglich, dass Schulen und auch Kinder-
tages stätten Daten, die auf einen Migrationshin-
tergrund hinweisen (z.B. Ge burtsland des Schü-
lers/der Schülerin und der Eltern, Zuzugsjahr des 
Schülers/der Schülerin, Umgangs sprache in der 
Familie), für ihre eigenen Zwecke erheben und 
etwa an die zuständigen Ämter für Statistik wei-
terleiten, damit diese im Rahmen der amtlichen 
Bildungsstatistik verarbeitet werden kön nen.33 
Entscheidende Voraussetzung ist eine eindeutige 
gesetzliche Grundlage, in der die Not wendigkeit 
dieser neu zu erhebenden Merkmale be gründet 
und ihr Verwendungszweck darge legt wird. 

Söhn/Özcan (2005) verweisen darauf, dass 
das Sozioökonomische Panel (SOEP) als reprä sen-
tative Längsschnitterhebung ein großes Analyse-
potenzial bietet. Durch spezielle Teil stich proben 
und die erhobenen Informationen zu Zuwande-
rung, Geburts land, Staatsbür gerschaft und Ein-
bürgerung können insbesondere (Spät-)Aus sied-
ler/innen und andere ein ge bürgerte Eingewan-
derte unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit 
identifi ziert und unter sucht werden. Da Infor-
mationen über Eltern und Kinder bzw. weitere 
Haushaltsmitglieder verknüpft werden kön nen, 
kann nicht nur der Migrationshintergrund der 
Individuen, son dern der Eltern und ganzer Haus-
halte bzw. Familien berücksichtigt werden. Aller-
dings ent hält das SOEP keine allzu detaillierten 
Daten zur schulischen Entwicklung wäh rend der 
Schul pfl ichtzeit, so dass ein „Bildungspanel“ von 
Interesse wäre, das es erlauben könnte, den Ver-
lauf von Bildungskarrieren zu verfol gen und Ur-
sachen von Erfolgen und Misserfol gen abzuschät-
zen (vgl. auch Sachverständigenrat für Zuwan-
derung und Integration 2004:424). Für bildungs-
planerische Zwecke wären überdies kleinräumige 
Daten bedeutsam, die es er lauben würden, einer-
seits den Einfl uss spezifi scher Bedingungen in 
einem Wohn viertel zu analysieren, andererseits 

den entsprechenden Förderbedarf in einzelnen 
Schul bezirken abzuschätzen.

Fortschritte sehen die Autoren beim Mikro-
zensus, in dem ab 2005 neben der aktuellen 
Staats angehö rigkeit jährlich auch eine vormalige 
Staatsangehörigkeit und gegebenenfalls das Jahr 
der Einbürgerung erfragt werden. Einer der blei-
benden Nachteile des Mikro zensus ist aller dings, 
dass auch künftig nicht berücksichtigt wird, wel-
che Schulform der Sekun darstufe I die Kinder und 
Jugendlichen in den befragten Haushalten besu-
chen. Allerdings ist es bereits heute möglich, die 
erreichten Bildungsabschlüsse sowie den sozio-
ökonomischen Status der Eltern von im selben 
Haushalt lebenden Kindern zu ermitteln. 

Stichprobenerhebungen können mit Blick 
auf Planungen und Entscheidungen auf Landes- 
und kommunaler Ebene die Funktion der amt-
lichen Schulstatistik nicht ersetzen. Die Kul tus-
ministerkonferenz (KMK) stellt übergreifende 
Statistiken bereit und strebt eine Weiter ent wick-
lung eines gemeinsa men Minimalprogramms mit 
zu erfassenden Merkmalen und Merk mals kom-
binatio nen an, um Vergleichsmöglichkeiten zwi-
schen Bundesländern und mit an de ren Staaten 
zu gewährleisten. Die Erhebungen eines Migra-
tionshintergrundes werden er wogen. So wird 
etwa geprüft, ob die Schulstatistik der KMK künf-
tig neben der Staats ange hörigkeit auch Informa-
tionen zu in der Familie überwiegend gespro-
chenen Sprachen und gegebenenfalls zum Zu-
zugsjahr enthalten soll. Da es sich bei der Schul-
statistik (ebenso wie bei der Kinder- und 
Ju gendhilfestatistik) um eine Vollerhebung han-
delt – sie umfasst derzeit etwa 12,5 Millionen 
Schülerinnen und Schüler – bietet sie besondere 
Möglichkeiten zur Be schrei bung des Bildungs-
stands von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshinter grund. Allerdings ist der Auf-
wand vor Ort zu berücksichtigen.

Dieses analytische Potenzial gilt es aber ab-
zuwägen gegen den Aufwand der Datenerhebung 
vor Ort an den Schulen. Soweit eine Erhebung zu-

32 Zu den datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen im europäischen Vergleich vgl. Söhn/Özcan (2005:123ff.) Deutschland weist be-
sonders hohe Anforderungen an den Datenschutz auf, wobei der Gesetzgeber bspw. im Mikrozensusgesetz 2005 Fragen zur ehemaligen 
Staatsangehörigkeit (auch der El tern) zugelassen und mit der hohen Bedeutung von Integration und der Notwendigkeit entsprechender 
Daten begründet hat (ebd.:123).

33 Für Verwaltungszwecke erhobene Daten dürfen aber nicht ohne weiteres „zweck entfremdet“ werden. Daher sind die Bedingungen für 
eine Weitergabe von in Schu len oder Kindertagesstätten erhobenen Daten, vor allem Individualdaten, an Dritte zur Durchführung von 
Forschungsprojekten restriktiver (ebd.).
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sätzlicher Daten erwogen wird, muss be rück-
sichtigt werden, dass dies vor allem dann zuver-
lässig und um fassend geschieht, wenn die Schu-
len selbst ein Interesse an diesen Informatio nen 
haben, z. B. um Förderprogramme ziel ge richtet 
einzusetzen oder zusätzliche Gelder beanspru-
chen zu können.

Eine erweiterte, über die Staatsangehörigkeit 
hinausgehende Erfassung eines Migrations hin-
ter grundes wird auch bezüglich anderer amtli-
cher Statistiken erör tert (SGB III; SGB XII). In der 
Kinder- und Jugendhilfestatistik werden Verän-
derungen vorbereitet. Erfragt werden soll dort 
nicht länger die Staatsangehörigkeit der Eltern, 
sondern ob diese in Deutschland oder im Ausland 
geboren wurden. Weiter soll ermittelt werden, ob 
die vor rangig in der Familie gesprochene Sprache 
Deutsch oder ei ne andere Sprache ist, um so Er-
kenntnisse über den Umfang der erforderlichen 
Sprachförderung in den Kindertagesstätten zu 
 gewinnen.

Mit einem „Bildungsmonitoring“ können 
Grundlagen für die lokale Bildungspla nung ge-
schaf fen werden. „Auf einer Datenbasis, die tat-
sächlich über den Migra tions hintergrund Aus-
kunft gibt, können notwendige Fördermaßnah-
men sinnvoll konzipiert und umgesetzt werden, 
die einen Beitrag zur Herstellung gleicher Bil-
dungschancen für alle Kinder und Jugend lichen 
leisten können“ (ebd.:126). Allerdings bedarf es 
einer weiteren Dis kus sion darüber, welche Vor-
teile und Nachteile sich bei der Wahl bestimmter 
Indikatoren er geben (vgl. die differen zierte Ana-
lyse von Diefenbach/Weiß 2006) und insbeson-
dere darüber, wie lange Per sonen das Merkmal 
Migrationshintergrund zugeschrieben wird und 
welche stigma tisierenden Effekte in diesem Zu-
sammenhang möglicherweise zu erwarten sind.34

4.3 Voraussetzungen für ein 
 Integrationsmonitoring: Indikatoren

Die „Indikatorenbewegung“ kann in Deutschland 
auf eine mehr als 30-jährige Geschichte zu-
rückblicken (vgl. Habich/Zapf 1995; Zapf 2003). 
Die wissenschaftliche Befassung mit Indi katoren 
hat ihren Niederschlag in der amtlichen und wis-

senschaftlichen So zial bericht erstattung gefun-
den, wie an dem jährlich erscheinenden Datenre-
port eindrucks voll abzulesen ist, der vom Statis-
tischen Bundesamt in Zusammenarbeit mit dem 
Wissen schafts zentrum Ber lin für Sozialforschung 
(WZB) und dem Zentrum für Umfragen, Metho-
den und Analysen (ZUMA Mannheim) orga nisiert 
wird.35 Die Integrationsberichterstattung kann an 
diese Bericht erstattung und die ihr zu Grunde lie-
genden Indikatoren anknüpfen. Soziale Indika-
toren sind auch ein zentrales Element der „of-
fenen Methode der Ko or di nie rung“ zur Bekämp-
fung von Ar mut und sozialer Ausgrenzung in der 
Eu ro päischen Union (vgl. Hauser 2002; Schulte, 
Bernd 2002; Brocke 2003).

Indikatoren sollten folgende Anforderungen 
erfüllen: 
• „Ein Indikator sollte den Kern eines Problems 

kennzeichnen und eine klare normative Ori-
entierung aufweisen (was Prozesse der Kon-
sensbildung voraussetzt; d. Verf.).

• Ein Indikator sollte robust und statistisch vali-
de sein. 

• Ein Indikator sollte auf politische Maßnah-
men reagieren, aber nicht manipulierbar sein.

• Ein Indikator sollte in ausreichend vergleich-
barer Weise für alle Mitgliedstaaten (bzw. für 
alle einbezogenen Einheiten; d. Verf.) messbar 
sein (...).

• Ein Indikator sollte zeitnah und revidierbar 
sein.

• Die Messung eines Indikators sollte keine 
übermäßige Belastung (...) (für die ein bezo-
genen Einheiten; d. Verf.) darstellen“ (Hauser 
2002:253).

Darüber hinaus sind Prinzipien zu beachten, die 
sich auf die Gesamtheit der Indikatoren be-
ziehen.
• „Die Gesamtheit der Indikatoren sollte im 

Hinblick auf die zu messenden Dimensionen 
aus gewogen sein.

• Die Indikatoren sollten im Vergleich zueinan-
der nicht widersprüchlich sein und gleiches 
Gewicht haben.

• Die Gesamtheit der Indikatoren sollte so weit 
wie möglich transparent und für die Bürger (.) 
ein sichtig sein“ (ebd.).

34 Hinzuweisen ist noch auf die Studie von Kuhnke (2006), die methodische Erträge aus dem „DJI-Über gangs panel“ für Indikatoren zur 
Erfassung des Migrationshintergrundes referiert.

35 Vgl. dazu auch den regelmäßig erscheinenden „Migrationsreport“ (zuletzt vgl. Bommes u.a. 2008).
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Bereits in den neunziger Jahren setzt zumindest 
in der europäischen Arena eine Diskussion über 
die Notwendigkeit und die Gestalt von Indi-
katoren zur Messung von Integration ein (vgl. 
Coun cil of Europe/Conseil de l´Europe 1997; 
Bühlmann et. al. 1998). Werth et. al. (1997) un-
ter scheiden in ihrer Zusammenfassung der Er-
gebnisse eines Meetings zum Thema „Mea sure-
ment and Indicators of Integration“ drei Typen 
von Indikatoren. 

Der erste Typ von Indikatoren („indicators of 
accessibility”) betrifft die rechtlichen Be ding un-
gen, unter denen Migrantinnen und Migranten 
in der Aufnahmegesellschaft leben. Das Recht be-
stimmt den Aufenthaltsstatus, (daraus abgeleitet) 
den Schutz vor Diskriminierung und den Zugang 
zu den verschiedenen Sektoren des Aufnahme-
landes, z.B. zum Ar beits markt.

Der zweite Typ von Indikatoren („classical in-
dicators”) bezieht sich auf die Situation der Mi-
grantinnen und Migranten in der Aufnahmege-
sellschaft. Dazu zählt die Beschäftigungs si tuation, 
der Bildungsstatus, die Wohnsituation oder die 
(Un-)Abhängigkeit von Sozial trans fers. Nach Auf-
fassung der Autoren wird durch die empirisch-
statistische Analyse letztlich evaluiert, inwieweit 
die (rechtlich) zugestandenen Möglichkeiten 
auch in der Praxis umge setzt werden (können).

Der dritte Typ von Indikatoren („subjective 
indicators“) richtet seine Aufmerk sam keit auf die 
Einstellungen/Haltungen der Migrantinnen und 
Migranten zur Aufnahmege sell schaft, Erwar-
tungen und Aspirationen hinsichtlich ihres per-
sönlichen Lebens und ihre Teil nah me am sozi-
alen, gesellschaftlichen und politischen Leben. 
Aber es ist darauf zu insi stier en, dass die Integra-
tion auch die Aufnahmegesellschaft betrifft. Es 
sind also die Einstellungen und Hal tungen der Mehr-
heitsgesellschaft zu untersuchen (Werth et. al. 
1997:190f.).

Erforderlich ist nicht nur der Blick auf die 
Mehrheitsgesellschaft, sondern auch der Einbezug 

von Migrantenorganisationen in die Evaluation, so 
ein weiteres Ergebnis des Meetings. 

Abschließend weisen die Autoren darauf hin, 
dass Indikatoren zur Messung der Integration von 
Migrantinnen und Migranten als Voraussetzung 
politische Entscheidungen treffen zu können, 
ohne Alternative sind. Gleichzeitig ist aber die 
Gefahr im Auge zu behalten, dass Indikatoren ei-
nen Beitrag zur Stigmatisierung von Migrantinnen 
und Migranten leisten können bzw. Stereotype 
verstärken.

In der Zwischenzeit sind die Entwicklungsar-
beiten fortgeschritten. Siegert (2006) gibt einen 
instruk tiven Überblick über den Stand in interna-
tionaler Perspektive. In diesem Zusammen hang 
ist zum einen auf das europäisch vergleichende 
Indikatorensystem hinzuweisen, welches durch 
den „Migrant Integration Policy Index (MIPEX) 
geschaffen worden ist. Seit 2004 wird damit die 
Integra tions politik der EU-Mitgliedsstaaten ver-
glichen und bewertet. Der MIPEX umfasst 140 
Teilindikatoren in den Feldern politische Teil-
habe, Anti-Diskriminierung, Zu gang zum Ar-
beitsmarkt, Staatsbürgerschaft, Familien zusam-
men führung und Bleiberecht. Der MIPEX kon-
zentriert sich ausschließlich auf nationale In-
tegra tionspolitiken (vgl. MIPEX 2007). Zum 
anderen ist das EU-Projekt „Immi grant Integra-
tion Indicators“ zu nennen, an dem Däne mark, 
Deutschland, Italien, die Niederlande, Portu gal 
und Spanien teilnehmen (vgl. Der Beauftragte 
des Senats von Berlin für Inte gration und Mi-
gration 2007). Ziel des Projekts ist es, einen Bei-
trag zu einem gemeinsamen System von Indika-
toren zur Messung der Integration von Migran-
tinnen und Migranten zu leisten.36

Ohliger (2007) hat diejenigen Felder und As-
pekte bestimmt, zu denen Indikatoren zu ent-
wickeln sind bzw. zu denen bereits entsprechende 
Vorarbeiten vor liegen (vgl. Abb.1):

In der einschlägigen Fachdiskussion besteht 
weitgehend Übereinstimmung darüber, dass In-

36 Die Grundlage für EU-Integrationspolitiken bilden folgende Prinzipien:
• Integration ist ein dynamischer, zweiseitiger Prozess der Akkulturation von Zugewanderten und Ein heimischen.
• Integration verlangt die Akzeptanz der zentralen Werte der Verfassung der EU. 
• Teilhabe an Erwerbsarbeit ist zentral für den Integrationsprozess.
• Basiskompetenzen in der (Verkehrs-)Sprache der Aufnahmegesellschaft, Kenntnisse der Geschichte und der Institutionen sind für 

eine Integration unverzichtbar.
• Investitionen in Bildung, insbesondere in die der Kinder von Zugewanderten, sind die Voraus set zung, um an der Gesellschaft par-

tizipieren zu können.
• Der gleichberechtigte Zugang zu den Institutionen der Aufnahmegesellschaft fördert die Integration.
• Zu fördern ist die Interaktion zwischen Zugewanderten und Alteingesessenen, der interkulturelle Dialog, die zivilgesellschaftliche, 

kulturelle und politische Partizipation u.a. (vgl. Bijl 2008; Übersetzung d. Verf.).
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Abbildung 1:  

Indikatoren für ein Integrationsmonitoring 

Bereich 1: Bildung, Schule, Ausbildung

Spracherwerb und Sprachbeherrschung (Sprache des Aufnahmelandes)

Alphabetisierungsrate

Grad der Zwei- und Mehrsprachigkeit

Schulerfolg und Schulversagen innerhalb des dreigliedrigen Schulsystems

Akademikerrate (für Bildungsinländer)

Elitenrekrutierung

Bereich 2: Wirtschaft, Arbeitsmarktteilhabe/Selbstständigkeit

Arbeitslosenrate

Beschäftigungsrate nach Wirtschaftszweigen

Selbstständigenrate

Geschlechtsspezifi sche Arbeitsmarktbeteiligung

Steuerleistung (pro Kopf)

Abhängigkeit von Sozialtransfers

Bereich 3: Demographie

Wohnsegregation/räumliche Verteilung in gegebenen geographischen Einheiten

Qualität des Wohnungsbestands

Binnenmigration

Suburbanisierung

Interethnische Ehen zwischen Einwanderern/Kindern aus eingewanderten Familien und 
Nicht-Einwanderern (Exogamie im Vergleich zu Endogamie)

Rückwanderung

Reproduktionsverhalten (Geburtsraten, Familiengröße)

Alterung und Alterungsmuster

Altersvor- und fürsorge (z.B. Rate der alten Einwanderer in Altenheimen

Gesundheitsrisiken nach Krankheiten und Gesundheitsgefährdungen

Sterberaten

➠

dikatorensets zwar theoretisch fundiert sein müs-
sen, bei der Auswahl von Indi katoren aber eine 
pragmatische Perspektive vernünftig erscheint. 
Eine Prioritätensetzung ist zu empfehlen, wo bei 
solche Indikatoren zu bevorzugen sind, die auf 

Ergebnisse (Inte grations fortschritte) fo kus sie ren, 
zu denen kontinuierlich Daten vorliegen und die 
Ver gleiche erlauben (vgl. Bijl 2008).37 

Aus dem EU-Pro jekt „Indikatoren zur Inte-
gration“ sind Empfehlungen hervorgegangen, 

37 Bijl (2008) benennt mit Verweis auf die EU-Agenda für Integration folgende „key areas“: 1. labour mar ket position: employment; 2. 
Education; (3) Basis knowledge about society (incl. language pro fi ciency).
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Quelle: Ohliger 2007: 24ff.

➠

Bereich 4: Soziales Leben

Freundeskreis (interethnisch/monoethnisch); Zusammensetzung der peer groups

Präsenz von Einwanderungsmedien in der Aufnahmegesellschaft

Mediennutzung (Zeitungen, Radio, Fernsehen, weitere elektronische Medien)

Zugehörigkeitsgefühl / Identitätsmuster

Anzahl fremdenfeindlicher Übergriffe

Bereich 5: Politik

Wahlverhalten

Parteimitgliedschaften

Formelle und informelle politische Mobilisierung

Bereich 6: Zivilgesellschaft

Einbürgerungsraten

Teilhabe/Mitgliedschaft in Vereinen, Verbänden (Institutionen/Organisation) der 
Aufnahmegesellschaft

Teilnahme an sozialen Bewegungen

Verbrechens- und Delinquenzraten

Bereich 7: Kultur

Religiöse Bindung (praktizierend/nicht praktizierend)

Institutionalisierung von Einwandererreligionen/-konfessionen/-denominationen

Konversionsrat zu Religionen/Konfessionen der Aufnahmegesellschaft (inklusive Austritt aus 
tradierten Religionsgemeinschaften ohne Konversion)

Geschlechterrollen/Wandel von Geschlechterrollen

Kulturelle Orientierung von Einwanderern bzw. von Personen mit Migrationshintergrund auf die Her-
kunfts- bzw. Aufnahmegesellschaft/Zugang zu kulturellen Institutionen der Aufnahmegesellschaft

Konsumverhalten

Bereich 8: Offenheit der Aufnahmegesellschaft

Diversity management innerhalb der Verwaltung/interkulturelle Offenheit/Öffnung der 
Verwaltung

Grad der interkulturellen Kompetenz von Bildungsinstitutionen (schulisch und außerschulisch), 
insbesondere bei der Ausbildung von Lehrkräften

Wandel von Institutionen der Aufnahmegesellschaft

(gleicher/gleichberechtigter) Zugang zu Organisationen und Institutionen der Aufnahme-
gesellschaft

Vielfalt von Lehrplänen (Rahmenrichtlinien/Curricula) und Wandlungsprozess bei Lehrinhalten in 
Rahmenrichtlinien/Curricula sowie Schulbüchern
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die sich auf Be griffsbestimmungen, auf die Ziele, 
die Konzeption und die Datenerhebung und 
Analyse ebe nen beziehen:

Dringlich empfohlen wird insbesondere eine 
Bestimmung des Begriffs Integration, der dy na-
misch zu konzeptionalisieren ist. Integrations-
monitoring müsse auf die gesamte Ge sell schaft 
zie len; deshalb bedarf es angemessener Vergleich-
größen. Relevante Akteure sind po li tisch mit ein 
zu beziehen. Die Datenerhebung und Analyse ist 
als sozialstrukturelle Messung (statt Individual-
monitoring) zu fassen. Eine Ethnisierung von 
 Daten und Analysen ist zu ver meiden. Als wich-
tig wird eine regionale Untergliederung, aber 
auch eine europäische Ver gleich bar keit erachtet. 

Das Integrationsmonitoring muss schließlich 
nachvollziehbar sein. (vgl. Der Beauftragte des 
 Senats von Berlin für Integration und Migration 
2007:79-85).  

In den letzten Jahren sind in Deutschland 
eine Vielzahl von Initiativen und Arbeiten zur 
Ent wicklung eines (kommunalen/regionalen) In-
tegrationsmonitorings, insbesondere zur Indika-
torenentwicklung zu beobachten, wobei die Vor-
reiterrolle der Landeshauptstadt Wies baden zu-
kommt. Diese hat bereits in 2003 das „Wiesbade-
ner Monitoringsystem zur Aus län der in te gration“ 
vor gelegt (vgl. Abb. 2) und entwickelt dieses kon-
tinuierlich weiter (Landeshauptstadt Wies baden 
2004a; 2004b; 2005a).

Abbildung 2:  

Wiesbadener Monitoringsystem

 Wiesbadener Monitoringsystem zur Ausländerintegration

           Werte

Indikator   Jahr      Ausländer      Deutsche

     Insg.  Männer Frauen  Insg.  Männer Frauen

A.  Strukturelle Integration

A.1 Rechtliche Integration

A.1.1 Anteil der Ausländer mit einem „sicheren“ Aufenthaltsstatus (in%)

A.1.2 Anteil der Ausländer mit Anspruch auf Einbürgerung (in%)

A.2 Integration in das Bildungssystem

A.2.1 Anteil der Kinder mit/ohne Migrationshintergrund mit einem Kindergartenbesuch   
 unter 2 Jahren (in%)

A.2.2 Anteil der Gymnasialschüler an weiterführenden Schulen (in%)

A.2.3 Anteil der Schulabgänger ohne Schulabschluss (in%)

A.2.4 Anteil der Berufsschüler ohne Ausbildungsvertrag (in%)

A.3 Integration in den Arbeitsmarkt

A.3.1 Anteil der Beschäftigten ohne bzw. ohne anerkannte Berufsausbildung (in%)

A.3.2 Anteil der geringfügig Entlohnten an allen Beschäftigten (in%)

A.3.3 Anteil der Arbeitslosen unter den 21- bis 60-Jährigen (in%)

A.3.4 Anteil der unter 25-Jährigen Arbeitslosen (in%)

A.4 Integration in den Wohnungsmarkt

A.4.1 Konzentration der ausländischen Bevölkerung (Segregationsindex)

➠



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

53

B. Kulturelle Integration

B.1 Werteannäherung

B.1.1 Geburten je 1.000 Frauen im Alter von 15 bis 45 Jahren

B.1.2 Anteil der Bevölkerung in 5- und mehr Personenhaushalten (in%)

B.2 Spracherwerb

B.2.1 Anteil der Kinder mit/ohne Migrationshintergrund mit erheblichen Defi ziten der  
 deutschen Sprache an allen einzuschulenden Kindern (in%)

C. Soziale Integration

C.1 Aufenthaltsdauer/Bleibeabsichten

C.1.1 Anteil der Ausländer mit einer Aufenthaltsdauer in Deutschland von 20 Jahren und  
 mehr (in%)

C.1.2 Anteil der in Deutschland geborenen oder vor dem 7. Geburtstag eingereisten 
 Ausländer an allen Ausländern (in%)

C.2 Multikulturelles Zusammenleben

C.2.1 Anteil der seit den letzten 3 Jahren verheirateten Ausländer mit Ehepartner ohne  
 Migrationshintergrund (in%)

C.2.2 Anteil der mit Personen ohne Migrationshintergrund zusammenlebenden Ausländer  
 an allen Ausländern in Mehrpersonenhaushalten – 18 Jahre und älter (in%)

C.3 Sozialkontakte zwischen Deutschen und Ausländern

C.3.1 Anteil der Deutschen, die Kontakte zu Ausländern: am Arbeitsplatz, in der Wohn- 
 gegend, in der Familie/Verwandtschaft, im Freundes-/Bekanntenkreis haben (in%)

C.3.2 Anteil der Befragten, die nachbarschaftliches Zusammenleben in ihrer Wohngegend  
 als „weniger gut“ oder „schlecht“ beurteilen (in%)

C.3.3 Anteil der Befragten, die das Zusammenleben zwischen Deutschen und Ausländern im  
 gesamten Stadtgebiet als „weniger gut“ oder „schlecht“ beurteilen (in%)

D. Identifi katorische Integration

D.1 Einbürgerungen

 Einbürgerungen je 100 Anspruchsberechtigte

Quelle: Landeshauptstadt Wiesbaden 2004a

Mittlerweile hat Wiesbaden auch ein „Bil-
dungsmonitoring“ (Landeshauptstadt Wiesbaden 
2005b) begonnen, dessen Ergebnisse künftig jähr-
lich veröffentlicht wer den sollen (vgl. Abb. 3).

Die Stadt Frankfurt am Main ist ebenfalls 
 damit befasst ein Monitoring aufzubauen, das als 
„Instrument der regionalen Bildungsplanung“ 
dient (Stadt Frankfurt am Main 2005, zit. nach 
Siegert 2006:91; vgl. Abb. 4).

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Ver-
waltungsmodernisierung (KGSt) hat die Ein füh-
rung eines Integrationsmonitorings auf der kom-
munalen Ebene em pfoh len und orien tiert am 
„Wies badener Modell“ ein Set von Indikatoren 
vorgeschlagen (vgl. KGSt 2006), das in einigen 
Bundesländern (z.B. Land Brandenburg) und 
Städten aufgegriffen worden ist. Ge wählt wur de 
ein pragmatischer und konsensorientierter Weg, 

➠



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

54

Abbildung 3:  

Bildungsmonitoring der Stadt Wiesbaden

Dimension   Indikatoren

A. Eltern-/Familien (in Entwicklung)

B. Frühbildung Anteil der unter 3-Jährigen mit Kindertagesstättenbesuch an allen  
  unter 3-Jährigen

C. Elementarbildung Anteil der Kinder mit Kindertagesstättenbesuch von mehr als 

  2 Jahren an allen 6-Jährigen

D. Übergang in die Anteil der Kinder ohne reguläre Schulempfehlung an allen Kindern,  
 Grundschule  die (regelhaft) zur Einschulung anstehen

  Anteil der Kinder ohne reguläre Schulempfehlung an allen Kindern,  
  die (regelhaft) zur Einschulung anstehen, jedoch nur die Kinder mit  
  Kindertagesstättenbesuch von mindestens 2 Jahren

E. Grundschule Anteil der Grundschulen mit einem um mindestens 5 Prozentpunkte  
  höheren Ausländeranteil als im Schulbezirk (Auswirkungen der  
  „Gestattungen“)

  Anteil der Grundschüler/innen mit Tagesbetreuung (ganztags) an  
  allen Grundschülern

  Anteil der 6- unter 10-Jährigen Grundschüler/innen mit 
  Tagesbetreuung (ganztags) an allen Grundschülern/GT an allen  
  6- unter 10-Jährigen

F. Übergang in die Anteil der Übergänge auf Hauptschulen und Förderstufen aus  
 Sekundarstufe I  Grundschulen in Stadtteilen mit ...

   besonderer sozialer Bedarfslage 
   geringerer sozialer Bedarfslage

  Anteil der Übergänge auf Realschulen und Gymnasien aus  
  Grundschulen in Stadtteilen mit ...

   besonderer sozialer Bedarfslage 
   geringerer sozialer Bedarfslage

  Schulbesuch in der 5. Klasse nach Schulformen

G. Sekundarstufe I Anteil der Wiederholer/innen nach Schulformen an allen  
(Klassen 5 bis 10)  Schüler/innen der jeweiligen Schulform

  Anteil der Absteiger/innen aus Gymnasium und Realschule an allen  
  Schüler/innen der beiden Schulformen

  Schulbesuch der 8. Klasse nach Schulform

  Anteil der Schüler/innen mit Schulsozialarbeit (Stufe I) an allen  
  11- unter 16-Jährigen

H. Schulabschlüsse Anteil der Abgänger/innen

   ohne Abschluss  
  mit Hauptschulabschluss  
  mit Realschulabschluss  
  mit Abitur

  Anteil der Abgänger/innen mit mittlerem oder höherem Abschluss  
  (=mindestens RS-Abschluss)

Quelle: Landeshauptstadt Wiesbaden 2005b. Eigene und gekürzte Darstellung unter Verwendung von Gesemann 2006
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wohl wis send, dass das Indi ka toren set erweite-
rungsbedürftig ist. Ganz bewusst soll ten vor dem 
Hintergrund der Voraus set zun gen und Bedin-
gungen in den meisten Städten und Kreisen nur 
wenige Indi ka toren vorge schlagen werden, und 
zwar solche, zu denen auch recht verlässlich 
 Daten zu erhalten sind (vgl. KGST 2006) (vgl. 
Abb. 5). 

Die Bertelsmann Stiftung, die in der KGSt-
Arbeitsgruppe beratend mitwirkte, hat im glei-
chen Jahr „Kernkenn zah len Integration“ vor gelegt 
(vgl. Bertelsmann Stiftung 2006a; 2006b). Es be-
inhaltet „Basiskennzahlen zur Integration“ (De-
mo graphie) und gliedert sich in vier Ziel be rei-
che: 

 Ziel 1: Sozioökonomische Integration: 
 Teilhabe in den Bereichen Bildung und Arbeit
 Ziel 2: Kulturelle Integration
 Ziel 3: Politische Integration
 Ziel 4: Gesellschaftliche Integration – 
 Integration in die kommunale Gesellschaft
Die Basiskennzahlen und die Kennzahlen zu den 
Zielen 1 und 2 entsprechen im Wesentlichen de-
nen der KGSt-Empfehlungen und werden deshalb 
hier nicht vorgestellt. Zusätzliche Kenn zahlen 
wurden teilweise zum Ziel 3 (Politische Integra-
tion) und zum Ziel 4 (Gesellschaftliche Integra-
tion) entwickelt, ergänzt um die Dimensionen 
Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterzu friedenheit 
und Wirtschaftlichkeit. Zum Aspekt der Wirt-

Abbildung 4:  

Bildungsindikatoren der Stadt Frankfurt

Quelle: Stadt Frankfurt am Main, Bericht des Magistrats an die Stadtverordnetenversammlung, 06.06.2005  

(Der Magistrat: B 434); Darstellung nach Gesemann 2006:15

 Vorgeschlagene Indikatoren für ein Monitoring im Bildungswesen  
 der Stadt Frankfurt am Main

 Schule

■ Anteil an ausländischen Schülern in den jeweiligen Schultypen und bei Grundschulen  
 bezogen auf die Schulbezirke;

■ Klassenwiederholer;

■ Schülerpopulation in Sonderschulen im Vergleich zu den Regelschulen;

■ Übergänge in die weiterführenden Schulen (Elternwunsch, Eignungsempfehlung, und  
 hier tatsächlich realisiertes ,Ist’, vorhandene Klassenkapazitäten, Rückstufungen);

■ Schulabbrecher;

■ Übergang in Sekundarstufe II,

■ Berufsschulen;

■ Gestattungen nach Anzahl, Verteilung und Grund

■ Schülerfl uktuation

 Stadtteil/Schulumgebung

■ Anteil an Wohnbevölkerung mit Migrationshintergrund;

■ Deren soziale und räumliche Verteilung: Vergleich der Stadtbezirke in Frankfurt;

■ Verteilung der Schulen über das Stadtgebiet bzw. deren Angebotsstruktur  
 (Stichwort: Schulentwicklungspläne);

■ Fluktuation der Wohnortbevölkerung
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Indikatoren/Kennzahlen der KGSt

 Handlungsfeld

1. Rechtliche   
 Integration

    
    
    
2. Bildung

3. Arbeit und   
 Wirtschaft

 Datenquelle

Ausländerbehörde 
Einwohnermelderegister

    
Ausländerbehörde 
Einwohnermelderegister

    
Ausländerbehörde 
Einwohnermelderegister

Einbürgerungsbehörde 
Ausländerbehörde

    
Schuleingangsuntersu-
chung des Gesundheits-
amtes oder Schulen bei 
der Schulanmeldung

Landesschulstatistik

    
Landesschulstatistik

    
Landesschulstatistik

    
Landesschulstatistik

    
Bundesagentur für Arbeit 
Melderegister

    
Gewerbemelderegister und 
Einwohnermelderegister

Bundesagentur für Arbeit 
Einwohnermelderegister

Bundesagentur für Arbeit 
Einwohnermelderegister

Bundesagentur für Arbeit 
Einwohnermelderegister

 Kurzbeschreibung des Indikators

1.01: Anteil der Ausländer mit unbefris-
tetem Aufenthaltsstatus und Unionsbür-
gern an allen Ausländern

1.02: Anteil der Ausländer mit Aufent-
haltsdauer 20 Jahre und mehr an allen 
Ausländern

1.03: Anteil der Ausländer mit Einbürge-
rungsanspruch an allen Ausländern

1.04: Anzahl der Einbürgerungen im 
Verhältnis zur Zahl der Ausländer mit 
Einbürgerungsanspruch

2.01: Einzuschulende Kinder mit Besuch 
eines Kindergartens oder einer vergleich-
baren pädagogischen Einrichtung (mind. 
3-jähriger Besuch) mit MH/ohne MH

2.02: Schüler von Gymnasien Jahrgang 8 
mit/ohne MH

2.03: Schüler von Hauptschulen Jahrgang 
8 mit/ohne MH

2.04: Schulabgänger mit Fachhochschul- 
und/oder allgemeiner Hochschulreife

2.05: Schulabgänger ohne Schulab-
schluss mit/ohne MH

3.01: Beschäftigte in sozialversicherungs-
pfl ichtiger Beschäftigung im Alter von 
15- unter 65 Jahren mit/ohne MH

3.02: Saldo der an- und abgemeldeten 
Gewerbe mit Einwohnern mit/ohne MH

3.03: Auszubildende im Alter von   
15- unter 18 Jahre mit/ohne MH

3.04: Arbeitslosenquote insgesamt mit/
ohne MH

3.05: Arbeitslosenquote der unter 
25jährigen mit/ohne MH

➠
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Quelle: KGSt 2006:16-17

 Handlungsfeld

 4. Soziale Sicherung

    
 5. Wohnen

    

 6. Sprache

    
 7. Gesundheit

    
 8. Soziale Integration

 9. Gesellschaftliche  
 und politische 
 Partizipation

10.  Sicherheit

 

 Datenquelle

Agentur für Arbeit oder 
ARGE oder Sozialamt  
Einwohnermelderegster  
   
Agentur für Arbeit oder 
ARGE oder Sozialamt 
Einwohnermelderegister

Sozialamt   
Einwohnermelderegister

    
Einwohnermelderegister

    
    
Gesundheitsamt (Schul-
eingangsuntersuchung)

    
Gesundheitsamt (Schul-
eingangsuntersuchung)

Standesamt

Bürgerumfrage

Wahlamt

    
Personalstatistik

    
Polizeiliche 
Kriminalstatistik

Polizeiliche 
Kriminalstatistik 

 Kurzbeschreibung des Indikators

4.01: Empfänger SGB II und Grundsiche-
rung nach SGB XII mit/ohne MH

4.02: Empfänger SGB II und Grundsiche-
rung nach SGB XII unter 15 Jahren mit/
ohne MH

4.03: Empfänger SGB II und Grundsiche-
rung nach SGB XII über 65 Jahre mit/
ohne MH

5.01: Segregationsindex: Konzentration 
der Bevölkerung mit MH auf bestimmte 
Wohngebiete

6.01: Kinder mit Förderbedarf in der 
deutschen Sprache an allen einzuschu-
lenden Kinder mit/ohne MH

7.01: Teilnahme von Kindern an der U9 
mit/ohne MH

8.01: Binationale Ehen und eingetra-
gene Lebenspartnerschaften an allen 
Eheschließungen und eingetragenen 
Lebenspartnerschaften 

8.02: Wohlfühlen in der Stadt bei Ein-
wohnern mit/ohne MH (Vereinfachung)

9.01: Anteil der Mitglieder mit MH in 
Rat, Kreistag oder in der Bezirksvertre-
tung

9.02: Kommunale Beschäftigte mit MH 
in den Vergütungsgruppen A9 bzw. E9 
und höher 

10.01: Tatverdächtige für alle Diebstahl-
delikte Ausländer/Deutsche

10.02: Opfer von Straftaten Ausländer/
Deutsche

➠

schaftlichkeit gehört der „Anteil der Ausgaben für 
Maßnahmen der Integrationspolitik am Verwal-
tungshaushalt“ (vgl. Abb. 6).

Das INTERREG-Projekt der Städte Mün ster 
und Enschede hat einen eigenen interessanten 
Vorschlag unter breitet, der mit relativ wenigen 

Indikatoren auskommt, darunter auch solche, die 
in der einschlägigen Diskussion umstritten sind 
(„keine segregierte Wohngegend“) (vgl. Stadt 
Mün ster/Gemeente Enschede o.J.; 2005; Micha-
lowski u.a. 2006, vgl. Abb. 7).
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Abbildung 6:  

Kernkennzahlen Integration

Ziel 3: Politische Integration Datenquelle

 Partizipation in Politik Datenquelle

1. Anteil Personen mit Migrationshintergrund im Stadtrat, Gemein- Kommune  
 derat bzw. Kreistag

2. Beteiligungsrate bei Wahl zum Migrationsrat Kommune

 Zivilgesellschaftliche Partizipation

3. Zahl der Migrantenorganisationen, die einen Förderantrag an     
 die Kommune gestellt haben, pro 10.000 Einwohner Kommune

4. Anteil Personen mit Migrationshintergrund an den im Stadtrat Kommune  
 vertretenen Parteien

Ziel 4: Gesellschaftliche Integration – Integration in die kommunale Gesellschaft

 Interkulturelle Öffnung der Verwaltung Datenquelle

1. Teilnehmerzahl an Fortbildungsmaßnahmen zur Förderung inter- Kommune  
 kultureller Kompetenz der Mitarbeiter der Verwaltung 

2. Anteil Mitarbeiter mit Migrationshintergrund in der Verwaltung  Kommune  
 ab gehobenem Dienst 

3. Anteil Auszubildende mit Migrationshintergrund in Verwaltung Kommune

 Wohnen

4. Ausländeranteil im Stadtteil, in dem die meisten Ausländer leben Kommune

5. Segregationsindex Kommune

 Soziale Problemlagen

6. Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund  Kommune/  
 an den Empfängern von Hilfen zur Erziehung Jugendamt  
 Wird im Rahmen der neuen KJHG-Statistik ab 2007 erhoben.     
 Migrationshintergrund: Ausländisches Herkunftsland mindestens     
 eines Elternteils und vorrangig in der Familie gesprochene Sprache. 

7. Jugendgerichtshilfequote I: Anteil 14- bis unter 21-Jähriger,     
 gegen die ein Jugendgerichtshilfeverfahren eingeleitet wurde,     
 an der ausländischen Bevölkerung dieser Altersgruppe 

 Jugendgerichtshilfequote II: Anteil 14- bis unter 21-Jähriger,     
 gegen die ein Jugendgerichtshilfeverfahren eingeleitet wurde,     
 an der Bevölkerung dieser Altersgruppe 

8. Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger an Tatverdächtigen insgesamt Polizeiliche  
 Schlüssel 6900: ohne Straftaten nach dem Ausländer- oder Asylgesetz Kriminalstatistik

➠



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

59

Quelle: Bertelsmann Stiftung 2006a; 2006b. Eigene Darstellung

Kundenzufriedenheit

1. Zufriedenheit ausländischer Bürger/innen mit der Bearbeitung ihrer  Kundenbefragung 
 Angelegenheiten    
 War die zuständige Sachbearbeiterin/der Sachbearbeiter freundlich zu     
 Ihnen? (5er Skala) 

2. Zufriedenheit der ausländischen Bürger/innen mit der Bearbeitung ihrer  Kundenbefragung 
 Angelegenheiten im Ausländeramt    
 Wie zufrieden sind Sie mit der Bearbeitung Ihrer Angelegenheiten?     
 (5er Skala) 

Interkulturelle Kompetenz und Mitarbeiterzufriedenheit

1. Anteil Teilnehmertage an Fortbildungsmaßnahmen zum Themenbe- Kommune  
 reich interkulturelle Kompetenz pro Mitarbeiter/in der Verwaltung 

2. Zufriedenheit der Mitarbeiter/innen mit ihrer interkulturellen Kompetenz Mitarbeiter-  
 Befragung von Mitarbeitern im Ausländeramt, Einwohnermeldeamt  befragung  
 und Jugendamt (5er Skala) 

➠

Abbildung 7:  

Indikatoren der Integration nach Michalowski u.a. 2006:11

Indikator Dimension der Dimension der   
  Integration (Esser)  Integration (Dagevos)

 1. Sprachkenntnis Kulturation 

 2.  Kenntnis der Aufnahmegesellschaft  

 3.  Teilnahme am Arbeitsmarkt/sonstige     
 gesellschaftliche Aktivitäten Platzierung strukturell

 4.  Unabhängige Grundversorgung  

 5.  Bildungsniveau  

 6.  Keine segregierte Wohngegend 

 7.  Mitgliedschaft in Vereinen und     
 Organisationen Interaktion Sozialstrukturell

 8.  Informeller Kontakt zu Einheimischen  

 9.  Ethnischer Hintergrund des Partners  

10. Selbsteinschätzung 

11. Einverständnis mit westlichen  Identifi kation kulturell  
 Werten und Auffassungen
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Schlussendlich hat die Bundesregierung in 
der Zwischenzeit ein „Indiaktorenset für ein bun-
des weites Integrationsmonitoring“ (Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flücht linge 
und Integration 2008) und einen ersten Bericht 
in Auftrag gegeben. Die Indikatoren sind nach 14 
Bereichen gegliedert:
 1. Rechtstatus,
 2. Frühkindliche Bildung und 
  Sprachförderung,
 3. Bildung,
 4. Ausbildung,
 5. Arbeitsmarktintegration,
 6. Soziale Integration und Einkommen,
 7. Gesellschaftliche Integration und   
  Beteiligung,
 8. Wohnen,
 9. Gesundheit,
 10. Demographie,
 11. Mediennutzung,
 12. Interkulturelle Öffnung der Verwaltung   
  und der sozialen Dienste,
 13. Politik,
 14. Kriminalität und Fremdenfeindlichkeit.
Angegeben wird jeweils das Ziel bzw. das Thema, 
dazu gehörige Indikatoren (einschließlich sekun-
därer Indikatoren), die Datenverfügbarkeit und 
Hinweise zur Differenzierung. Wie un schwer er-
kennbar ist, sind die einschlägigen Vorarbeiten, 
Erfahrungen und Empfehlungen in dieses Indika-
torenset eingefl ossen. Die Bundesregierung hat 
sich für ein sehr breit gefächertes Tab leau ent-
scheiden. Man wird auf die Ergebnisse des ersten 
Datenberichts gespannt sein dürfen.

4.4 Zusammenfassende Diskussion

Die bisher hierzulande beobachtbaren Initiativen 
und Konzepte zu einem (kommunalen) Inte-
grationsmoni to ring orien tieren sich weitgehend 
an den theoretischen Arbeiten von Hartmut Esser 
(vgl. Esser 1980; 2001; 2004) und Friedrich Heck-
mann (vgl. Heck mann/Tomei 1997/2003; Heck-
mann 2001) mit der Unterscheidung von vier 
Aspekten der sozialen Integra tion: „Kul tura tion“ 
(kulturelle Integration), „Platzierung/Positionie-

rung“ (struk turelle Inte gration), „In ter aktion“ 
(soziale Integration) und „Identifi kation“ (identi-
fi ka tive Integration). 

Als „harte“ objektive Indikatoren für die struk-
turelle Integration gelten in der neueren Fach dis-
kussion solche, die Bildungsabschlüsse und den 
Zugang zum Arbeitsmarkt bzw. zu Be schäf ti-
gungs positionen betreffen. Bildung und Arbeits-
marktintegration sind entscheidend für die Chan-
cen zu einer selbstständigen Lebensführung so-
wie für Einkommens- und Entfaltungs chancen. 
Unter der Prämisse, dass Integration die Anglei-
chung von Lebensbedingungen und Le bens chancen 
impliziert (vgl. Hoffmann-Nowotny 2000), kann 
der Vergleich etwa der Quo ten von Schulabgän-
ger/innen ohne Schulabschluss, der Übertrittsquo-
te in weiterführen de Schu len, der Abiturienten-
quote, aber auch des Umfangs des Besuchs von 
Sonder-/Förder schu len von Kindern und Jugend-
lichen mit und ohne Migrationshintergrund Aus-
kunft über den Stand der strukturellen Integra-
tion geben. Gleiches gilt, wenn der Blick auf die 
Ausbil dungs be teiligung, abgeschlossene Berufs-
ausbildungen, die Erwerbs- und Arbeitslosigkeits-
quo ten und auf den Empfang von Transferleis-
tungen gerichtet wird. Der Wohnbereich gehört 
ohne Zweifel auch zu den harten Indikatoren, 
wobei der „Segregationsindex“ Hinweise geben 
kann. Zu beachten ist aber die kontroverse Dis-
kussion über die Bedeutung und Bewertung von 
räumlicher Segregation (vgl. etwa Häußermann/
Siebel 2001; Kapphan 2006; Schön wälder 2006). 
Da der Aufenthaltsstatus Lebenschancen und den 
Zu gang zu den Funk tions sy stemen mitbestimmt 
(z.B. Wahlrecht, Ansprüche auf Transfer leis tun-
gen) dürfte auch der Anteil sicherer Aufenthalts-
titel, die Aufenthaltsdauer und die Ein bür ge-
rungsquote zu den harten Indikatoren gezählt 
werden.

In einer Zeitreihe ist erkennbar, ob die (struk-
turelle) Integration fortschreitet, stagniert oder 
gar rückläufi g ist, wobei die Voraussetzungen für 
anspruchsvolle und aussagekräftige Ana lysen be-
trächtlich sind. So stellt sich insbesondere die 
Frage, welche Bevölkerungsgruppen/-segmente 
miteinander verglichen werden. In Rechnung zu 
stellen ist, dass die Lebenslage nicht nur durch 
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den Migrationshintergrund (Migrationsstatus), 
sondern eben auch durch die soziale Lage und 
Milieuzugehörigkeit (Sozialstatus) beeinfl usst 
wird. 

Im Hinblick auf die kulturelle Integration dürf-
te die Beherrschung der deutschen Sprache eben-
falls ein harter Indikator sein. Der Anteil bina-
tionaler Ehen und Lebensgemeinschaften gibt 
 sicherlich einen wichtigen Hinweis. Dagegen ist 
die Zahl von Kindern pro Frau ein prob lematischer 
Indikator, wenn dieser mit der Angleichungs-
norm verknüpft wird, was vor dem Hin tergrund 
der öffentlichen Diskussion über den demogra-
phischen Wandel und geringen Geburtenquoten 
unmittelbar einsichtig ist.

Schwierig gestaltet sich auch die konsensu-
elle Bestimmung von Indikatoren für die soziale 
und insbesondere die identifi kative Integration. 
Zwar erscheint die Mitgliedschaft in Vereinen 
und Organisationen ein aussagekräftiger Indika-
tor; jedoch ist zumindest in der Fachdiskussion 
strit tig, wie eigenethnische Vereinigungen unter 
Integrationsgesichtspunkten zu beurteilen sind 
(zu Sportvereinen vgl. Filsinger/Adam 2006). Kon-
takte zur alteingesessenen Bevöl kerung sind für 
die soziale Integration zwar förderlich, hängen 
jedoch auch von ent spre chenden Bereitschaften 
der Einheimischen ab, ebenso wie das Zugehörig-
keitsgefühl von den (lo kalen) Interaktionsver-
hältnissen abhängt. Die politische Partizipation 
(z.B. Anteil von Men schen mit Migrationshin-
tergrund in kommunalen Parlamenten) erscheint 
in diesem Zu sam menhang als ein aussagekräf-
tiger Indikator.

Eine anspruchsvolle Integrationsberichter-
stattung kann sich aber nicht auf die Beschrei-
bung und Analyse von Bildungsstatus, Wohnsta-
tus, Arbeitsmarktstatus usw., d. h. von Lebens-
lagen von Bevölkerungsgruppen mit und ohne 
Migrationshintergrund und deren Persistenz oder 
Ver änderung im Zeitvergleich beschränken, son-
dern sie muss zwingend die Zugangschancen und 
Zugangsbarrieren, die Strukturen des (lokalen) 
Schulsystems, des Beschäftigungssystems usw. in 
entsprechende Analysen einbeziehen und (insti-
tutionelle) Diskriminierung in Rech nung stellen. 
Die interkulturelle Öffnung der Institutionen der Auf-

nahmegesellschaft kann also demnach als ein ent-
scheidender Indikator für gelingende Integration 
benannt werden, wobei eine weitere Operationa-
lisierung erforderlich ist.

Bereits das Lebenslagenkonzept (vgl. Hradil 
1987), das die wissen schaft liche Sozialbericht-
erstattung anleitet, misst der subjektiven Seite, 
der Zufriedenheit mit Le bens bedingungen und 
Lebenssituation in verschiedenen Bereichen (z. B. 
Einkommen, Woh nen, Gesundheit) eine hohe 
Bedeutung bei. Lebensqualität lässt sich nicht 
ausschließlich über objektive Indikatoren auf der 
Basis allgemein anerkannter Ziele bestimmen 
(vgl. Noll 2000). Notwendig erscheinen deshalb 
subjektive Indikatoren, die in der Lage sind, subjek-
tive Zu friedenheit abzubilden. „Using subjective 
satisfaction better indicates comprehensive qua-
lity of life“ (Veenhoven 2001:1). In diesem Zu-
sammenhang ist zu unterscheiden zwischen dem, 
was Menschen brau chen („needs“) und dem, was 
sie wollen. Bedürfnisse sind nicht un mittel bar 
 beobachtbar, „but their gratifi cation materialises 
in the length and happiness of peoples’ lives. This 
fi nal output criterion requires assessment of sub-
jective appreciation of life as a whole“ (ebd.).

In diesem Zusammenhang verdient die neu-
ere Dienstleistungsdebatte besondere Auf merk-
sam keit, die den/die „Nutzer/in“ (wieder-)entdeckt 
hat (vgl. Oelerich/Schaarschuch 2005). Wer den 
Migrantinnen und Migranten als „kompetente 
Nutzer/innen“ betrachtet, dann gerät nicht nur 
die Inanspruchnahme von Dienstleistungen und 
Angeboten in den Blick (z.B. die In anspruchnah-
me des Kindergartens), sondern auch die Bewer-
tungsmaßstäbe, die nicht länger (aus schließlich) 
von den Institutionen defi niert werden können, 
sondern nur unter Einbe zie hung der Nutzer/in-
nen. Entsprechende Befragungen, die sich nicht 
nur auf die Dimension der Zu friedenheit be-
schränken können, müssen folglich elementarer 
Bestandteil einer Integra tions berichterstattung 
sein (vgl. Filsinger 2007b). 

In der einschlägigen Fachdiskussion wird gut 
begründet vorgeschlagen, die Bürgerinnen und 
Bürger in re gel mäßigen Abständen zum Integra-
tionsgeschehen zu befragen („Bürger umfrage“), 
wobei sich eine Einbe ziehung der Thematik in 
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eine allgemeine Befra gung zur Le bens qualität in 
einer Stadt em pfi ehlt (vgl. Noll 2000). Selbstver-
ständlich ist, dass die Migra tionsbevölkerung in 
eine sol che Erhebung einbezogen sein sollte (vgl. 
Statistisches Amt des Kantons Basel-Stadt 2003; 
Filsinger 2007b). Befragungen, welche die Migra-
tions bevöl kerung mit einbe ziehen, werfen aber 
offen sicht lich Fragen der Er reich barkeit und der 
Mitwir kungs bereitschaft auf, wobei die Sprach-
proble matik nicht zu vernachlässigen ist.

4.5  Evaluation

Ein indikatorengestütztes Integrationsmonito-
ring ist Voraussetzung für die Evaluation der Inte-
gration von Migrantinnen und Migranten, aber 
nicht mit dieser gleich zu setzen. Monitoring-Da-
ten geben Auskunft über den Stand und den 
 Verlauf von  Integrationsprozessen, können aber 
nicht die  Frage  nach den Wirkungen von Inte-
grationspolitiken und Programmen bzw. von all-
ge mei nen Politiken (z.B. Bildungspolitik) auf den 
Integra tionsprozess und die Chancenan glei chung 
beantworten. Hierzu bedarf es eigener Konzepte 
und Unter su chungs designs.

4.5.1 Evaluationskonzepte38

Unter Evaluation ist die theoretisch und metho-
disch refl ektierte Ana lyse und Bewertung von 
 Politiken, Programmen, Maßnahmen, Organisa-
tionen und institutionellen Praxen zu ver ste-
hen.39 Evaluation ist ein offeneres, breiteres, kom-
plexeres und methodenpluraleres Konzept als 
ver gleichbare Ver fahren wie Qualitätsmanage-
ment, Controlling, Benchmarking, Audit u.a. 
(Stockmann 2006). Das Ziel von Evaluation sind 
empirisch ge stützte Bewertungen auf der Grund-
lage intersub jek tiver Geltungsansprüche. In Eva-

luationen geht es um Fragen der Ziel er reichung 
(Effektivität), der Effi zienz, der Nachhaltigkeit 
und der gesellschaftlichen Relevanz von Poli-
tiken, Programmen und Maßnahmen, wobei das 
besondere Interesse auf Wirkungen gerichtet ist. 

Unter schieden werden kann zwischen sum-
mativer Eva lua tion (bilanzie ren de, Ergebnis-/Wir-
kungs evaluation) und prozess rekon struierender 
und häufi g mitgestaltender forma ti ver Eva luation 
(formative Evaluation). Eine weitere Unter schei-
dung bezieht sich auf den Zeit punkt, der Einbe-
ziehung von Evaluation in Politiken, Programme 
und Projekte („ex ante“, „on-go ing“, „ex-post“) 
(vgl. Stockmann 2004:17). Überdies ist zwi schen 
interner und ex terner Eva lua tion zu unter schei-
den. Schließ lich lassen sich manage ment-/exper-
tenorientierte, nutzer orien tierte und parti zi pative 
An sätze unter schei den, wobei zumindest die letz-
teren die „Stake holder“ substan tiell in den Eva-
lua tions prozess einbeziehen (vgl. das Modell der 
„responsi ven“ Evaluation von Beywl 1988/1999). 
Mittlerweile kann von einem Konsens dahin ge-
hend aus ge gan gen wer den, dass Eva luationen 
 sowohl quan titativer als auch qualita tiver Me tho-
den, d.h. eines angemessenen Methodenmix be-
dürfen.

Jede Evaluation setzt eine Analyse des Kon-
textes voraus (z.B. bildungspolitische Rah menbe-
din gungen, organisationale Bedingungen). Unter 
„input“ werden die Vorgaben, Vorausset zun gen 
und Bedingungen eines Pro gramms oder Projekts 
ver standen (Ziele/Konzeption, Struk turen, Res-
sourcen). Der Organisation kommt eine zentrale 
Bedeutung zu. Die im Rah men des Pro gramms 
oder Projekts erbrachten Leistun gen, insbeson-
dere der Mitarbeiten den (z.B. Unterricht) stellen 
den „output“ dar. Unter „out come“ wer den die in-
tendierten Re sul tate (der Nut zen) für die Adressa-
tinnen und Adressaten gefasst (z.B. gelungener 
Übergang in Ausbil dung oder Beschäftigung). Mit 

38 In diesem Kapitel wird im Wesentlichen auf die Arbeiten von Stockmann (2004; 2006; 2007) zurückge griffen. Für die Darstellung trägt 
jedoch der Verfasser die Verantwortung. Besonders hinzuweisen ist auf den „Evaluationsleitfaden“(vgl. Stockmann 2006:348–367), der 
für die Planung und Durchführung von Eva lua tionen hilfreich sein kann. Für eine Einführung vgl. Stockmann (2007); Haubrich u.a. 
(2005). Allgemeine und weiterführende Informationen zur Eva lua tion siehe: www.degeval.de. 

39 Zwischen Politik-, Programm-, Projekt-/Maßnahmen- und Organisationsevaluation ist zu unterscheiden. Die folgenden Ausfüh rungen 
sind im Wesentlichen konzentriert auf Programm- bzw. Projekt-/Maßnah menevaluationen. Speziell zur Politik evaluation vgl. Buss mann 
u.a. (1997).
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dem Be griff „im pact“ werden die gesamten Wir-
kungen inklu sive der unbeabsichtigten Folgen 
bezeichnet.40  

Zwischen Evaluations for schung und Qua  li-
täts ma nage ment, das zwischen Struktur-, Pro-
zess- und Ergebnisqualität unter scheidet, gibt es 
Be züge, die nutz bar gemacht werden können 
(Stockmann 2006; Stockmann 2007).

Eine Möglichkeit besteht darin, die Struktur-
qualität einer Organisation, eines Programms 
oder Projekts mit Hilfe von Indikatoren zu be-
stimmen und diese empirisch zu überprüfen. Die 
Struk turqualität ist insgesamt betrachtet leichter 
zu bestimmen als die Prozessqualität, da die se 
den interaktiven, co-produktiven Charakter etwa 
von Humandienstleistungen in Rech nung zu 
stellen hat, was der objektiven Messbarkeit Gren-
zen setzt. Hilfsweise werden deshalb häu fi g Pro-
zessrekonstruktionen durchgeführt und subjek-
tive Bewertungen der Prozessqualität er hoben.

Auftraggeber von Evaluationen sind zumeist 
an den Ergebnissen und Wir kungen einer Inter-
vention interessiert. Sofern die Ziele einer Inter-
vention präzise und kon sen suell gefasst sind, las-
sen sich Indikatoren bestimmen, die es erlauben, 
die Zieler reichung bzw. den Grad der Ziel errei-
chung zu messen. Es bietet sich an, jene Sach-
verhalte zu messen, die als Qualitäts merkmal an-
erkannt sind. Die Überprüfung von Planungsvor-
gaben und Zielen (Soll-Ist-Ver gleich) eröffnet 
Möglichkeiten für die Politik- und Programm-
steuerung.

Eine wirkungsorientierte Evaluation („Impact“-
Evaluation) ist jedoch (noch) anspruchsvoller 
und damit auch vor aus setzungsvoller. Diese be-
schränkt sich nicht nur auf die Untersuchung der 
Zielerreichung oder direkten (kurzfristigen) Ef-
fekte einer Intervention auf die Zielgruppe, son-
dern es geht vor allem um mittelfristige und lang-
fristige Wirkungen, insbesondere auch im Hin-
blick auf übergeordnete Zielsetzungen. Es geht 
damit beispielsweise um die Frage, ob der erfolg-

reiche Abschluss eines Integrationskurses nicht 
nur die Sprachkompetenz verbessert hat, sondern 
die strukturelle Integration (z.B. Integration in 
den Arbeitsmarkt) befördert hat. 

In einer wirkungsorientierten Evaluation 
steht im Kern zur Debatte, ob bzw. inwieweit die 
empirisch beobachteten Ergebnisse ei ner Inter-
vention kausal auf diese zurückzuführen sind. 
Das „ideale“ Design muss des halb experimentell 
bzw. zumindest quasi-experimentell ange legt sein 
und auf einem theoretisch begründeten Wirkungs-
modell (Wirkungshypothesen) auf Grund lage ei-
ner Programmtheorie ruhen. Wirkungsdimensi-
onen und Wirkungsfelder sind zu spezifi zieren 
(vgl. Lüders/Haubrich 2006). Eine solche Wir-
kungsmessung erfordert eine „Vor her“- und eine 
„Nachher“-Messung, ergänzt um Messungen zu 
verschiedenen Zeit punk ten (Längsschnittunter-
suchung), und die Berücksich tigung des Kontra-
faktischen („Was wäre ohne die Intervention ge-
wesen?“), also den Einsatz von Kontroll grup pen. 
Gerade letzte rer Anspruch wirft allerdings eine 
Reihe von (ethischen) Fragen auf. Vor dem Hin-
ter grund von Nachhaltigkeit sind über dies „Fol-
low-Up-Messungen“ in angemessenem Ab stand 
erfor der lich (z.B. Verbleib im Arbeitsmarkt).

Die Zentralität des Kontrafaktischen wird 
von einigen Autorinnen und Autoren als sub stan-
tiell betrachtet (vgl. etwa Stanat 2008), insgesamt 
aber kontrovers diskutiert. Als mög li che Alterna-
tive zu einer expliziten Wirkungszuschreibung 
mit explizierter Berück sichtigung des Kontrafak-
tischen („causal attribution“) kann die Prüfung 
des Beitrags einer Intervention zum Erfolg („cau-
sal contribution“) – etwa durch kritische Eviden-
zanalysen – in Betracht ge zo gen werden (vgl. 
 Caspari 2008). Effi zienzanalysen (ökonomische 
Evaluationen) sind dar über hinaus noch voraus-
setzungs voller (vgl. BASS 2008).41

Prozessanalysen sind insbesondere produktiv, 
um Verläufe und Probleme  einer In ter vention  er-
heben und das Programm ggf. modifi zieren zu 

40 Vgl. dazu das „Lebensverlaufsmodell“ von Stockmann (2006:107ff.), das interessante Perspektiven für die Programmevaluation eröffnet. 
Für weitere Arbeiten des von Reinhard Stockmann geleiteten Centrums für Evaluation siehe www.ceval.de. Das von Wolfgang Beywl 
geleitete Evaluationsinstitut Univation hat einen „Programmbaum“ entwickelt, der weitere Dimensionen enthält (www.univation.org); 
vgl. auch Beywl (2004).

41 Zur Wirkungsevaluation in Bezug auf die Kinder- und Jugendhilfe vgl. Projekt eXe (2006).
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können. Durch solche Analysen eröffnen sich 
ebenfalls (erweiterte) Möglichkeiten für die Poli-
tik- und Pro gramm steue rung. Der „Lernertrag“ er-
scheint in solchen Eva luationen besonders ausge-
prägt.

Qualitative, interpretative Evaluationen (vgl. 
Flick 2006) sind vor allem geeignet um Poli tiken, 
Programme und Projekte zu rekonstruieren, wo-
bei diese Rekonstruktion essentiell auf die Erhe-
bung der Wirk lichkeits- und Bewertungsperspek-
tiven der Beteiligten abzielen. Als Methoden 
kommen in diesem Zusammenhang narrative In-
terviews, Fokusgruppen und Grup pen diskus sio-
nen in Frage. Bei interpretativen bzw. rekonstruk-
tiven Verfahren geht es nicht um die empirische 
Überprüfung (Messung) von Wirkungshypothe-
sen, sondern um das diskursive, intersubjektive 
Nach voll ziehen eines Programms bzw. einer Maß-
nahme. Bekannt geworden sind bspw. so ge nann-
te Wirksamkeitsdialoge. Evaluationswerkstätten, 
orientiert am Modell der For schungs werkstätten, 
die Programmakteure mit einbeziehen, erschei-
nen in die sem Zusam menhang perspektiven-
reich, jedoch sind die Diskursvoraussetzungen 
der be tei lig ten Akteure zu beach ten. Solche Ver-
fahren haben den Vorteil einer relativ hohen 
 Akzeptanz der Evalua tions ergebnisse (vgl. Filsin-
ger 2002b).

Die Fallstudienmethodik (vgl. etwa Kannonier-
Finster u.a. 2000) erscheint eine pers pek tiven-
reiche Ergänzung zu klas sischen Verfahren der 
quantitativen Sozial forschung.

In Evaluationen stellt sich schon von der Sa-
che her das Bewertungsproblem und das Problem 
der Handlungsempfehlungen. In diesem Zusam-
menhang erscheint es angemessen, zwischen Be-
wertungen und Werthaltungen zu unterscheiden 
(vgl. Bohnsack 2006). Gemäß dem quan titativen 
Paradigma ist es nicht möglich, aus empirischen 
Analysen normative Aussagen abzu leiten (vgl. 
Krommrey 2008). Die Bewer tung, die über Aussa-
gen zur Zielereichung ent lang von vereinbarten 
Indikatoren, über die Ana lyse von Bewertungen 
beteiligter oder adres sierter Akteure bzw. über 
Wirkungsaus sagen hinausreicht, sind in der 

außer wis sen schaftlichen Arena angesiedelt (ebd.). 
Dieser Sachverhalt erfor dert von Evaluatorinnen 
und Eva lua toren Zu rück haltung bei Handlungs-
empfehlungen. Eine wichtige Aufgabe der Eva-
luations for schung ist je doch darin zu sehen, die 
Werthaltungen der beteiligten Gruppen (Stake-
holder) – d.h. die laten te Ebe ne von Be wertungen 
– empirisch aufzu klären.

Integrationsmonitoring (Dauerbeobachtung) 
und Evaluation sind verwandt, aber nicht iden-
tisch. Es empfi ehlt sich jedoch zumindest länger-
fristig ein integriertes Monitoring- und Eva luations-
system aufzubauen, das sowohl interne Evalua-
tionen (u.a. Selbstevaluation) als auch externe 
Evaluationen einbezieht. 

4.5.2 Stand der integrationsorientierten 
  Evaluation

Evaluationen sind in der Integrationspolitik und 
Integrationsarbeit noch nicht sehr verbreitet. 
Dies gilt insbesondere für wirkungsorientierte 
Evaluationen. Bevorzugt sind Evaluationen im 
Rah men von Modellprogrammen bzw. Modell-
projekten (vgl. etwa Vossler/Obermaier 2003; 
IMIS 2006; Spohn 2007) auf zufi nden.

Das großfl ächig (Bund/Land) angelegte För-
derprogramm „FörMIG“ ist umfang reich evalu-
iert worden (vgl. Klinger u.a. 2008).42 Die Evalua-
tion umfasst zwei zentrale Perspektiven: (1) Pro-
gramm bezogene Evalu ation als die zusammenfas-
sende Ermittlung und Auswertung der Eingangs-
be dingungen, Ent wicklungsprozesse und Ergeb-
nisse des Gesamtprogramms mit den Zielen Er-
gebnissiche rung, Feststellung von Handlungskon-
sequenzen und Entwicklungs pers pektiven; (2) 
Projekt bezo ge ne Evaluation der Arbeit der Basisein-
heiten, ihrer Ent wick lungs prozesse und Er geb-
nisse aus gehend von Ausgangslagen. Das Evalua-
tionskonzept kom bi niert ex terne und interne 
Eva luation, summative und formative Evalua-
tion. Insbesondere für die Sprach stands diagnostik 
im Rah men der Programmevaluation wurden 
Wirkungs mes sungen durchgeführt. Wesentlicher 
Bestandteil der projektbezogenen Evaluation war 

42 Ausführliche Information zum Programm und seiner Evaluation sind auf der Homepage erhältlich: www.blk-foermig.uni-hamburg.de.
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die Imple men tierung eines Verfahrens zur Kom-
petenzfeststellung der Teilnehmer, das in Form so 
ge nannter Screenings durchgeführt wird, und der 
Aufbau eines selbst lernenden Daten banksy stems 
zur Erfassung der Förderung, zur Bewertung der 
angewandten Förder konzep te sowie zur Samm-
lung der sozialpädagogischen Betreuungsmaß-
nahmen. Eine differenzierte Diskus sion des Eva-
luationskonzepts und der Ergebnisse ist erst nach 
Vorlage des Abschlussberichts (2008) möglich 
(vgl. auch Stanat 2008).

Eine breit angelegte, fl ächendeckende Evalu-
ation haben die In te grations kurse erfahren (Bun-
desministerium des Innern/Ramboll 2006). Ge-
genstand der Untersuchungen waren die Um  set-
zung der Integra tions kurse, insbesondere die 
 Kooperation der Akteure („Verfah rensef fi  zienz“), 
die Aus ge stal tung der Finanzierung („Finanzie-
rung“) und das Ausmaß der Zieler reichung sei-
tens der Teil neh mer (Sprachniveau B1) („Kurs-
durch führung“).43 In der Selbst be schreibung wird 
hervorge hoben, dass es sich um eine „Evaluation 
der Umsetzung“ han delt, je doch nicht um eine 
Ana lyse der (langfristigen) Wirkungen der Inte-
grationskurse auf die ge sellschaftliche oder struk-
turelle Integration (ebd.:4). Auf der Grund lage 
der Ergeb nisse wurde ein Gutachten er stellt, das 
insbesondere auf Ver bes serungs potenziale hin-
weist. In jüngster Zeit sind eine Reihe von Evalu-
ationsstudien zur Sprachför derung durchgeführt 
wor den. 

Die Evaluation von (kommunalen) Integra-
tionspolitiken und Programmen stellt noch eine 
Ent wick lungsaufgabe dar. Der Bund hat gerade 
einen ersten  Indikatoren gestützen Ergebnis-
bericht in Auftrag gegeben (vgl. Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration 2008). Ein Evaluationskonzept ist je-
doch noch nicht erkennbar. Einige wenige Kom-
munen haben dieses Neuland bereits betreten 
und interessante Befunde vorgelegt (vgl. Straßbur-
ger 2001; Michalowski u.a. 2006; Thränhardt/
S eveker 2007). 

Zu nennen ist in diesem Zusammenhang die 
„Studie zur Erforschung des Standes der Inte gration 

von Zuwan derern und Deutschen in Frankfurt am 
Main“ (vgl. Straßburger 2001), die von der Stadt 
(Amt für multikulturelle An ge legenheiten) in 
Auftrag gegeben und vom Europä i schen Forum 
für Migrationsstudien in Bamberg (efms) durch-
geführt wurde. Die Studie zielte auf die Be schrei-
bung von Inte gra tionsprozes sen und die frühzei-
tige Er ken nung von Desintegrations er schei nun-
gen („Frühwarnsystem“), die fortschreibbare Eva-
lu ierung der Integration und die Be reit stellung 
von rationalen Wissensgrundlagen für poli tische 
Ent scheidungen. In die Unter su chung einbezo-
gen wurden aus ländische Staatsange hörige (oh ne 
Asylantragstel ler/in nen, Flücht linge), Spätaussied-
ler/in nen und deren zugewan derte Fa mi lien mit-
glieder, alle in den let z ten Jahren eingebürgerten 
Ausländer/innen und ortsan säs sige Deutsche. Sie 
umfasste fol gende Teilunter suchungen:
• Eine Sekundäranalyse amtlicher und nicht-amt-

licher Daten.
• Experteninterviews zur Sondierung des Unter-

suchungsfeldes, zur Einschätzung der Inte-
gration und zur Nutzung der sozialen Infra-
struktur.

• Eine standardisierte (postalische) Befragung von 
Zuwanderer/innen und Einheimischen in drei 
Stadtteilen auf der Basis einer Zufallsauswahl aus 
dem Bevölkerungsregister der Stadt Frankfurt 
( eigener Fragebogen für deutsche und auslän-
dische Bürger/innen in deutscher Sprache; 
von den ausländischen Staatsangehörigen 
wurde nicht nur eine Zufallsauswahl getrof-
fen, sondern es wur den alle Personen ange-
schrieben, die als Bildungsinländer/innen be-
zeichnet werden können).

• Interviews mit Stadtteilbewohner/innen.
Gegen wärtig ist eine erneute Befragung in Vorbe-
reitung. Besonders hervorzuheben ist, dass nicht 
nur Personen mit Migrationshintergrund, son-
dern auch ortsansässige Deutsche befragt wur-
den, was (notwendige) Vergleiche ermöglicht 
und gleichzeitig der interak tionis tischen Di men-
sion von Integration Rechnung trägt. Die Studie 
ist zwar mit dem Monitoringsy stem der Lan des-
hauptstadt Wiesbaden nicht vergleichbar, stellt 

43 In der Sprache der Evaluationsforschung handelt es sich im Kern um eine Prozess- und eine Outcome-Evaluation bzw. Effektivitätsmes-
sung (Zielerreichung).
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jedoch eine (weitere) Mög lich keit dar, Inte gra-
tionsprozesse bzw. den Stand der Integration zu 
untersuchen, insbeson dere dann, wenn sie in be-
stimmten Abständen im gleichen Untersuchungs-
raum wiederholt wird.

Hinzuweisen ist ferner auf das binationale 
Projekt der Städte Münster und Enschede (Nieder-
lande) in dessen Rahmen die Effekte der Integra-
tionsförderung (mit Kontrollgruppen) evaluiert 
wur de (vgl. Michalowski u.a. 2006; Seveker u.a. 
2007a). Interessant sind die differenzierten Ergeb-
nisse zum Zusam menhang einzelner Indikatoren. 
Es können Er folge bilanziert werden, jedoch wird 
auf die Notwendigkeit der Unter suchung von 
Lang zeit ef fekten hingewiesen. Die qualitative Zu-
satzstudie bestätigt die Not wendig keit, im Rah-
men von Evaluationen die Perspektive der Zuge-
wanderten differenziert zu erheben (vgl. Seveker 
u.a. 2007b).

Bislang dominieren noch Datensets zur Le-
benslage, die zum Teil be reits in regel mäßi gen 
Abständen präsentiert werden und die Dokumen-
tation von Integrationsmaßnahmen. Auf dem 
Weg zu ei nem zu mindest hand lungs feldbezoge-
nen Monitoring befi nden sich beispielsweise die 
Stadt Bre men („Um set zungs controlling“) (vgl. 
Bertelsmann Stiftung/Bundesministerium des In-
nern 2005: 27f.; Freie Han sestadt Bremen 2007) 
und die Stadt Essen, die bereits einen dritten Um-
setzungs be richt ihres interkulturellen Konzepts 
vorgelegt hat (vgl. Stadt Essen 2007). Die Lan-
deshaupt stadt Wiesbaden vergleicht die Daten 
aus dem Integrationsmonitoring mit den an-
gestrebten Zie len et wa im Hinblick auf den Kin-
dergartenbesuch im Zeitvergleich (vgl. Landes-
hauptstadt Wiesbaden 2005a; 2005b). Be mer-
kens wert ist das Bürgerpanel der Stadt Arnsberg 
(vgl. Stadt Arnsberg 2005). Insgesamt be trach tet 
liegen aber noch kaum ech te Wirkungsmes-
sungen vor. Hierzu bedürfte es eigener Designs, 
um beispielsweise zeigen zu kön nen, dass etwa 
ein steigender Kindergartenbesuch auf integra-
tionspolitische Maß nah men zu rück zuführen ist. 
Die Evaluation von Integrationspolitiken stellt ein 
im Kern noch nicht bearbeitetes Feld dar.

Zu erwarten und zum Teil bereits zu beo-
bachten ist, dass im Zusammenhang bzw. in der 
Fol ge der Entwicklung von Integrationsmonito-

ring in verschiedenen Städten auch differen zierte 
Evaluationskonzepte ausgearbeitet werden. 

Perspektivenreich erscheinen die Initiativen 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, 
das mit der Ausarbeitung eines bundesweiten In-
tegrationsprogramms beauftragt ist. Im Rahmen 
dieser Entwicklungsarbeiten ist eigens eine Ar-
beitsgruppe Evaluation eingesetzt worden, die 
zum einen Evaluationsstudien dokumentiert und 
diskutiert und zum anderen Standards und Em p-
fehlungen für Evaluation ausarbeitet (vgl. BAMF 
2008). Der Arbeitsgruppe gehören Wis senschaftler 
und Integrationsbeauftragte auf verschiedenen 
föderalen Ebenen an. Schließ lich sollen auch von 
Seiten des Bundesamts Evaluationen in Auftrag 
gegeben werden. Von die ser Arbeit sind Anre-
gungen für die Evaluation von Integrationspoli-
tiken und Integra tions programmen zu erwarten.

4.6 Wirkungsorientierte Evaluation und   
 Steuerung

In der neueren Evaluationsdiskussion, aber auch 
im Kontext von Integration werden der Wir-
kungsevaluation und Wirkungsmessung eine 
zentrale Bedeutung zugemessen, da von diesen 
Hinweise für die Politikgestaltung, für Förder-
prioritäten und Steuerungspotenziale erwartet 
wer den. Folgt man etwa den Ansprüchen des 
New Public Management (z.B. „Output-Steue-
rung“), dann geht es um eine kon se quente Aus-
richtung auf messbare Kriterien der Wirkungs-
orien tie rung, um ein darauf ge stütztes Bench-
marking, um regelmäßige Eva lua tionen, vorzugs-
weise der Kosten-/Nuten-Ef fi zienz, zumindest 
aber der Zielgenauigkeit bei der Umsetzung und 
der da bei effektiv er ziel ten Wir kungen („Impact-
Evaluation“). Po li tik- und Pro gramm ge stalter 
wollen überdies wis sen, warum Programme mehr 
oder minder wirk sam wa ren und welche Modifi -
kationen aller Vo raus sicht nach zu welchen Ver-
ände rungen füh ren werden, ein besonders an-
spruchs volles Eva lua tionsziel, das Kausalanalysen 
voraus setzt.

Der Anspruch, Programme und Maßnahmen 
auf ihre Wirk samkeit zu über prü fen, dürfte nicht 
strit tig sein. Dabei wird häufi g unterstellt, dass 
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eindeutige Ursache-Wirkungs-Zusammen hän ge 
bzw. Ursache-Wirkungsketten vorhanden und 
messbar sind. Experimen telle bzw. quasi-ex pe ri-
mentelle Designs werden em pfohlen. Diese not-
wendige Eindeutigkeit ist aber gerade bei kom  ple-
xen Zu sammenhängen kaum gegeben. Die Er-
wartungshaltung, aus Evaluationen und Wir-
kungs messungen sichere Schluss folge rungen 
zie hen zu können, ist deshalb zumindest zu rela-
tivieren. An gemessener erscheint es, Ergebnisse 
anzustreben, die in ihren Schluss fol ge rungen 
plau sibel er scheinen (vgl. Pawson/Tilley 1997). 

Auf experimentelle bzw. quasi-experimentel-
le Untersuchungsdesigns sollte, dort wo möglich 
und vertretbar, grundsätzlich nicht verzichtet 
werden (Bijl 2008). Aber eine methodische Er-
weiterung erscheint gut begründet. Wenn es da-
rum geht, Wirkungen bzw. Wir kungsketten zwi-
schen Pro grammen und Maßnahmen einerseits 
und den „outcomes“ bzw. dem „impact“ zu 
identi fi zieren, dann bedarf es einer methodischen 
Vorge hensweise, die in der Lage ist, der Kom-
plexität des Untersuchungsfeldes Rechnung zu 
tragen. Diesem An spruch kommen qualitative 
Fall studien und speziell narrative Verfahren (z.B. 
das narrative Ex perteninterview) (vgl. Schütze 
1976) entgegen. Diese Verfahren haben überdies 
den Vor teil, dass sie die Pers pek ti ven von Pro-
grammbeteiligten bzw. Programm adressaten auf-
neh men. Im Übrigen ist da rauf zu insistieren, 
dass die quantifi zierende Analyse „offensichtlich 
nur ein Modell der em pi ri schen Wirk lich keits-
aneignung“ darstellen kann (Bonß 1982:10). 

Methodologisch und methodisch kontrol-
lierte Fallstudien stellen eine aussichtsreiche Pers-
pektive dar. Dabei handelt es sich um eine empi-
rische Forschungsstrategie, „die sich das Gan ze 
eines in Zeit und Raum gebundenen sozialen 
Phänomens zum Gegenstand an nimmt und sich 
dabei einer Vielzahl von Methoden bedient“ 
(Kannonier-Finster u.a. 2000:6). Qualitative Fall-
studien zeichnen sich dadurch aus, dass sie das 
soziale Phänomen innerhalb des alltags welt li-
chen Kontextes untersuchen. Gesucht wird – an-
ders als bei rein quantitativen Unter su chungen – 
nach den Regeln, die einen konkreten Fall be-
stimmen und die verständlich ma chen, wie die-
ser sich im Rahmen von soziokulturellen 

Kontexten ent wickelt. (Einzel-)Fall studien haben 
im  Übrigen in den Sozialwissenschaften, speziell 
auch in der Sozialen Arbeit, bereits eine längere 
Tradition.

Mit der Wirkungsmessung verknüpft ist die 
Erwartung einer wirkungsorientierten Steuerung. 
Das Steuerungspotenzial wirkungsorientierter 
Evaluationen hängt zunächst von der Qualität 
der Ergebnisse von (Kausal-)Analysen ab. Zumin-
dest wäre nachzuweisen, dass ein Programm bzw. 
eine Maßnahme die angestrebten Wirkungen er-
reicht hat und dass diese die unbe ab sich tig ten 
(negativen) Wirkungen überwiegen. Etwas be-
scheidener, aber wohl reali stischer: Wenn die be-
obachteten Wirkungen nicht kausal auf das Pro-
gramm oder die Maßnahme zu rück zu führen sind, 
dann müsste zumindest der Nachweis erbracht 
werden, dass das Pro gramm oder die Maß nahme 
einen wesentlichen Beitrag geleistet hat („causal 
contribution“) (vgl. Caspari 2008).

Es stellen sich aber zudem steuerungstheore-
tische Fragen. In diesem Zusammenhang ist zu-
nächst an die Erkenntnisse aus der Verwendungs-
forschung zu erinnern, die darauf verweisen, dass 
sich die Ver wendung wissenschaftlichen Wissens 
„nicht maschinell-tech nisch, sondern immer und 
not wendig in Form von langen, meist örtlich, 
zeitlich und sozial versetzten Interpretations pro-
zessen (...)“ vollzieht (Beck/Bonß 1989:11). 

Kaufmann (1983) unterscheidet drei Pro-
blemdi men sionen sozialer Steuerung: (1) Die Be-
darfsnor mierung: „Ein wirksamer Steuerungs me-
cha nismus muss die Eigenschaft besitzen, den 
Akteuren Zielgrößen zu setzen, die in mög lichst 
hohem Umfang mit individuellen Präfe renzen 
Dritter vermittelbar sind“ (ebd.:480); (2) die Ko-
ordination von Akteuren und (3) die Rück kop pelung. 
„Des halb kann von effektiver sozialer Steuerung 
nur gesprochen werden, wenn die Adres sa ten be-
stimmter Handlungen oder Leistungen die Mög-
lich keit haben, dieselben im Lichte ihrer eigenen 
Bedürfnisse und Prioritäten zu bewerten und 
wenn diese Bewertungen für die Ak teure Folgen 
zeitigen, so dass sie aus Erfolg oder Miss erfolg 
 lernen können“ (ebd.:481). 

Als Steue rungsmedien lassen sich Markt, Hie-
rarchie und So lidarität idealtypisch unter schei-
den. In der neuen steuerungstheoretischen Dis-
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kussion wer den Markt, Hierarchie (Staat) und 
Netz werke als Typen benannt, wobei „Policy-
Netzwerke“ in dem hier in Rede stehenden 
Zusam menhang von besonderem Interesse sind 
(vgl. Mayntz 1993).44 Diese Steue rungs medien 
sind im Hinblick auf die drei Problemdimensio-
nen, insbesondere im Hinblick auf ihre Wirksam-
keit differenziert zu analysieren. So mangelt es 
etwa der hierar chi schen Steuerung in komplexen 
Handlungssystemen an Rückkoppelung von un-
ten nach oben, was mit einer be schränkten Lern-
fähigkeit von Hierarchien einhergeht. Die Wirk-
sam keit von Soli da rität als Steue rungsmedium 
wiederum ist gebunden an normativen Kon sens, 
überein stim men de Situa tionsde fi ni tionen und 
an eher überschaubare Verhältnisse bzw. be  grenz-
te Hand lungs ketten. Bei der Steuerung über Netz-
werke sind Aspekte der Selbstorgani sa tion und 
der Eigendynamik zu beachten. 

Im Hinblick auf (politische) Interventionen, 
die sich im Kern durch das Ziel der Verbesserung 
von Le bens lagen bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen zu legitimieren haben, ergibt sich ins be son-
dere die Notwendigkeit, die Merkmale des Inter-
ventionsfeldes zu berücksichtigen. „Wenn wir ei-
nen angemessenen Begriff von Mög lich keiten 
und Grenzen wohlfahrtsstaat licher Akti vität ge-
winnen wollen, so müssen wir die po litischen 
Maßnahmen also als Interventionen in struk tu-
rierte soziale Zusammenhänge begrei fen (...), was 
wiederum bedeutet „die Bedin gungen ihrer Ak-
zeptanz zu untersuchen“ (Kaufmann 1983:487). 
Staat liche Interventionen dürften überdies nur in-
sofern zielkonfor m wirken, „als sie die in den Inter-
ventionsfeldern wirksamen Formen der Selbst-
steuerung adäquat berücksichtigen“ (ebd.:488).

Diese Überlegungen sprechen dafür, reine 
„Top-down“-Steuerungsversuche kritisch zu be-
trach ten und für eine Stärkung der Adressaten- 
bzw. Nutzerperspektive zu argumentieren (vgl. 

 Oelerich/Schaarschuch 2005; Kunz 2006). Über-
dies sind die steuerungskritischen Hin weise von 
Willke (1989) ernst zu nehmen, die eine Be-
schränkung auf „Kontextsteuerung“ em pfeh len.

Die neue „Governance“-Forschung (vgl. Benz 
2004) eröffnet in diesem Zusammenhang erwei-
terte Perspektiven. Mit dem Begriff „Governance“ 
wird Steuerung neu konzeptualisiert. Von Interes-
se ist „das Konstellationsgefüge, in dem sich die 
beteiligten Akteure bewegen, ihre intentionalen 
(Steuerungs-)Aktivitäten mitsamt ihren Poten-
zialen und Beschränkungen sowie die institu-
tionellen Regelungsstrukturen und die mit ihnen 
verknüpften Veränderungs prozesse und Wir-
kungen“ (Wissinger/Brüsemeister 2007:267). Zu 
berücksichtigen ist dem nach nicht nur das Um-
steuern von direkter zu indirekter Steuerung, 
 sondern auch und vor allem das mehr oder we-
niger abgestimmte Zusammenwirkungen einer 
Vielzahl von Ak teuren und die dabei erkennbaren 
Muster der Handlungskoordination (Netzwerk-
bildung). Diese Forschungsperspektive und ihr 
kritischer Blick auf empirisch vorfi ndbare neue 
Formen von Governance (z.B. in der Bildungs-
politik: Effektivität, Effi zienz und Evidenz als 
Leit kate go rien) erscheint nicht nur als Wert in 
der Evaluation von Integrationspolitiken und 
-programmen Berücksichtigung zu fi nden, son-
dern auch in der Debatte über „Good Gover  -
nance“ in der Integrationspolitik. 

Ingesamt betrachtet erscheint eine Skepsis 
gegenüber allzu hohen Erwartungen hinsichtlich 
des Steuerungspotenzials an ge zeigt, zumal Inte-
grationsprozesse aus theoretischer Perspektive 
zwar sicher be einfl ussbar, aber im Kern nicht 
„steuerbar“ sind. In diesem Zusam menhang ist 
eigens auf die Bedeutung eigen dy namischer Pro-
zesse, auf die unbeab sichtigten Folgen sozi alen 
Handelns für soziale Strukturen und für indivi-
duelle und kollektive Akteure hinzu weisen. Die 

44 Policy-Netzwerke bezeichnen „eine dezentral regulierte Ordnung der Zu sam me narbeit autonomer, aber interdependenter Akteure. Bei 
der Zu sam me narbeit handelt es sich nicht nur um bloß fl üchtige Interak tionen; aber die Kooperationsdichte weist auch nicht die for-
maler Organi sationen auf. „Anstatt von einer zen tralen Autorität hervorgebracht zu wer den, entsteht Politik heute oft in einem Prozess, 
in den eine Viel zahl von sowohl öffentlichen als auch privaten Organisationen ein ge bunden sind“ (Mayntz 1993:40). In solchen Netz-
werken fi nden Aus tausch- und Aushandlungsprozesse zu bestimmten Zwecken statt: z.B. bessere Aufgabenrealisierung, Information, 
Sicherung von Res sour cen, Koordination, Einfl uss nah me. Theo retisch und em pirisch sind die Bedingungen zu bestimmen, unter denen 
die Akteure für kollek tives Handeln zu aktivieren sind, das die jeweiligen (unter schiedlichen) Interessen zwar bedient, aber im Kern auf 
ein ge mein sames Ergebnis abzielt, das ei nen eigenständigen Wert dar stellt. 
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Grenzen po li tischer Gestaltbarkeit von sozi alen 
Handlungszusammen hän gen (sozialen Syste-
men) sind also im Auge zu behalten. 

4.7 Herausforderungen und Perspektiven

Für die Integrationsberichterstattung bedarf es 
weiterer Arbeit an tragfähigen Indikatoren, 
nach dem inzwischen recht gute Vorarbeiten ge-
leistet worden sind, etwa im Hinblick auf Indi-
katoren zum Migrationshintergrund, aber auch 
zu Indikatoren für ein Bildungsmonitoring. Für 
die Wissenschaft stellen sich vor allem die Aufga-
ben der theoretischen Fundierung von Indika-
toren – wie etwa in der im Aufbau befi ndlichen 
Bildungs bericht erstattung (vgl. Konsor tium Bil-
dungsberichterstattung 2006; Arbeitsgruppe Bil-
dungsberichterstattung 2008) – so wie der em pi-
rischen Prüfung von Annahmen über Wirkungs-
zusammenhänge und der Klärung der Inter de-
pen denzen zwischen Indikatoren. Bijl (2008) hat 
einen ausgesprochen instruktiven Überblick über 
Voraussetzungen, Konzepte, Kriterien und Hand-
lungsschritte für die Eva luation im Feld der Inte-
gration bereitgestellt, der für die weitere Arbeit 
nützlich ist.

Sollen die Ergebnisse der Integra tions bericht-
erstattung eine Handlungsgrundlage für prak-
tisch-politische Entscheidun gen abgeben, bedarf 

es ent spre chender Diskurse zur Ver stän digung 
über Indi katoren, die eine Einbeziehung aller 
integra tions politisch relevanten Akteure erfor-
dert. Der Nationale Integrationsplan und das Ver-
sprechen einer Bilanz (also einer Eva luation) nach 
einem Jahr sollte Anlass sein, eine entsprechende 
Evaluations infra struktur mit entsprechenden Res-
sourcen einzufordern. Was noch zu leisten wäre, 
ist die Syste ma ti sierung der Evaluationsgegen-
stände unter Berück sich tigung der jeweiligen 
Handlungsebenen von Bund, Land, Kommune 
und deren Vernet zung. Die Debatte um eine evi-
denzbasierte Politik/Praxis bedarf der Vertiefung 
(vgl. Rawson 2002; Sommerfeld/Hüttemann 
2007).

Sozialwissenschaftliche Forschung im Allge-
meinen und Evaluationsforschung im Besonde-
ren sollten sich auf die theoretische und empiri-
sche Analyse konzentrieren und auf dieser Grund-
lage Bewertungsaussagen machen. Zwischen die-
ser Analyse und Bewertung und normativen und 
politischen Bewertungen ist sorgfältig zu unter-
scheiden. Es könnte und sollte aber gerade Auf-
gabe der Evaluationsforschung sein, die Deutung 
und Bewertung von Integrations ver hältnissen, 
-prozessen und -erträgen sowie des  Erfolgs oder 
Misserfolgs von Po li tiken, Programmen und Maß-
nahmen sowie die dahinter liegenden Werthal-
tungen von Ak teuren zum Gegenstand der Unter-
suchung zu machen. 
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